
www.ssoar.info

Die Bekämpfung von Menschenhandel: Rechtliche
Entwicklungen, Schutzverfahren und aktuelle
Herausforderungen; Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle für das Europäische
Migrationsnetzwerk (EMN)
Drechsel, Benjamin

Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Drechsel, B. (2022). Die Bekämpfung von Menschenhandel: Rechtliche Entwicklungen, Schutzverfahren und aktuelle
Herausforderungen; Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN).
(Working Paper / Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum Migration, Integration und
Asyl (FZ), 94). Nürnberg: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum Migration, Integration
und Asyl (FZ); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Nationale Kontaktstelle für das Europäische
Migrationsnetzwerk (EMN). https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-84984-4

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.

Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.

http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-84984-4


Forschung

Die Bekämpfung von Menschenhandel: 
Rechtliche Entwicklungen, Schutzverfahren 
und aktuelle Herausforderungen
Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäische  
Migrationsnetzwerk (EMN)

Working Paper 94
Benjamin Drechsel





Die Bekämpfung von Menschenhandel: 
Rechtliche Entwicklungen, Schutzverfahren 
und aktuelle Herausforderungen

Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäische 
Migrationsnetzwerk (EMN)

Benjamin Drechsel



Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2022



4 Das Europäische Migrationsnetzwerk

Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im 
Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich 
auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte 
Rechtsgrundlage des EMN und es wurden nationale 
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (mit Ausnahme Dänemarks, welches  
Beobachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.

Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie 
die Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässli-
chen und vergleichbaren Informationen über Migra-
tion und Asyl im Hinblick auf eine Unterstützung der 
Politik in diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche 
nationale Kontaktstelle ist beim Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle 
gehört die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jährlichen 
Politikberichts ‚Migration, Integration, Asyl‘, die Erar-
beitung von bis zu vier themenspezifischen Studien, 
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation 
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen 
im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.

Das Europäische Migrationsnetzwerk

Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primär-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und 
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
ständige Erhebung von Daten und Informationen er-
gänzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen verfasst, um innerhalb der Europäischen 
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu 
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu 
gewährleisten, wurde ein Glossar erarbeitet, das über 
die nationalen und internationalen EMN-Webseiten 
zugänglich ist.

Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird 
ein Synthesebericht verfasst, der die wichtigsten Er-
gebnisse der einzelnen nationalen Berichte zusam-
menfasst und so einen europäischen Überblick erlaubt. 
Dazu kommen themenspezifische Informationsblät-
ter (EMN-Informs), die knapp und präzise ausgewählte 
Themen präsentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljährlich Informationen über die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem 
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet. 
Diese beschäftigt sich mit Aspekten der freiwilligen 
Rückkehr, der Reintegration und der Rückführung.

Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der 
Generaldirektion Migration und Inneres der Europäi-
schen Kommission verfügbar. Die nationalen Studien 
der deutschen nationalen Kontaktstelle sowie die 
Syntheseberichte, Informs und das Glossar finden  
sich auch auf der nationalen Webseite:  
www.emn-deutschland.de.
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Zusammenfassung

Zuständigkeit

Menschenhandel wird in Deutschland in unterschied-
lichen Rechtsmaterien abgehandelt, die auch unter-
schiedliche Zuständigkeiten begründen. Asylrechtlich 
wird die mögliche Opfereigenschaft im Zusammen-
hang mit Menschenhandel unter Verfolgung im Sinne 
von §§ 3a, b bzw. ernsthafter Schaden im Sinne von 
§ 4 Abs. 1 AsylG subsumiert. Menschenhandel ist ein 
schwerwiegendes Menschenrechtsverbrechen, die Tat-
bestandsvoraussetzungen des § 4 Abs. 1 AsylG erfas-
sen schwere Menschenrechtsverletzungen, unter die 
Menschenhandel fallen kann, ohne dass es sich zu-
gleich um Verfolgung im Sinne des § 3 AsylG handeln 
muss.

Die Zuständigkeit über die Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft bzw. die Gewährung des unionsrecht-
lichen subsidiären Schutzes liegt beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF). Davon zu unter-
scheiden ist die strafrechtliche Bewertung seiner Va-
rianten (§§ 232, 232a, b, 233, 233a, b, 234, 236 StGB), 
wenngleich sich die aus den Rechtsmaterien abzulei-
tenden Normzwecke und definierten Schutzbereiche 
überlappen und rechtspraktisch nicht sauber trennen 
lassen. Die Frage des Schutzes und der Opferentschä-
digung bzw. -kompensation nach Klärung der aufent-
haltsrechtlichen Fragen fallen in die Zuständigkeit der 
Länder (Europarat 2018: 7).

Akteure

Die Bekämpfung des Menschenhandels erfolgt in 
Deutschland, indem Ordnungs-, Sicherheits- und 
Sozialbehörden auf allen Ebenen und in allen Schrit-
ten mit den spezialisierten Fachberatungsstellen ge-
meinsame Maßnahmen entwickeln und umsetzen. Die 
Arbeit der Fachberatungsstellen ist für die Prävention, 
Erkennung und straf- sowie ausländerrechtliche Be-
wertung ein unverzichtbarer Baustein auf diesem Weg 
(Europarat 2018: 7). In Deutschland haben Polizei und 
Fachberatungsstellen lange eine herausgehobene Be-
deutung in der Analyse des Phänomenbereichs und 
der daraus folgenden Betrachtung der Rechtsposition 
von Opfern und Täterstrukturen eingenommen. Seit 
einigen Jahren werden Mitarbeitende in Jugendämtern 
verstärkt sensibilisiert, um Hinweise auf jugendliche 

Opfer von Menschenhandel zu erkennen. Auch hier  
ist es erforderlich, Erkenntnisse frühzeitig mit anderen 
Behörden zu teilen und gemeinsame Maßnahmen 
zu entwickeln, die der Zurückdrängung des Phäno-
mens dienlich sind. Die Behörden waren und sind noch 
immer unterbesetzt; jedoch konnten in Deutschland 
in den zurückliegenden Jahren Fachwissen aufge-
baut sowie rechtliche Befugnisse geschaffen werden. 
Seit 2019 ist die Finanzkontrolle Schwarzarbeit für 
die Durchführung eigener Ermittlungen mit Bezug zu 
Menschenhandel ermächtigt (KOK 2020a).

Identifizierung und Unterstützung

Menschenhandel ist ein Kontrolldelikt. Das bedeu-
tet, dass Betroffene infolge von Kontroll- und ver-
waltungsverfahrensrechtlichen Maßnahmen identifi-
ziert werden können. Entsprechend ist das Dunkelfeld 
groß. Die Bundespolizei z. B. kann auf Betroffene von 
Menschenhandel im Rahmen der Grenzsicherung 
und der damit verbundenen Gefahrenabwehr tref-
fen, wenn sie Schleusungen aufdeckt, die Bestandteil 
oder Voraussetzung von Menschenhandel sein können 
(KOK 2020a). In Deutschland hat das BAMF eine zen-
trale Rolle bei der Identifizierung sowie beim Schutz 
von Opfern von Menschenhandel inne. Insbesondere 
hat das BAMF im Rahmen der Asylverfahrensbearbei-
tung die Funktion der bzw. des Sonderbeauftragen für 
Opfer von Menschenhandel zur Identifizierung und 
Unterstützung dieser Gruppe besonders schutzwür-
diger Personen eingerichtet. Die Sonderbeauftragten 
haben die Aufgabe, in Asylverfahren das Vorliegen der 
Opfereigenschaft zu prüfen und ggf. internationalen 
Schutz zuzuerkennen, wenn Verfolgung aufgrund von 
Menschenhandel nach §§ 3a, b AsylG droht oder anzu-
nehmen ist. Bereits im Rahmen des europarechtlichen 
Zuständigkeitsbestimmungsverfahrens, des sogenann-
ten Dublin-Verfahrens, prüfen die Sonderbeauftrag-
ten des BAMF eine mögliche Reviktimisierungsgefahr 
im Hinblick auf den Ersteinreisestaat. Wird eine sol-
che angenommen, führt die mögliche Ausübung des 
Selbsteintrittsrechts dazu, dass Überstellungen in den 
ansonsten für die Prüfung des Asylantrags zustän-
digen Mitgliedstaat nicht durchgeführt werden. Die 
Sonderbeauftragten für Opfer von Menschenhandel 
binden darüber hinaus – falls nicht vorher schon ge-
schehen – Fachberatungsstellen oder Sicherheitsbe-
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hörden mit ein, um dem Opfer von Menschenhandel 
den europarechtlich vorgesehenen Schutz umfassend 
zu bieten.

Deutschland verfügt nicht über ein national orchest-
riertes Leit- und Frühwarnsystem für die Erst- und for-
male Identifizierung von Opfern von Menschenhandel 
bzw. für deren Schutz. Des Weiteren hat Deutschland 
keinen nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung des 
Menschenhandels verabschiedet. Dies lässt sich mit 
dem föderalen Gemeinwesen begründen, das die Zu-
ständigkeiten von Bund und Ländern regelt. Die Län-
der haben jeweils eigene Instrumente und Netzwerke, 
bestehend aus Behörden und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren, geschaffen, um Menschenhandel zurückzu-
drängen und vorzubeugen (Europarat 2018: 7).

13 von 16 Bundesländern haben Kooperationskon-
zepte eingeführt, die in Form von Erlassen, Verträgen 
oder informellen Vereinbarungen Zuständigkeiten, 
Reichweite und Funktionsweise der Zusammenar-
beit regeln. Die Kooperationskonzepte sind abhängig 
von den individuellen Gegebenheiten in den Ländern 
schwächer oder stärker entwickelt und binden je nach 
Standort mehr oder weniger Akteure ein. Zumeist sind 
Polizei und Staatsanwaltschaften aufgrund des „straf-
rechtlichen und -prozessualen Primats“ in der Leit-
funktion, während Ausländer- und Sozialbehörden 
beigeordnete Rollen einnehmen. Fachberatungsstel-
len haben zumindest beratende Funktion und sor-
gen dafür, dass die Sicht auf Menschenhandel auch 
humanitär-fürsorglich bleibt. Im Ergebnis fällt die 
Bilanz mit diesen Kooperationskonzepten positiv  
aus (KOK 2020a).

Erstidentifizierung/formale Identifizierung

Erst- und formale Identifizierung sind in Deutsch-
land nicht einheitlich geregelt. Soweit asylrechtliche 
Sachverhalte aufgeklärt werden müssen, zeichnet das 
BAMF mit seinen Sonderbeauftragten für Opfer von 
Menschenhandel verantwortlich. Das BAMF prüft im 
Rahmen von Anerkennungsverfahren zunächst die 
Zulässigkeit von Anträgen auf internationalen Schutz 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG und anschließend des-
sen Begründetheit nach §§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bzw. 4 Abs. 1 
Nr. 1 AsylG. Eine standardisierte, formalisierte Vorge-
hensweise erfolgt nicht. Anhaltspunkte von Dritten 
(wie Strafverfolgungs- oder Sicherheitsbehörden, 
Fachberatungsstellen) werden ggf. hinzugezogen und 
in der Sachverhaltsermittlung gewürdigt, in deren Ver-
lauf die asylrechtlich maßgebliche Identifizierung als 
Opfer von Menschenhandel erfolgt. Dieser Schritt, der 

von der Erstidentifizierung zu trennen ist, liegt jedoch 
in der Zuständigkeit der Sonderbeauftragten des 
BAMF für Opfer von Menschenhandel.

Formal identifiziert werden Opfer von Behörden der 
Bundesländer (Strafverfolgungs- oder Finanzkontroll-
behörden), aber auch Fachberatungsstellen nehmen 
diesen Schritt vor. Dieser Schritt ist von Zulässigkeit 
und Begründetheit des Antrags auf internationalen 
Schutz zu trennen. In manchen Ländern wird stark 
anhand der Art der Unterstützung (Aufklärungsarbeit 
zu Risiken und Schutzmaßnahmen, Unterbringung, 
medizinische Behandlung, Beratung und rechtlicher 
Beistand, materielle wie therapeutische Unterstüt-
zung, Integration sowie Vorbeugung der erneuten 
Viktimisierung) differenziert, die auch eine Bedenk- 
und Stabilisierungsfrist bzw. das Dublin- und Asyl-
verfahren einschließt. Andere Bundesländer hingegen 
wählen ganzheitliche Muster, die weder nach Vulne-
rabilitätsgrad noch nach Bedürfnissen unterscheiden 
(„one size fits all“) und unabhängig von dem Verfah-
ren bzw. dem Status dieselben Rechtsfolgen für die 
Betroffenen aufweisen.

Schutzmaßnahmen

Die Schutzmaßnahmen werden dezentral entwickelt 
und umgesetzt. Auf Bundesebene existiert keine In-
stanz, die dafür verantwortlich zeichnet. Das Rechts-
schutzinteresse von Ermittlungs- und Ordnungsbe-
hörden weicht vom Rechtsschutz der Betroffenen ab. 
Polizei und Staatsanwaltschaften versuchen, Men-
schenhandel in seinen Verzweigungen mit den Mit-
teln des Straf- und Strafprozessrechts beizukommen, 
und richten die Kooperationen mit Ausländerbehör-
den (Zeugen- und Opferschutz sowie die Gewährung 
des Aufenthalts aus humanitären Gründen nach § 25 
Abs. 4, 4a AufenthG i. V. m. § 59 Abs. 7 AufenthG) fol-
gerichtig an der Gefahrenabwehr aus, hinter die das 
individuelle Interesse des Opfers am Schutz vor den 
Täterinnen Täter und der Rückkehr in das Herkunfts-
land zurücktritt.

Fachberatungsstellen bilden eigene Netzwerke mit 
Verfahrensbevollmächtigten, um die Rechtspositio-
nen Betroffener zu verbessern. Zusätzlich unterhal-
ten sie Netzwerke mit Sozial- und Ausländerbehörden, 
um den Schutz von Betroffenen systematisch zu 
realisieren. Fragen der Unterbringung werden de-
zentral und getrennt nach Geschlechtern behandelt, 
um Opfer vor dem Rückfall in bekannte Täter- und 
Zwischenhändlerstrukturen zu bewahren. Neben der 
materiellen Versorgung ist dafür auch die psychiatri-
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sche Betreuung ein Schlüssel. Fachberatungsstellen 
äußern dabei jedoch die Sorge, ihr Handlungsspiel-
raum könne infolge der Bewältigung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie absehbar schwinden. 
Das schließt ihrer Ansicht nach auch (potenzielle) 
Opfer von Menschenhandel ein, weil Fachberatungs-
stellen fürchten, sowohl die personelle als auch 
finanzielle Unterdeckung ihrer fachlichen Beratungs
arbeit könne zu weniger und eingeschränkten Unter
stützungsleistungen führen.

Diese Bedenken sind jedoch unbegründet, denn sie 
lassen einen wesentlichen Aspekt unberücksichtigt: 
Die Gewährung internationalen Schutzes ist keine 
Frage, über die im politischen Meinungsstreit ent-
schieden wird. Die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft nach § 3 AsylG oder die Feststellung subsidiären 
Schutzes nach § 4 Abs. 1 AsylG, insbesondere aber die 
Feststellung der Eigenschaft, Opfer von Menschen-
handel geworden zu sein, bleibt der verwaltungsrecht-
lichen Einzelfallprüfung im Anerkennungsverfahren 
beim BAMF vorbehalten. Sie richtet sich allein danach, 
ob das Vorbringen im Asylverfahren die Tatbestands-
voraussetzungen der §§ 3, 4 AsylG erfüllt. Hinsicht-
lich einer möglichen Überstellung im Dublin-Verfah-
ren und der Rückkehr ins Herkunftsland würdigt das 
BAMF die Gefahr der Reviktimisierung und lässt diese 
in die Rückkehrprognose einfließen.

Herausforderungen und bewährte Praktiken

In Asylverfahren hat sich die Bestellung von Sonder-
beauftragten für Opfer von Menschenhandel be-
sonders bewährt. In Netzwerktreffen agieren sie als 
Multiplikatoren mit Expertenwissen und fachlicher 
Spezialisierung, die die Verwaltungspraxis des BAMF 
gegenüber anderen Bedarfsträgern wie Polizei, Aus-
länder- und Sozialbehörden sowie Fachberatungs
stellen vermitteln und umgekehrt sensibilisiert werden 
für die Belange dieser Bedarfsträger. Die länder- oder 
behördenübergreifende Bündelung von Kompeten-
zen wird zumeist als besonders geeignete Maßnahme 
in der Bekämpfung von Menschenhandel genannt. 
Das Anforderungsprofil an Fachberatungsstellen ist 
anspruchsvoller und umfassender geworden. Neben 
der Abfassung von Stellungnahmen zur Opfereigen-
schaft leisten sie auch Sozialberatung zu unterschied-
lichen Aspekten des täglichen Lebens (ausländer- und 
leistungsrechtlich).

Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie sind auf 
allen Zuständigkeitsebenen und in allen Phasen deut-
lich spürbar. In erster Linie sind die Kontaktbeschrän-

kungen zu nennen, die zu einem Verlust persönlicher 
Begegnungen geführt haben. Das hat Folgen für den 
Aufbau eines Vertrauensverhältnisses zwischen Be-
troffenen und Fachberaterinnen und kann auch die 
Zusammenarbeit zwischen Behörden und Betroffe-
nen beeinflussen, wenn Betroffene sich aufgrund des 
fehlenden persönlichen Kontakts Behörden gegenüber 
nicht öffnen. Im Ergebnis erschwert dies die Aufklä-
rung von Menschenhandelsdelikten.

Zwar ist es gelungen, durch Anpassung der Arbeits-
weise oder baulichen und räumlichen Umwidmungen 
mit den pandemiebedingten veränderten Rahmenbe-
dingungen umzugehen, die Ermittlung des asylerheb-
lichen Sachverhaltes, die leistungs- und ausländer-
rechtliche Beratung und Bearbeitung von Fällen mit 
Bezügen zu Menschenhandel und die polizeiliche Er-
mittlungsarbeit bleiben jedoch erschwert. Die Letztge-
nannte sieht sich insbesondere durch die Verlagerung 
der Tatörtlichkeiten in private Rückzugsorte vor neuen 
Herausforderungen. Manche Veränderungen, darun-
ter der verstärkte Einsatz von digitalen Kommunikati-
onstechniken in der Netzwerkarbeit, der Fachberatung 
und ausländer- und leistungsrechtlichen Fallbear-
beitung, dürften von Dauer sein. Die Funktionsweise 
und die Logik des Menschenhandels als Kontrollde-
likt machen es dessen ungeachtet erforderlich, dass 
geschultes und qualifiziertes Personal in persönlichen 
Gesprächen, durch Aufsuchen von einschlägig bekann-
ten Orten und Milieus die verschiedenen Varianten 
des Menschenhandels Varianten aufdeckt und mit den 
Mitteln des Rechts zurückdrängt.
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Menschenhandel ist ein besonders schwerwiegendes 
Verbrechen. Dahinter verbergen sich gravierende Men-
schenrechtsverletzungen, die sich als Sklaverei oder 
andere Formen menschenunwürdiger Behandlung 
zeigen. Allen Formen von Menschenhandel gemein-
sam ist, dass es sich um eine gewinnbringende Art von 
organisierter Kriminalität handelt. Menschenhandel 
wirkt beträchtlich auf die psychische und physische 
Integrität seiner Opfer ein und kann erhebliche Trau-
mata nach sich ziehen (vgl. Schaab/Maragkos 2010).

Europarechtlich wird Menschenhandel definiert als 
Anwerbung, Beförderung, Verbringung,1 Beherber-
gung oder Aufnahme von Personen, einschließlich 
der Übergabe oder Übernahme der Kontrolle über 
diese Personen, durch die Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt oder anderer Formen der Nötigung, 
durch Entführung, Betrug, Täuschung, Missbrauch von 
Macht oder Ausnutzung besonderer Schutzbedürftig-
keit oder durch Gewährung oder Entgegennahme von 
Zahlungen oder Vorteilen zur Erlangung des Einver-
ständnisses einer Person, die die Kontrolle über eine 
andere Person hat, zum Zwecke der Ausbeutung.2 
Menschenhandel kann unterschiedliche Ausprägun-
gen annehmen, europa- und internationalrechtlich3 
sind insbesondere die Ausnutzung der Prostitution 
anderer oder andere Formen sexueller Ausbeutung, 
Zwangsarbeit oder erzwungene Dienstleistungen, ein-
schließlich Betteltätigkeiten, Sklaverei oder sklaverei-
ähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder die Ausnut-
zung strafbarer Handlungen oder Organentnahme als 
Regelbeispiele verankert.

Diese komplexe Arbeitsdefinition lässt sich besser 
nachvollziehen, wenn man versucht, die für Men-
schenhandel maßgeblichen Bestandteile abzugren-
zen. Ausgangspunkt ist die konkrete Tathandlung 
(„action“): Der Täter muss das spätere Opfer entweder 
anwerben, befördern, an einen Dritten übergeben oder 
von einem Dritten übernehmen. In Verbindung dazu 

1	 Im Anschluss an BT-Drs. 18/9095 wird hier „Weitergabe“ an-
stelle von „Verbringung“ gebraucht. „Verbringen“ beinhaltet den 
Umstand, dass sich eine Person an einem Ort aufhält oder dort 
Zeit verbringt. Mit „Weitergabe“ jedoch richtet sich der Blick 
stärker auf den Prozess des Übergebens und Überlassens, der im 
Anschluss an die Beförderung erfolgt. Vgl. Deutscher Bundestag 
(2016a), 24.

2	 Amtsblatt der EU, L 101/6, 15.04.2011. RL 2011/36/EU.

3	 Angelehnt an die internationalrechtliche Definition des sog. 
Palermo-Protokolls. Siehe United Nations (2000).

ist das Mittel („means“) entscheidend: Das Opfer muss 
durch Androhen oder Ausüben von Zwang oder Ge-
walt, durch Vorspiegelung falscher Tatsachen, Ausnut-
zen einer verletzlichen Lage, psychische Manipulation 
oder Entgegennahme von Zahlungen für Übergabe/
Übernahme zu einer Ausbeutungsform gebracht wer-
den. Diese beiden Elemente der Tathandlung und des 
Mittels müssen gegeben sein, um den Zweck („pur-
pose“) der Ausbeutung herbeizuführen. Im Falle von 
Minderjährigen besteht eine Besonderheit darin, dass 
für das Vorliegen von Menschenhandel das Element 
des Mittels unerheblich ist. Minderjährige sind beson
ders schutzbedürftig und aufgrund ihrer nicht voll 
entwickelten Einsichtsfähigkeit hinsichtlich der Fol-
gen ihres Handelns reicht es aus, dass die Tathandlung 
vollzogen ist.4

Jenseits definitorischer Abgrenzung gestaltet sich 
die Bekämpfung des Menschenhandels komplex 
und vielschichtig. In vielen Fällen tritt das Phäno-
men verdeckt auf und lässt sich deshalb strafrecht-
lich nur schwer ermitteln. Die Strafverfolgungspraxis 
hat gezeigt, dass die Verknüpfung von Menschen-
handel und Prostitution oder Menschenhandel und 
sittenwidrigen Arbeitsverhältnissen oder Menschen-
handel und irregulärer Migration oft schwer beweis-
bar ist. Entsprechend kommt es zu weniger Verur-
teilungen als beispielsweise bei Schleusungs- oder 
Eigentumsdelikten.

Menschenhandel ist kein Phänomen, von dem aus-
schließlich Drittstaatsangehörige betroffen sind. Im 
Gegenteil haben die Erhebungen des Bundeskriminal-
amtes (BKA) im „Bundeslagebild Menschenhandel“ 
für die Bundesrepublik ergeben, dass in den meisten 
der hierzulande festgestellten Fälle die Opfer aus der 
Bundesrepublik oder anderen EU-Mitgliedstaaten, 
insbesondere Rumänien oder Bulgarien, stammen.5 
Dass in der vorliegenden Studie aber hauptsächlich 
Drittstaatsangehörige einer Betrachtung unterzogen 

4	 United Nations (2000): Protocol to Prevent, Suppress and 
Punish Trafficking in Persons Especially Women and Children, 
supplementing the United Nations Convention against Trans
national Organized Crime, Art. 3c, d.

5	 Vgl. die Bundeslagebilder Menschenhandel 2015–2020 des BKA. 
Bundeskriminalamt (2016–2021). Europol verweist ebenfalls 
auf gewachsenen Anteil von Opfern, die aus der EU stammen, 
vgl. https://www.europol.europa.eu/crime-areas-and-statistics/
crime-areas/trafficking-in-human-beings, 19.03.2022.

Einleitung1
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werden, beruht auf folgenden Erwägungen (vgl. Bau-
louz et al. 2021):

Erstens ist Menschenhandel ein global auftretendes 
Phänomen und lässt sich daher als Begleiterschei-
nung der „Globalisierung der Unsicherheit“ (Altvater/
Mahnkopf 2002) auch nur durch globale Anstrengun-
gen unterbinden. Diese Einsicht spiegelt die 2000 zur 
Bekämpfung transnationaler organisierter Kriminali-
tät unter dem Dach der Vereinten Nationen eingerich-
tete Palermo-Konvention wider. Eines von drei Zu-
satzprotokollen zur Konvention hat Menschenhandel 
zum Gegenstand und entwickelt erstmals eine recht-
lich verbindliche Begriffsbestimmung (United Nations 
2000). Das nach dem Tagungsort benannte Palermo-
Protokoll verpflichtet die Unterzeichnerstaaten dazu, 
Menschenhandel vorzubeugen und zu unterbinden, 
dessen Opfer zu schützen und die Zusammenarbeit 
zwischen Staaten zur Erreichung dieser Ziele zu för-
dern. Bis dato sind 178 Staaten dem Palermo-Proto-
koll beigetreten.6 Allerdings lässt sich aufgrund von 
Schätzungen annehmen, nur ein Bruchteil der von 
den Vereinten Nationen für das Jahr 2020 geschätzten 
281 Mio. internationalen Migrantinnen und Migranten 
(IOM 2021) sei Opfer von Menschenhandel geworden 
(Baulouz et al. 2021: 255). Wie aggregierte Daten des 
Trafficking in Persons Report belegen, konnten seit 
2014 jedes Jahr mehr Opfer identifiziert werden. 2019 
wurde erstmals die Schwelle von 100.000 Betroffenen 
überschritten. 2020 gingen die Zahlen identifizierter 
Opfer leicht zurück (US Department of State 2021).7

Jedoch wirkt sich das Phänomen nicht nur unmittelbar 
auf die Opfer selbst, sondern auch auf deren Angehö-
rige im Herkunftsland und in den Aufnahmeländern 
aus (Baulouz et al. 2021: 255). Daher formulierten die 
Vereinten Nationen die Beseitigung von Menschen-

6	 Vgl. die Vertragsdatenbank der Vereinten Nationen, online:  
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src= 
IND&mtdsg_no=XVIII-12-a&chapter=18&clang=_en, abgerufen 
19.03.2022. Südkorea hat das Protokoll 2000 unterzeichnet und 
2015 ratifiziert. Im Berichtszeitraum sind Bangladesch (2019), 
Brunei (2020), Fiji (2017), Komoren (2020), Japan (2017), Maledi-
ven (2016), Nepal (2020), Palau (2019), Singapur (2015), Sri Lanka 
(2017) und die palästinensischen Autonomiegebiete (2017) 
beigetreten. Bei der Umsetzung befinden sich diese Länder 
in unterschiedlichen Stadien. Jedoch haben sie sich mit ihrem 
Beitritt zumindest dazu verpflichtet, bis zur vollständigen Um-
setzung des Vertrags durch ihr Handeln oder Unterlassen seinen 
Zweck nicht zu gefährden. Online: https://treaties.un.org/doc/
source/events/2011/press_kit/fact_sheet_1_english.pdf, abge-
rufen 19.03.2022.

7	 Methodisch stellt sich die Frage, ob mehr Opfer identifiziert 
worden sind, weil das Dunkelfeld Menschenhandel durch Er-
mittlungsmaßnahmen stärker ausgeleuchtet worden ist. Oder 
sind die steigenden Zahlen mit einem Ausgreifen des Phäno-
mens zu begründen? Diese Aspekte können hier nicht vertieft 
werden.

handel als entwicklungspolitisches Ziel der Agenda 
2030 für Nachhaltige Entwicklung. Menschenhandel 
und nachhaltige Entwicklung weisen dabei eine um-
gekehrte Wechselbeziehung auf: Menschenhandel zu 
betreiben ist umso lukrativer, desto geringer das sozio-
ökonomische Potenzial eines Landes oder einer Region 
ist (Haverkamp 2018: 795).

Zweitens können Menschenhandel und irreguläre 
Migration einander bedingen, sie müssen aber nicht 
zwingend aufeinander folgen. Irreguläre Migration 
beinhaltet jedoch ein Risiko für Menschenhandel. Das 
Abhängigkeitsverhältnis zwischen Betroffenen und 
Täterinnen bzw. Tätern beschreibt einen Teil der Funk-
tionslogik von Menschenhandel. Betroffene müssen 
ihre vermeintlichen Schulden bei den Ausbeutenden 
abtragen. Diese verfügen in nicht seltenen Fällen über 
Einfluss auf die im Herkunftsland verbliebenen Famili-
enangehörigen oder andere Bezugspersonen der Opfer 
und können über sie den Druck auf die Opfer auf-
rechterhalten. Weil die Täterinnen bzw. Täter zudem 
meistens die einzigen Bezugspersonen im Aufnahme-
land sind, bleiben Opfer auf die Informationen und 
Kenntnisse angewiesen, die ihnen die Täterinnen bzw. 
Täter über das Rechtssystem, gesellschaftliche Nor-
men und Werte sowie Wirtschaftsstruktur des Auf-
nahmelandes mitteilen. Weil dieses Wissen selektiv 
ist und hinsichtlich des Ausbrechens aus den Ausbeu-
tungsverhältnissen eine abschreckende Wirkung ent-
wickeln soll, fürchten Opfer von Menschenhandel oft, 
aufgrund der irregulär betriebenen Migration aus den 
Aufnahmeländern abgeschoben und zugleich auch 
kriminalisiert zu werden. Jedoch liegt es im Interesse 
der Sicherheits- und Asylbehörden, dass Opfer sich 
öffnen und Vertrauen entwickeln, um das Risiko einer 
erneuten Viktimisierung zu vermeiden und umfassend 
Schutz zu erhalten. In der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit liegt darüber hinaus ein Schlüssel für 
das Zurückdrängen von Menschenhandel als trans
nationales, globales Phänomen.

In Deutschland kommen unterschiedliche Behörden 
mit Opfern von Menschenhandel in Kontakt. Das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sowie 
Ausländerbehörden und Polizei übernehmen wich-
tige Funktionen im Hinblick auf die Erst- und formale 
Identifizierung und den Schutz von Opfern, die aus 
Drittstaaten eingereist sind. Aber auch Fachberatungs-
stellen, die z. B. im Bundesweiten Koordinierungs-
kreis gegen Menschenhandel (KOK) zusammenarbei-
ten, kommt eine wesentliche Bedeutung zu. Neben der 
Aufklärung über das Verbrechen versuchen sie, durch 
Stellungnahmen Einfluss auf Gesetzgebungsinitiati-
ven zu nehmen, bieten Beratung an, vermitteln Unter-

https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XVIII-12-a&chapter=18&clang=_en
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XVIII-12-a&chapter=18&clang=_en
https://treaties.un.org/doc/source/events/2011/press_kit/fact_sheet_1_english.pdf
https://treaties.un.org/doc/source/events/2011/press_kit/fact_sheet_1_english.pdf
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bringung und stellen Kontakt zu Bevollmächtigten her. 
Des Weiteren arbeiten sie mit Behörden zusammen, 
z. B. in der Sensibilisierung für das Thema Menschen-
handel (vgl. Limoncelli 2016).

An der Entstehung dieser Studie hat eine Reihe von 
Akteuren mitgewirkt. Neben dem BAMF, das Men-
schenhandel vor allem aus der Perspektive von Asyl, 
Migration und Sicherheit analysiert und behandelt, 
beteiligten sich mehrere Bundesländer, hier vor allem 
Innen- und Sozialministerien. Wichtige Perspektiven 
auf das Thema eröffneten die Fachberatungsstellen, 
die teils offen, teils anonymisiert8 Erfahrungsberichte 
aus der Beratungs- und Begleitungspraxis übermit-
telten (siehe Tabellen „Aufstellung der an der Studie 
mitwirkenden Bundesländer“ und „Aufstellung der an 
der Studie mitwirkenden Fachberatungsstellen“ im 
Anhang).

Die Datenerhebung erfolgte qualitativ. Grundlage 
war ein nach Erst- und formaler Identifizierung sowie 
Schutzgewährung strukturierter Fragebogen, der den 
Bundesländern sowie den Fachberatungsstellen über-
mittelt worden ist. Ergänzend fließen Statistiken des 
Bundeslagebildes Menschenhandel (BKA 2018–2021) 
ein, das öffentlich einsehbar ist und dessen Daten 
beim Bundeskriminalamt (BKA) gebündelt werden.

Vom Aufbau her werden im folgenden Kapitel 2 zu-
nächst wichtige politische und rechtliche Entwicklun-
gen betrachtet, die sich in Deutschland im Zeitraum 
zwischen 2015 und 2022 hinsichtlich der Identifizie-
rung und des Schutzes von Opfern von Menschenhan-
del zugetragen haben. Dabei werden auch demogra-
fische Trends und Statistiken zu Menschenhandel in 
Deutschland zusammengefasst.

Kapitel 3 behandelt zuerst den Ablauf der Identifizie-
rung von Opfern von Menschenhandel in Deutschland, 
ehe darauf folgend das Thema Schutzgewährung in 
den Vordergrund rückt. Identifizierung ist ein struktu-
riertes Vorgehen, das je nach beteiligter Behörde bzw. 
Opferschutzeinrichtung unterschiedlich ausgeprägt 
ist. Von der formalen Identifizierung hängt ab, wie ein 
Opfer von Menschenhandel zu schützen ist. Daneben 
bestimmt die formale Identifizierung auch die Schutz-
maßnahmen und wie ein Opfer sozial und wirtschaft-
lich integriert werden kann. Selbstidentifizierung und 
anekdotisches Entdecken möglicher Opfer ist sicher 
möglich und das Ergebnis einer intensivierten Aufklä-

8	 Manche der Fachberatungsstellen haben anonyme Angaben 
für diese Studie gemacht. Werden sie zitiert, ist dies kenntlich 
gemacht durch „Fachberatungsstelle“, gefolgt von einer Ziffer.

rungsarbeit – die formale Identifizierung jedoch bleibt 
nur dafür ausgebildeten Personen vorbehalten. Im 
BAMF übernehmen Sonderbeauftragte für Opfer von 
Menschenhandel diese Aufgabe.

Kapitel 4 trägt der transnationalen Qualität des Men-
schenhandels Rechnung und fasst zusammen, wel-
che Formen von internationaler Zusammenarbeit 
entwickelt wurden, um diese Verbrechensform ein-
zudämmen. Dabei richtet sich der Blick auch auf das 
Dublin-Verfahren, das die Zuständigkeit eines Mit-
gliedstaates für die Durchführung des Asylverfahrens 
regelt. Jenseits des Zuständigkeitsbestimmungsverfah-
rens nach § 29 AsylG beteiligen sich die Mitgliedstaa-
ten der EU an der Entwicklung eines gemeinsamen 
Lehrplans für die Belange von vulnerablen Personen-
gruppen. In der European Union Agency for Asylum 
(EUAA), der Nachfolgebehörde des 2011 gegründe-
ten Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(EASO), erfolgt europaweit die fachliche Qualifikation 
im Bereich Bekämpfung des Menschenhandels. Ziel ist 
es, europaweit Erst- und formale Identifizierung von 
möglichen Menschenhandelsopfern zu harmonisieren 
sowie Standards zu entwickeln und fortzuschreiben, 
die der Re- und erneuten Viktimisierung vorbeugen. 
Die EUAA stellt wie ihr institutioneller Vorläufer EASO 
phänomenbezogene Herkunftsländerinformation oder 
webbasierte Identifizierungstools zur Verfügung, um 
das Erkennen und formale Feststellen von Opfern 
von Menschenhandel zu erleichtern. Nationale Son-
derbeauftragte und Ausbilder übernehmen hier eine 
Multiplikatorenfunktion.

Gegenstand von Kapitel 5 sind die Herausforderungen 
und bewährten Praktiken, die sich hinsichtlich der 
Identifizierung und des Schutzes von Opfern von 
Menschenhandel ergeben. Hier werden auch die Aus-
wirkungen beleuchtet, die die COVID-19-Pandemie 
hatte und welche Herausforderungen aktuell der Krieg 
gegen die Ukraine mit sich bringt. In Kapitel 6 werden 
die Ergebnisse und Schwerpunkte der Studie in einem 
Fazit zusammengefasst.
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rechtlicher Entwicklungen und 
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von 2015 bis 2020

2

Dieses Kapitel hat fünf Schwerpunkte: Im Vordergrund 
stehen als Erstes ein Überblick über die wesentlichen 
rechtlichen Entwicklungen im Zeitraum von 2015 bis 
2020 sowie ein Blick auf den Stand der Umsetzung 
der EU-Menschenhandelsrichtlinie. Zweitens folgt 
eine Betrachtung der Umsetzung der Opferschutz-
richtlinie. Der dritte Schwerpunkt des Kapitels be-
trifft Gesetzesnovellierungen, die im Zusammenhang 
mit Erstidentifizierung und Unterstützung von Opfern 
vorgenommen worden sind. Hier sind die gesetzli-
chen Fortschreibungen interessant, die die empirisch 
am häufigsten vorkommenden Ausprägungen von 
Menschenhandel betreffen: sexuelle und Arbeitsaus-
beutung. Der vierte Schwerpunkt geht von der Beob-
achtung aus, dass in den zurückliegenden Jahren die 
Diskussionen aus der Perspektive des ermittlungsbe-
hördlichen Strafverfolgungsinteresses geführt wurden, 
während jetzt mit Gesetzesänderungen im Sozialrecht 
und strafrechtlichen Nebengesetzen (siehe Kapitel 
2.3) auch Opferinteressen stärker berücksichtigt wer-
den. Opfer von Menschenhandel befinden sich in nicht 
seltenen Fällen in einer sozial prekären Lage. Deshalb 
ist auch ein Blick auf die Entwicklungen zweckmäßig, 
die sich auf den sozialrechtlichen Status von Opfern 
beziehen. Den Abschluss dieses Kapitels bildet fünf-
tens ein Blick auf die demografische Zusammenset-
zung der Opfer, der angesichts des großen Dunkel
feldes begrenzt bleiben muss.

2.1	 Neue Ausbeutungsformen: 
Umsetzung der EU-Men
schenhandelsrichtlinie

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der 
Bekämpfung des Menschenhandels und zur Änderung 
des Bundeszentralregisters sowie des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch9 wurde am 15. Oktober 2016 die 
EU-Menschenhandelsrichtlinie (2011/36/EU)10 um-
gesetzt.11 Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie war 
am 6. April 2013 abgelaufen. Aufgrund von Uneinig-
keiten zwischen Bundestag und Bundesrat scheiterte 
der erste Gesetzentwurf der damaligen Regierungs
koalition aus CDU/CSU und FDP am Ende der Wahl-
periode. Nach längeren Diskussionen über das 
Gesetzesvorhaben zwischen den bei den Bundestags-
wahlen im Jahr 2013 gewählten Regierungsparteien 
CDU, CSU und SPD wurden die unionsrechtlichen 
Regelungen im Jahr 2016 umgesetzt (Bundesrat 2013; 
Deutscher Bundestag 2013, 2016b: 17023ff).

Durch die Gesetzesänderung wurde der Straftat-
bestand ‚Menschenhandel‘ im Strafgesetzbuch neu 
gefasst, um ihn an die internationale Definition von 
Menschenhandel anzupassen. Die Reform beinhaltete 
die Ausdifferenzierung der bisherigen Rechtsnormen: 
Während zuvor der Tatbestand des Menschenhandels 
mit der jeweiligen Ausbeutungsform zusammenfiel 
(§ 232 StGB, Menschenhandel zum Zweck der sexu-
ellen Ausbeutung und § 233 StGB, Menschenhandel 
zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft i. d. F. v. 
19. Februar 2005), wurden in der Neufassung ein eige-
ner Tatbestand Menschenhandel (§ 232 StGB) einge-
führt und die Ausbeutungsformen in nachfolgenden 
Paragraphen festgehalten (§§ 232a (Zwangsprostitu-
tion) und 232b StGB (Zwangsarbeit) i. d. F. v. 15. Ok-
tober 2016). Während Menschenhandel sich auf das 
Anwerben, Befördern, Weitergeben, Beherbergen oder 
Aufnehmen einer Person in einer Zwangslage zum 
Zwecke der Ausbeutung bezieht (§ 232 StGB), stellen 
die §§ 232a und 232b StGB die Beeinflussung des 
Opferwillens zu den genannten Handlungen unter 

9	 BGBl. 2016 Teil I Nr. 48, S. 2226.

10	 Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates.

11	 Dieser Abschnitt basiert auf Kapitel 9 „Menschenhandel“ des 
EMN-Politikberichts 2917 (EMN/BAMF 2018: 101–105).
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Strafe. Zusätzlich wurden die Straftatbestände des 
Menschenhandels zur Bettelei, zur Begehung strafba-
rer Handlungen sowie zum Organhandel12 neu aufge-
nommen (§ 232 Abs. 1 Satz 1 lit. c, d und Satz 3 StGB). 
Verschärfte Strafregelungen gelten nach dem neuen 
Gesetz für alle Formen des Menschenhandels, wenn 
das Opfer unter 18 Jahren alt ist (§ 232 Abs. 3 Satz 
1 StGB; alte Fassung: unter 14 Jahren). Als weiterer 
Straftatbestand wurde die Ausbeutung der Arbeits-
kraft (§ 233 StGB) eingeführt. Darüber hinaus gab es 
Änderungen mit dem Ziel, die Bedeutung der Opfer-
aussage im Strafprozess zu schwächen, indem nicht 
mehr bewiesen werden muss, dass die Täterin bzw. 
der Täter den entscheidenden Einfluss auf den Willen 
des Opfers ausgeübt hat, z. B. die Prostitution aufzu-
nehmen (siehe Änderungen in §§ 232a und 232b StGB; 
Deutscher Bundestag 2016c: 18072). Zusätzlich wird 
unter bestimmten Bedingungen bestraft, wer als Frei-
erin oder Freier entgeltliche sexuelle Handlungen in 
Anspruch nimmt, wenn es sich dabei um Zwangspro-
stitution handelt. Gleichzeitig wurde die Möglichkeit 
der Straffreiheit für Opfer von Menschenhandel ein-
geführt, die während ihrer Zwangssituation Straftaten 
begangen haben (§ 154c Abs. 2 Strafprozessordnung 
(StPO)).

Die im Bereich Menschenhandel zuständigen Behör-
den wie das BKA oder Fachstellen wie der Koordi-
nierungskreis gegen Menschenhandel (KOK) begrüß-
ten die Neufassung der Strafnormen, insbesondere 
mit Blick auf die Ausweitung der Ausbeutungsformen. 
Gleichzeitig wurde moniert, dass die bestehenden Be-
weisschwierigkeiten durch die Änderungen nicht ge-
mindert werden könnten, da weiterhin eine Aussage 
des Opfers erforderlich sei (BKA 2016; KOK 2016a). 
Daneben wurde kritisch gesehen, dass sich die Umset-
zung der Richtlinie „überwiegend auf strafrechtliche 
Aspekte fokussiert und die in der Richtlinie ebenfalls 
enthaltenen zahlreichen Vorgaben zu Opferrechten, 
Schutz und Unterstützung für Betroffene ausgeklam-
mert wurden“ (KOK 2016b). In der Strafrechtswissen-
schaft findet sich die Ansicht, statt einer „maßvollen“ 
Umsetzung der unions- und internationalrechtlichen 
Vorgaben habe der Gesetzgeber ein „Geflecht von un-
übersichtlichen und sich überschneidenden Regelun-
gen“ mit einer Fülle an Qualifikationen geschaffen, das 
über die Normzwecke dieser Vorgaben hinausreiche 
(Eisele 2019: Rn 7,8). Des Weiteren hat die Strafrechts-
wissenschaft früh auf Probleme mit der Systematik 
der Novellierungen abgestellt, die zu Überschnei-

12	 Bisher war der Menschenhandel zum Zweck des Organhandels 
lediglich als Beihilfe zu Straftaten nach dem Transplantations
gesetz strafbar.

dungen, Wertungswidersprüchen und Inkonsistenzen 
führten (Renzikowski/Kudlich 2015; Eisele 2019: Rn 8; 
Renzikowski 2021).

2.2	 Unterstützungsmaßnahmen 
für Opfer: Umsetzung der 
EU-Opferschutzrichtlinie

Mit dem ‚Gesetz zur Stärkung der Opferrechte im 
Strafverfahren‘ (Drittes Opferrechtsreformgesetz),13 
das Verpflichtungen aus der EU-Opferschutzrichtlinie 
(2012/29/EU) umsetzt (Inkrafttreten in weiten Teilen 
am 31. Dezember 2015), wurden verschiedene Maß-
nahmen u. a. im Bereich des Opferschutzes in natio-
nales Recht überführt (Deutscher Bundestag 2015a). 
Dabei waren „viele der in der Opferschutzrichtlinie 
vorgesehenen Rechtsinstrumente zum Schutz des 
Verletzten dem deutschen Verfahrensrecht bereits 
bekannt, gerade die durch die Opferrechtsreformge-
setze eingeführten Neuerungen gehen in Teilen über 
den neuen europäischen Mindeststandard hinaus“ 
(Deutscher Bundestag 2015a: 1f.). Eine der wichtigs-
ten Neuerungen, die zum 1. Januar 2017 in Kraft trat, 
ist die Einführung der kostenlosen psychosozialen 
Prozessbegleitung für Opfer schwerer Gewalt- und 
Sexualstraftaten. Kinder und Jugendliche, die Opfer 
schwerer Gewalt- und Sexualstraftaten geworden sind, 
haben seitdem einen Rechtsanspruch auf diese Unter-
stützungsleistung (§ 406g StPO). Diese Änderungen 
fanden eine breite politische Unterstützung und der 
Gesetzentwurf wurde einstimmig vom Bundestag ver-
abschiedet (Deutscher Bundestag 2015b: 14064), auch 
die Fachöffentlichkeit hat sie durchaus wohlwollend 
aufgenommen (Ferber 2016). Wesentliche Teile der 
Opferschutzrichtlinie, z. B. Bestimmungen über den 
Zugang zu Opferhilfeeinrichtungen, betrafen die  
Gesetzgebungszuständigkeit der Länder (Deutscher  
Bundestag 2015a).

13	 BGBl. Teil I Nr. 55, S. 2525.
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2.3	 Novellierungen im 
Zusammenhang mit 
Erstidentifizierung und 
Unterstützung von Opfern 
von Menschenhandel

2.3.1	 Prostituiertenschutzgesetz

Seit Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes 2002 ist 
Prostitution in Deutschland nicht mehr sittenwidrig 
und somit als Beruf anerkannt (siehe Kreuzer 2016). 
Mit dem Ziel, Personen, die in der Prostitution tätig 
sind, besser zu schützen, trat am 1. Juli 2017 das ‚Ge-
setz zum Schutz von in der Prostitution tätigen Perso-
nen‘ (Prostituiertenschutzgesetz, ProstSchG)14 in Kraft. 
Es beinhaltet unter anderem eine Erlaubnispflicht für 
Prostitutionsgewerbe und verpflichtet Sexarbeiterin-
nen und Sexarbeiter dazu, ihre Tätigkeit anzumelden. 
Für die Anmeldung muss an einem Informations- und 
Beratungsgespräch teilgenommen werden (§§ 7, 8 
ProstSchG). Darüber hinaus müssen Personen über 21 
Jahre mindestens einmal im Jahr eine gesundheitliche 
Beratung wahrnehmen (§ 10 ProstSchG). Diese Maß-
nahmen sollen dabei unter anderem dazu dienen, Fälle 
von Menschenhandel und Ausbeutung zu erkennen 
und Betroffene über Unterstützungsmaßnahmen zu 
informieren (Deutscher Bundestag 2016d: 70ff.). Da
rüber hinaus wurden Personen, die sexuelle Dienstleis-
tungen erbringen, dazu verpflichtet, Ausweispapiere 
mitzuführen und auf Verlangen der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) vorzulegen (§ 2a Abs. 1 Nr. 10 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG)).

Das Prostituiertenschutzgesetz ist in der allgemeinen 
Öffentlichkeit, aber auch in den Fachdisziplinen kont-
rovers aufgenommen worden.15 Kernfrage der Debatte 
war dabei, inwiefern das Prostitutionsgesetz aus dem 
Jahr 2002 die Bekämpfung des Menschenhandels er-
schwere (dazu BMFSFJ 2007) und welche Maßnahmen 
mit dem Prostituiertenschutzgesetz getroffen wer-
den müssten, um die Situation von in der Prostitution 
tätigen Personen zu verbessern und Menschenhandel 
zu bekämpfen, „ohne dabei vor allem die Stärkung des 
sexuellen Selbstbestimmungsrechts von Prostituier-

14	 BGBl. 2016 Teil I Nr. 50, S. 2372.

15	 Vgl. beck-aktuell 22. September 2015 für einen knappen Über-
blick der Einschätzung von Fachstellen wie Aidshilfe, Diakonie 
und dem Deutschem Frauenrat oder Interessenvertretungen wie 
dem Deutschen Juristinnenbund (djb).

ten aus dem Blick zu verlieren“ (BMFSFJ 2020: 8; s. a. 
Deutscher Bundestag 2016e).

Dabei gerieten die Regelungen zur Anmeldepflicht 
und verpflichtenden Gesundheitsberatung in die Mitte 
der politischen Diskussionen (Deutscher Bundestag 
2016b: 17007). In diesem Zusammenhang findet sich 
im rechtspolitischen Schrifttum die Sorge, die stär-
kere Akzentuierung der verwaltungsrechtlichen Kon-
trollfunktion der Norm könne ihrem Schutzzweck zu
widerlaufen, d. h. mögliche Betroffene, insbesondere 
hinsichtlich des Vorliegens von Menschenhandel, zu 
schützen (Kreuzer 2016). Sozialwissenschaftliche Aus-
wertungen schlussfolgerten kritisch, das Gesetz ge-
wichte den Schutz gesellschaftlich wünschenswerter 
Normen stärker als das individuelle Schutzbedürfnis 
der in der Prostitution tätigen Personen (Greb/Schra-
der 2018).

2.3.2	 Arbeitsausbeutung: Gesetz 
gegen illegale Beschäftigung und 
Sozialleistungsmissbrauch

Durch das Gesetz gegen illegale Beschäftigung und 
Sozialleistungsmissbrauch (Inkrafttreten in weiten 
Teilen am 18. Juli 2019)16 erhielt die FKS Prüfungs- 
und Ermittlungskompetenzen für ausbeuterische 
Arbeitsbedingungen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG)17, „um ins-
besondere die Bekämpfung von Menschenhandel im 
Zusammenhang mit Beschäftigung, Zwangsarbeit 
und Ausbeutung der Arbeitskraft zu stärken“ (Deut-
scher Bundestag 2019a: 3). Durch die Erweiterung 
der Prüfungsbefugnisse soll „die FKS in die Lage ver-
setzt [werden], mögliche Opfer von Menschenhandel 
im Zusammenhang mit Beschäftigung, Zwangsarbeit 
und Ausbeutung der Arbeitskraft besser zu identifizie-
ren und dadurch andere Strafverfolgungsbehörden bei 
ihren Ermittlungen in diesem Deliktsfeld zu unterstüt-
zen oder anders als bisher entsprechende Ermittlun-
gen […] selbst führen zu können“ (Deutscher Bundes-
tag 2019a: 45). Dafür soll die FKS Fachkenntnisse in 
Rechtsgebieten wie Ausländerrecht, Rechte der Be-
troffenen von Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und 
Menschenhandel sowie dem Opferschutz aufbauen 
und die Mitarbeiter für die Sachverhaltsaufklärungen 
in diesen Rechtsgebieten ausbilden (Deutscher Bun-
destag 2019a: 45).

16	 BGBl. 2019 Teil I, Nr. 27, S. 1066.

17	 Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen 
Beschäftigung.
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2.3.3	 Besserer Schutz von (potenziellen) 
Opfern von Menschenhandel: 
Änderung der aufenthaltsrechtlichen 
Regelungen

Mit dem ‚Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung‘ (Inkrafttreten: 1. Au-
gust 2015)18 wurden die Möglichkeiten für (potenzielle) 
Opfer von Menschenhandel, eine humanitäre Auf-
enthaltserlaubnis zu erhalten, ausgeweitet und damit 
laut Gesetzesbegründung „die Interessen des Opfers 
stärker in den Fokus gerückt“ (Bundesrat 2014: 46). 
Seitdem ist die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
für Personen, die Opfer einer Straftat nach §§ 232 bis 
233a StGB wurden, als Soll- und nicht mehr als Kann-
Regelung normiert. Voraussetzung für die Erteilung 
einer solchen Aufenthaltserlaubnis ist außerdem, dass 
der weitere Aufenthalt von der Staatsanwaltschaft 
oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird 
und die betroffene Person die Verbindung zu den Tat-
verdächtigen abgebrochen und sich dazu bereit erklärt 
hat, im Strafverfahren als Zeugin bzw. Zeuge auszusa-
gen (§ 25 Abs. 4a Aufenthaltsgesetz (AufenthG)).

Dabei wird nunmehr der Aufenthalt nicht mehr als 
„vorübergehend“ qualifiziert. Darüber hinaus führte 
das Gesetz die Regelung ein, dass die Aufenthaltser-
laubnis verlängert werden soll, wenn humanitäre oder 
persönliche Gründe oder öffentliche Interessen die 
weitere Anwesenheit der betroffenen Person erfor-
dern (§ 25 Abs. 4a Satz 3 AufenthG). Somit kann die 
Aufenthaltserlaubnis verlängert werden, wenn das 
Verfahren trotz der Kooperationsbereitschaft dieser 
Person eingestellt wird (Bundesrat 2014: 46). In die-
sem Zusammenhang entfiel fortan die Regelung, wo-
nach die Einstellung des Verfahrens zum Widerruf der 
Aufenthaltserlaubnis führt (§ 52 Abs. 5 Nr. 3 AufenthG 
i. d. F. v. 1. Dezember 2013). Zudem wurden für die Be-
troffenen auch die Regelungen in Bezug auf die Dauer 
der Aufenthaltserlaubnisse von sechs Monaten nach 
§ 26 Abs. 1 Satz 5 AufenthG auf ein Jahr verlängert 
(bzw. zwei Jahre bei Verlängerung nach § 25 Abs. 4a 
Satz 3 AufenthG), um „die Rechtssicherheit für die 
Betroffenen [zu] vergrößer[n] und die Bereitschaft, im 
Strafverfahren zu kooperieren, [zu] erhöhen“ (Bundes-
rat 2014: 51). In dieser Hinsicht wurde auch der Fami-
liennachzug zu Opfern von Menschenhandel ausge-
weitet, in dem auch während des Strafverfahrens der 

18	 BGBl. 2015 Teil I Nr. 32, S. 1386. Vgl. zur Diskussion Kluth (2019), 
Thym (2019) und Hörich/Tewocht (2017), allerdings ohne 
Würdigung von § 25 Abs. 4a AufenthG aus der Perspektive des 
Menschenhandels.

Familiennachzug aus völkerrechtlichen oder humani-
tären Gründen oder zur Wahrung nationalpolitischer 
Interessen möglich ist (§ 29 Abs. 3 AufenthG). Grund 
hierfür sei, dass „[z]um einen […] die Erpressbarkeit der 
Betroffenen durch Drohungen gegen Angehörige im 
Herkunftsstaat verringert [werde], zum anderen wirk[e] 
sich die Anwesenheit der Kernfamilie stabilisierend auf 
die Betroffenen aus“ (Bundesrat 2014: 52).

Grundsätzlich muss ein Opfer von Menschenhandel 
aber nicht in einem Strafverfahren mitwirken, um 
einen Aufenthaltstitel zu erhalten (Deutscher Bundes-
tag 2019c: 6). Zum Schutz minderjähriger Opfer von 
Menschenhandel kann die Gewährung eines Aufent-
haltstitels nach den §§ 23a und 25 Abs. 4, 5 AufenthG 
in Betracht kommen. Nach § 23a AufenthG kann ein 
Aufenthalt in Härtefällen gewährt werden. Dabei kann 
die oberste Landesbehörde anordnen, einer vollziehbar 
ausreisepflichtigen Ausländerin bzw. einem vollziehbar 
ausreisepflichtigen Ausländer einen Aufenthaltstitel zu 
erteilen, wenn eine Härtefallkommission, die von der 
Landesregierung durch Verordnung eingesetzt wird, 
darum ersucht. Die Aufenthaltsgewährung nach Satz 4 
dieser Vorschrift steht ausschließlich im öffentlichen 
Interesse und begründet keine subjektiven Rechte der 
Ausländerin bzw. des Ausländers. Nach § 25 Abs. 4 
AufenthG kann einer nicht vollziehbar ausreisepflich-
tigen Ausländerin bzw. einem nicht vollziehbar aus-
reisepflichtigen Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden, solange dringende humanitäre oder 
persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Inter-
essen deren bzw. dessen vorübergehende Anwesenheit 
im Bundesgebiet erfordern. Ist sie bzw. er vollziehbar 
ausreisepflichtig, kann eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 5 AufenthG erteilt werden, solange rechtli-
che und tatsächliche Gründe entgegenstehen und mit 
deren Wegfall absehbar nicht zu rechnen ist.

Schließlich sieht § 60a AufenthG die Möglichkeit vor, 
eine Duldung – keine Aufenthaltserlaubnis – zu ge-
währen, wenn aufgrund gesundheitlicher Beeinträch-
tigungen aufenthaltsbeendende Maßnahmen vorüber-
gehend ausgesetzt werden müssen.

Neben weiteren Fortentwicklungen des acquis, 
namentlich der Richtlinie über die Erteilung von 
Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer 
von Menschenhandel sind und die mit den Behör-
den kooperieren (RL 2004/81/EG),19 sowie der Men-
schenhandelsrichtlinie (RL 2011/36/EU),20 die sich 
stärker auf die aufenthaltsrechtlichen und strafrecht-

19	 ABl. der EU, L 261, 47. Jahrgang, 06.08.2004, S. 19–23.

20	 ABl. der EU, L 101, 54. Jahrgang, 15.04.2011, S. 1–11.
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lichen Anforderungen an die Behörden zum Schutz 
der Opfer(zeuginnen und -zeugen) konzentrieren, sind 
auch auf zwischenstaatlicher Ebene Maßnahmen zum 
Schutz von Betroffenen intensiviert worden. 2011 hat 
der Europarat die Konvention zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt völkerrechtlich verankert (Europarat 2011).21 
Das Bundeskabinett hat am 08.03.2017 die Ratifikation 
dieses Übereinkommens beschlossen, der Deutsche 
Bundestag stimmte dem Beschluss am 31.05.2017 zu. 
Am 01.02.2018 trat das Übereinkommen in Deutsch-
land bundesgesetzlich in Kraft.

Bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat 
Deutschland Vorbehalte gegen zwei Artikel vorgetra-
gen. Diese betreffen zum einen die Frage nach der Ver-
folgung von Straftaten, die Ausländerinnen bzw. Aus-
länder oder Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in Deutschland im Ausland begangen haben (Art. 44), 
die hier nicht betrachtet werden.22 Zum anderen be-
ziehen sie sich auf die Möglichkeit, Opfern häuslicher 
Gewalt einen eigenständigen Aufenthaltsstatus zu 
gewähren (Art. 59 Abs. 1 und 2). Während die Anfor-
derungen des Art. 59 Abs. 1 durch § 31 Abs. 1 und 2 
AufenthG erfüllt werden, ergeben sich hinsichtlich des 
Art. 59 Abs. 2 der Konvention Unsicherheiten, die aus 
den Verhandlungen über das Übereinkommen und 
dem erläuternden Bericht resultieren. Die Anforderun-
gen des Art. 59 Abs. 3 der Konvention, die einen ver-
längerbaren Aufenthaltstitel für Gewaltopfer vorsehen, 
sind erfüllt, wenn der Aufenthalt aufgrund der persön-
lichen Lage oder zur Mitwirkung in einem Ermittlungs- 
bzw. Strafverfahren notwendig ist. Diese Regelung ist 
bereits in § 60a Abs. 2 Satz 2 AufenthG aufgenommen, 
wonach eine Duldung auszustellen ist, wenn die An-
wesenheit des Opfers zu Aussagezwecken in einem 
Ermittlungs- oder Strafverfahren erforderlich ist.

Die Fachöffentlichkeit geht davon aus, dass die vorbe-
haltlose Umsetzung des Art. 59 der Konvention durch 
eine Regelung möglich ist, die sich an § 25 Abs. 4a 

21	 Die gebräuchliche Bezeichnung als „Istanbul-Konvention“ hat 
sich in Anlehnung an den Ort der Unterzeichnung ergeben. Im 
März 2021 hat die Türkei jedoch per Dekret den Austritt aus dem 
Abkommen beschlossen, der mit Wirkung zum 01.07.2021 voll-
zogen wurde. Zur Begründung verwies die Türkei auf die man-
gelnde Vereinbarkeit der Werte des Landes mit den Werten, die 
das Abkommen zu schützen bestrebt ist. Vgl. hierzu „Statement 
by the Directorate of Communications on Türkiye’s Withdrawal 
form the Istanbul Convention“, online: https://www.iletisim.gov.
tr/english/duyurular/detay/statement-by-the-directorate-of-
communications-on-turkiyes-withdrawal-from-the-istanbul-
convention, 10.05.2022.

22	 Solche Fallkonstellationen werden grundsätzlich durch § 7 
Abs. 2 Nr. 2 StGB abgedeckt, vgl. hierzu die Ausführungen in 
BGBl. 2018, Teil II, Nr. 5, S. 142, 143.

AufenthG orientiert. Wie Opfern von Menschenhan-
del soll Frauen, die Opfer häuslicher Gewalt gewor-
den sind, eine dreimonatige Bedenkens- und Stabili-
sierungsfrist nach § 59 Abs. 7 AufenthG eingeräumt 
werden, außerdem im Regelfall der Anspruch auf eine 
befristete Aufenthaltserlaubnis zur Durchführung 
eines Strafverfahrens und im Regelfall der Anspruch 
auf Verlängerung zum Daueraufenthalt in Härtefällen 
(§ 25 Abs. 4a Satz 3 AufenthG) (Deutscher Juristinnen-
bund 2020: 2). In Übereinstimmung dazu haben parla-
mentarische Anfragen den Aufenthaltsstatus von Op-
fern von Menschenhandel im Blick, wenn diese sich in 
Strafprozessen als Opferzeugen zur Verfügung stellen. 
Jedoch ergibt sich derzeit kein diesbezüglicher Hand-
lungsbedarf: Die Regelungen des § 25 Abs. 4a Satz 1 
und Satz 3 AufenthG decken bereits Fallkonstellatio
nen ab, in denen die Anwesenheit eines Opfers im 
Sinne der §§ 232 bis 233c StGB für die Durchführung 
eines Strafverfahrens als sachgerecht betrachtet wird 
und in denen die Aufenthaltserlaubnis verlängert wer-
den soll, wenn humanitäre oder persönliche Gründe 
oder öffentliche Interessen die weitere Anwesenheit 
des Opfers erfordern. § 26 AufenthG regelt die Be-
fristung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4a 
AufenthG. Auch die Erteilung einer Niederlassungser-
laubnis nach § 9 AufenthG ist möglich.

Es ist bereits ausgeführt worden, dass das Wesens-
merkmal des Menschenhandels in allen seinen fest-
gestellten Ausprägungen die Anwendung oder An-
drohung von physischer oder psychischer Gewalt ist. 
Dabei hat sich gezeigt, dass die Verteilung dieser Aus-
prägungen häufig geschlechtsspezifisch ist. Männer 
sind häufiger Opfer von Menschenhandel zum Zwe-
cke der Arbeitsausbeutung und treten seltener als 
Opfer von Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen 
Ausbeutung in Erscheinung. Werden demgegenüber 
Frauen Opfer von Menschenhandel, dann geschieht 
dies in den meisten der festgestellten Fälle im Bereich 
der sexuellen Ausbeutung und vergleichsweise selte-
ner im Bereich der Arbeitsausbeutung. Somit lässt sich 
vorläufig annehmen, dass zwischen dem Geschlecht 
eines Opfers und der Form, in der es von Menschen-
handel betroffen ist, ein Zusammenhang besteht. Mit 
der „Istanbul-Konvention“ und ihrer Umsetzung in 
nationales Recht entstehen zusätzlich zu den schon 
bestehenden europarechtlichen Verpflichtungen (RL 
2004/81/EG und RL 2011/36/EU) weitere Anforde-
rungen an die Unterzeichnerstaaten, gezielt „frauen
spezifische“ Ausprägungen von Menschenhandel 
zurückzudrängen.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) 
erhielt 2016 vom Bundesministerium für Familie, 
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Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) den Auftrag zu 
ermitteln, wie weit die aus den vorgenannten Konven-
tionen abzuleitenden Verpflichtungen in nationales 
Recht umgesetzt wurden (Rabe 2016). Teil des Projekt-
auftrags war es, ein Konzept für eine Monitoringstelle 
zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt und zu 
Menschenhandel auszuarbeiten (Deutscher Bundestag 
2020a: 19, 38).

Das Ziel dieser Monitoringstelle soll es sein, Maßnah-
men zur Bekämpfung des Menschenhandels effektiver 
zu steuern und neue Strategien dafür zu entwickeln. 
Darüber hinaus soll sie „unabhängige, kontinuierli-
che und langfristige Beobachtung, Begleitung und 
Bewertung der Umsetzung der ,Istanbul-Konven-
tion‘ gewährleisten“ (DIMR 2020). Derzeit ist davon 
auszugehen, dass die von DIMR begleitete Bericht-
erstattungsstelle 2022 ihre Arbeit aufnehmen kann. 
Ihre Aufgabe soll erstens darin bestehen, bundes-
weit erhobene Daten zu strukturieren und zu analy-
sieren. Zweitens soll anhand eines Indikatorenbündels 
eine Wirksamkeitsbestimmung im Phänomenbe-
reich Menschenhandel vorgenommen werden. Dazu 
wird eine Bestandsaufnahme erarbeitet und geprüft, 
inwieweit es gelungen ist, das Phänomen zurück-
zudrängen, und welchen Fortschritt Deutschland in 
der Umsetzung der europa- und internationalrechtli-
chen Verpflichtungen in nationale Regelwerke erzielen 
konnte. Vorbehaltlich der Machbarkeit soll die Stelle 
ggf. eigene Erhebungen durchführen und identifizier-
ten Forschungsbedarf decken, um dem Berichtsauftrag 
von sich aus zu genügen. Den Kern der Berichtsarbeit 
bildet ein Datenbericht, dessen Veröffentlichung im 
Abstand von zwei Jahren geplant ist und Handlungs-
empfehlungen an Bedarfsträger in Politik, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft formulieren wird (BMFSFJ 
2021; DIMR 2021: 4). Im Grundsatz werden damit die 
international- und europarechtlichen Anforderungen 
erfüllt, lediglich eine eigens für die Aufgaben der 
nationalen Berichterstattung vorgesehene Stelle hat 
Deutschland bislang nicht eingerichtet.

Ein Zwischenergebnis des ersten Projektabschnitts 
lautet, die Berichterstattung zu Menschenhandel von 
dem allgemeinen Begriff der geschlechtsspezifischen 
Gewalt zu lösen und eine eigene Stelle mit Berichts-
auftrag einzurichten. Die Bundesregierung strebt einen 
Arbeitsbeginn dieser Berichterstattungsstellen ab 
Herbst 2022 an (Deutscher Bundestag 2021: 97–98), 
über die Verteilung der anteiligen Kosten ist noch 
nicht abschließend entscheiden worden (Deutscher 
Bundestag 2020b: 62–63).

International setzte sich Deutschland im Rahmen 
seiner Ratspräsidentschaft der EU (Juli bis Dezember 
2020) und des Vorsitzes im Ministerkomitee des Eu-
roparates erfolgreich dafür ein, Menschenhandel zum 
Zweck der Arbeitsausbeutung, der Ausbeutung von 
Kindern sowie den Schutz und die Rechte von Opfern 
auf die Tagesordnung zu setzen. Dazu fand eine Kon-
ferenz statt, auf der die Ergebnisse des Projekts „THB 
LIBERI“ vorgestellt wurden, für das das BKA verant-
wortlich zeichnete. Ziel dieser Konferenz war es, über 
Herausforderungen und innovative Lösungsansätze zu 
sprechen, die das Potenzial haben, Kinderhandel ein-
zudämmen. Um Opfer von Kinderhandel zu ermitteln 
und (formal) zu identifizieren, sind praxisorientier-
tes und multidisziplinäres Wissen zusammengeführt 
worden.

In den hiesigen parlamentarischen Debatten hat Ni-
geria besondere Aufmerksamkeit erregt. Fragesteller 
gingen dabei von der Annahme aus, Täterinnen- bzw. 
Tätergruppen aus diesem Land hätten in der Bundes-
republik an Einfluss gewonnen und damit einherge-
hend zur weiteren Verbreitung von Menschenhandel 
beigetragen (Deutscher Bundestag 2020c: 18–19). 
Sofern sie deliktisch in Erscheinung getreten sind, 
betreiben sie Menschenhandel zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung. Allerdings bleibt die tatsäch-
liche Präsenz der Täterinnen- bzw. Tätergruppe auf 
wenige Regionen begrenzt. Aufseiten der Opfer ist 
festzustellen, dass nigerianische Menschenhandelsop-
fer zwar die größte Gruppe der afrikanischen Nationa-
litäten bilden, in absoluten Zahlen ausgedrückt aber 
eine überschaubare Größe darstellen (2019: 16 Opfer 
(BKA 2020: 12), 2018: 61 Opfer (BKA 2019: 7), 2017: 
39 Opfer (BKA 2018: 8), 2016: 25 Opfer (BKA 2017: 8), 
2015: 10 (BKA 2016: 6)).

2.4	 Sozialleistungen

Im Jahr 2015 wurden mit Inkrafttreten des ‚Geset-
zes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
und des Sozialgerichtsgesetzes‘23 die Sozialleistun-
gen für Opfer von Menschenhandel erhöht, die eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4a AufenthG 
haben, indem sie anstelle von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz nunmehr Leistungen 
nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch erhalten können 
(SGB II, Grundsicherung für Arbeitsuchende).24 Damit 

23	 BGBl. 2014 Teil I Nr. 59, S. 2187.

24	 Vgl. zur diesbezüglichen Diskussion auch Haedrich (2010).
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setzte die damalige Regierungskoalition aus CDU, CSU 
und SPD das Vorhaben ihres Koalitionsvertrags um, 
„die persönliche Situation im Aufenthaltsrecht [zu] 
verbessern sowie eine intensive Unterstützung, Be-
treuung und Beratung [zu] gewährleisten“ (CDU/CSU/
SPD 2013: 75). Denn aus der Gewährung internatio-
nalen Schutzes leiten sich nicht allein die Befähigung 
zur Ausübung der Grundrechte und ein Aufenthalts-
anspruch ab, sondern auch jener auf Sicherung der 
Existenz.25

2.5	 Demografische 
Eigenschaften von erst- 
und formal identifizierten 
sowie geschützten 
(potenziellen) Opfern 
von Menschenhandel aus 
Drittstaaten

Grundsätzlich lässt sich zunächst festhalten, dass 
die Aussagekraft von Statistiken zu Menschenhandel 
eingeschränkt ist. Wie bereits ausgeführt worden ist, 
findet Menschenhandel häufig im Verborgenen statt. 
Strukturierte Interviews mit Mitgliedern aus Täterin-
nen- bzw. Täternetzwerken oder Überlebenden ge-
stalten sich aus verschiedenen Gründen als schwer 
umsetzbar. In der Regel stützen sich die Erkenntnisse 
über das Hellfeld auf Statistiken der Strafverfolgungs- 
und Ermittlungsbehörden, Schätzungen von internati-
onalen Organisationen oder Behörden. Die Forschung 
macht für den begrenzten Aussagewert von Statistiken 
im Wesentlichen methodische Gründe verantwortlich 
(Haverkamp 2018): Das liegt zum einen daran, dass die 
Erfassung des Phänomens selektiv ist, d. h., überwie-
gend wird Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung erhoben, während andere Deliktsbereiche 
weniger Interesse hervorrufen. Zum anderen macht 
die unterschiedliche Verwendung der Begrifflichkeiten 
eine Vergleichbarkeit schwer. Weiter lässt sich festhal-
ten, dass Menschenhandel und Menschenschmuggel 
häufig irrtümlich synonym verwendet werden. Dabei 
kann Menschenschmuggel stattfinden, ohne dass dies 
mit Menschenhandel zu tun haben muss. Menschen-
handel kann aus Menschenschmuggel entstehen, muss 

25	 Vgl. die Analyse von Vulnerabilitäten im Gemeinsamen Europä-
ischen Asylsystem (GEAS) und deren Überführung in nationale 
Regelungen von Kluth (2020). bzw. Kluth (2021).

dies aber nicht. Menschenhandel ist ein verbreitetes 
Phänomen, sein tatsächliches Ausmaß lässt sich je-
doch nur schwer präzise bestimmen (Haverkamp 2018: 
785).

Die Statistiken, die in Deutschland im Bereich Men-
schenhandel erhoben werden, beschränken sich auf 
die von der Polizei jährlich bearbeiteten bzw. abge-
schlossenen Ermittlungsverfahren. Dabei ist zu be-
achten, dass infolge der Neufassung der strafrechtli-
chen Vorschriften im Jahr 2016 die Daten ab 2017 nur 
bedingt mit den Daten der Vorjahre vergleichbar sind 
(Deutscher Bundestag 2019b: 3). Zahlen zu erstidenti-
fizierten und geschützten Opfern von Menschenhan-
del werden in dieser Systematik nicht erhoben. Darü
ber hinaus wird in den erhobenen Statistiken nicht 
nach dem Aufenthaltsstatus der Opfer unterschie-
den. Daten im Bereich Menschenhandel werden auch 
in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) erfasst. Im 
Gegensatz zu den vom BKA erstellten Bundeslagebil-
dern Menschenhandel, in denen die im Berichtsjahr 
abgeschlossenen Ermittlungsverfahren erfasst werden, 
sind in der PKS alle im Berichtsjahr bearbeiteten Fälle 
erfasst, weshalb die Zahlen voneinander abweichen 
können (Deutscher Bundestag 2019c: 18). Im Fol-
genden wird Bezug auf die in den Bundeslagebildern 
Menschenhandel veröffentlichten Daten genommen.

2.5.1	 Minderjährige Opfer von 
Menschenhandel

Im Berichtszeitraum 2015 bis 2020 ist die Zahl min-
derjähriger Opfer in Deutschland erheblich gestie-
gen. Von 77 minderjährigen Opfern von Menschen-
handel im Jahr 2015 stiegen die Zahlen auf 269 Opfer 
im Jahr 2020. Um der besonderen Schutzbedürftigkeit 
von Minderjährigen Rechnung zu tragen, hat das Bun-
deskriminalamt 2016 den Phänomenbereich „Ausbeu-
tung von Minderjährigen“ erstmals gesondert erfasst. 
Im Zeitraum zwischen 2016 und 2019 fiel die Zahl 
der minderjährigen Opfer von 214 auf 158, was einem 
Rückgang von circa einem Viertel entspricht. Umso 
stärker fällt der Anstieg minderjähriger Opfer auf, der 
im Übergang von 2019 zu 2020 erfolgt ist. Hierfür 
macht das BKA auch pandemiebedingte Entwicklun-
gen verantwortlich. Wenn Bildungs- und Betreuungs-
einrichtungen geschlossen sind, steigt für Minderjäh-
rige das Risiko, Menschenhandel zum Opfer zu fallen. 
Soziale Kontakte in Schulen, Kindergärten oder Ausbil-
dungseinrichtungen fielen weg oder seien stark redu-
ziert, sodass die Entdeckung von auffälligen Kontakten 
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oder verändertem Verhalten erschwert werde. Aber 
auch die gestiegenen Zeiträume, die Minderjährige in 
Internetforen und auf Sozialen Medien verbringen, 
begünstigen ein erfolgreiches Vorgehen der Täterinnen 
bzw. Täter. Das Entdeckungsrisiko sei geringer und sie 
könnten ihre wahren Absichten besser verschleiern 
(BKA 2021: 24).

2015 war annähernd jedes fünfte Opfer dieser Ausprä-
gung des Menschenhandels jünger als 18 Jahre. Insge-
samt waren die minderjährigen Opfer von Menschen-
handel vermehrt zwischen 14 und 17 Jahre alt (2017 
waren drei von vier Opfern zwischen 14 und 17 Jahre 
alt, in den übrigen Jahren waren es meist acht von 
zehn Opfern). Mit Blick auf den Deliktsbereich werden 
Minderjährige zumeist Opfer von Menschenhandel 
zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, was auch 
kommerzielle sexuelle Ausbeutung einschließt. Die 
Mehrzahl der Opfer ist weiblich. Eher vernachlässig-
bar sind die übrigen Deliktsbereiche, die in Einzelfällen 
auftreten (Arbeitsausbeutung, Bettelei, Kinderhandel 
und Ausbeutung durch Begehung von mit Strafe be-
drohten Handlungen).

2.5.2	 Opfer von Menschenhandel nach 
Deliktsbereichen

Menschenhandel findet häufig im Verborgenen statt 
und deshalb sind verlässliche Zahlen zu den Opfer-
gruppen schwer zu erhalten. Für die Zwecke dieser 
Ausarbeitung und die praktische Reichweite ihrer Aus-
sagen sollen die Daten ausreichen, die das Bundes
kriminalamt seit 2000 mit dem Bundeslagebild Men-
schenhandel im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit 
herausgibt. Die Daten werden aus abgeschlossenen 
Ermittlungsverfahren gewonnen, welche Bundespo-
lizei, BKA und Landeskriminalämter melden. Ergän-
zend wird auf eine Evaluation der Vorschriften des 
StGB zurückgegriffen, die Menschenhandel zum Ge-
genstand haben (Bartsch et al. 2021). Menschenhan-
del zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung ist die in 
Deutschland am häufigsten vorkommende Ausprä-
gung des Verbrechens, auch wenn zwischen 2015 und 
2020 grundsätzlich ein Rückgang der Opferzahlen 
erkennbar ist: Seit dem Höhepunkt 2017 mit 489 Op-
fern gingen die Opferzahlen zurück. 2020 wurde mit 
406 Opfern der für den Berichtszeitraum niedrigste 
Wert dokumentiert. Im Durchschnitt der zurücklie-
genden fünf Jahre waren Opfer von Menschenhandel 
zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung ca. 24 Jahre 
alt. In neun von zehn Fällen war das Opfer weiblich, 

in den meisten Fällen stammen die Opfer aus der EU. 
Unter den Opfern, die aus anderen Weltregionen kom-
men, bildeten im Zeitraum zwischen 2015 und 2018 
Opfer aus Afrika die größte Gruppe (20, 36, 39 und 87 
Menschen). Der größte Anteil in dieser Gruppe entfiel 
auf Opfer aus Nigeria.26 Allerdings ging deren Anteil 
2019 und 2020 deutlich zurück. Als Grund für diesen 
Rückgang nennt das BKA die Unterstützung von im 
Ausland geführten Ermittlungsverfahren, in denen die 
Täterinnen bzw. Täter in EU-Mitgliedstaaten agier-
ten, während die Opfer sich in Deutschland aufhiel-
ten. Derartige Fallkonstellationen würden jedoch im 
Bundeslagebild nicht erfasst (BKA 2020: 12).

Durchschnittlich 8 Prozent der Opfer im Berichts-
zeitraum stammten aus Asien. Eine Ausnahme bildet 
das Jahr 2019 mit einem Anteil von ca. 25 Prozent der 
Opfer. Hintergrund war eine umfangreiche Ermitt-
lungsmaßnahme der Bundespolizei, die zur Feststel-
lung von 74 Opfern aus Thailand führte (BKA 2020: 
10). Opfer aus anderen Weltregionen traten in diesem 
Deliktsbereich seltener in Erscheinung.

Schwächer ausgeprägt ist hierzulande der Menschen-
handel zum Zweck der Arbeitsausbeutung. Diese Form 
des Menschenhandels ist vorwiegend in der Baubran-
che anzutreffen. Das Bundeskriminalamt hält hierzu 
fest, dass sich die Zahl der Opfer auf grundsätzlich 
konstantem Niveau bewegt. Im Durchschnitt der zu-
rückliegenden Jahre wurden jährlich 77 Opfer diesem 
Deliktsbereich zugeordnet (BKA 2019: 21). Ein Um-
fangsverfahren im Jahr 2017 (BKA 2018: 16) mit insge-
samt 180 Opfern aus Nordmazedonien, Lettland sowie 
einer beträchtlichen Zahl an unbekannten Staatsange-
hörigkeiten hat zur Erhöhung dieses Wertes beigetra-
gen.27 In den meisten der beobachteten Fälle sind die 
Opfer dieser Ausprägung des Menschenhandels männ-
lichen Geschlechts (70 bis 80 Prozent der Opfer). In 
der Regel stammten die Opfer aus Rumänien, der Uk-
raine, Vietnam, Nordmazedonien und Lettland. 2020 
konnten zudem Opfer simbabwischer Staatsangehö-
rigkeit ermittelt werden. Sie sind infolge von Ermitt-
lungen aufgrund des Verdachts der Einschleusung von 
Ausländern, der Zwangsarbeit sowie der Ausbeutung 
der Arbeitskraft identifiziert worden (BKA 2021: 15).

26	 2015 50 Prozent, 2016 64 Prozent, 2017 76 Prozent und 2018 70 
Prozent der Opfer aus Afrika mit entsprechend höherem Anteil 
an der Gesamtzahl der Opfer.

27	 Ohne dieses Umfangsverfahren läge der Durchschnitt in diesem 
Deliktsbereich bei ca. 57 Opfern. Dieser Wert korrespondiert 
stärker mit den Erkenntnissen der Vorjahre und dem Zeitraum 
ab 2018.
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Die übrigen aufgrund der international- und europa-
rechtlichen Definitionen von Menschenhandel erfass-
ten Sachverhalte wie Bettelei, zum Zwecke der rechts-
widrigen Organentnahme, der Ausbeutung bei der 
Begehung von mit Strafe bedrohten Handlungen oder 
Zwangsheirat werden erstmals 2017 oder später syste-
matisch erfasst. Eine Ursache besteht darin, dass auf-
grund der Fortschreibung der diesbezüglichen Rechts-
gebiete allmählich eine differenziertere Erfassung der 
Phänomenbereiche möglich geworden ist. Weiterhin 
ist die Erfassung dieser Deliktsbereiche durch ein mut-
maßlich weitreichendes Dunkelfeld erschwert. Opfer 
werden z. B. im Rahmen der Begehung von mit Strafe 
bedrohten Handlungen wie Ladendiebstahl oder Dro-
genhandel nicht selten auch als Täterinnen bzw. Täter 
bestraft, weil aus unterschiedlichen Gründen keine 
Bereitschaft besteht, den Ermittlungsbehörden als 
Opferzeugen zur Verfügung zu stehen (BKA 2021: 18).

In diesem Bereich, d. h. der Ausbeutung bei der Bege-
hung von mit Strafe bedrohten Handlungen, werden 
die Opfer unter Androhung oder Anwendung von Ge-
walt dazu gebracht, Diebstähle zu begehen oder mit 
Drogen zu handeln. Die eigentlichen Täterinnen bzw. 
Täter können aus dem Hintergrund agieren und lagern 
das Risiko aus, der Strafverfolgung ausgesetzt zu wer-
den. Der Druck, unter dem die Opfer stehen, bringt sie 
dazu, sich den Ermittlungsbehörden gegenüber nicht 
kooperativ zu verhalten. Aufgrund ihrer individuellen 
Situation, die aus irregulärer Migration resultieren 
kann, aber nicht muss, fürchten sie, dass eine Zusam-
menarbeit mit Behörden aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen zur Folge haben kann. Fehlende oder falsche 
Information im Hinblick auf ihre Lage, die ihnen Täte-
rinnen bzw. Täter geben, machen die Aufdeckungsar-
beit in diesem Teilbereich aufwendig. 2018 ordnete das 
BKA 8 Opfer dieser Ausprägung zu, 2019 nahm dieser 
Wert um mehr als das Doppelte zu (23 Opfer) und ging 
2020 auf 11 Opfer zurück. In der Mehrzahl der Fälle 
sind Männer von dieser Form des Menschenhandels 
betroffen (zwischen 63 und 83 Prozent). In diesem 
Deliktsbereich ist die Altersspanne sehr groß, d. h., 
eine besondere Gefährdung aufgrund des Alters ist 
nicht festzustellen. Im Durchschnitt sind die Opfer in 
diesem Bereich zwischen 16 und 20 Jahre alt. Am häu-
figsten stammten die Opfer aus Belarus, wenngleich 
auch Opfer aus der EU in beträchtlicher Zahl aufge
treten sind.

In der Zeit zwischen 2017 und 2020 wurden insge-
samt acht Opfer erfasst, die Opfer von Menschenhan-
del zum Zwecke der Bettelei wurden. Im Einzelnen 
wurden 2017 je ein minderjähriges und ein volljähri-
ges Opfer ohne Nennung der Nationalität erfasst. 2018 

und 2019 wurden drei rumänische Opfer erfasst und 
2020 kamen vier männliche Opfer zwischen 22 und 61 
Jahren hinzu. Diese stammten aus Rumänien, der Slo-
wakei und Ungarn.

Seit 2020 widmet das Bundeslagebild des BKA dem 
Phänomen der Zwangsheirat einen eigenständigen 
Abschnitt. Zwangsheirat ist von Erwägungsgrund 11 
der EU-Richtlinie 2011/36 gedeckt und subsumiert 
alle rechtswidrigen Handlungen, die zur Eingehung der 
Ehe gedacht sind und mit Androhung eines Übels oder 
Ausübung von Gewalt vollzogen werden. Rechtswid-
rig werden diese Handlungen nach § 237 Abs. 1 StGB, 
wenn Androhung eines Übels oder Ausübung von 
Gewalt als verwerflich anzusehen sind. 2020 konnten 
14 Opfer diesem Menschenhandelsbereich zugeord-
net werden. Unter ihnen waren sechs Opfer syrischer 
Staatsangehörigkeit, drei von ihnen waren serbischer 
Staatsangehörigkeit und jeweils ein Opfer stammte 
aus Afghanistan, der Russischen Föderation und der 
Türkei. Die Opfer sind durchgehend weiblich gewe-
sen, acht der 14 Opfer waren zudem minderjährig. Im 
Durchschnitt sind die Opfer 18 Jahre alt gewesen  
(BKA 2021: 20).

Im Bereich Menschenhandel zum Zweck der rechts-
widrigen Organentnahme gab es bislang keine Verfah-
ren und entsprechend keine erfassten Opferzahlen.
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Verfahren der Identifizierung 
und des Schutzes von Opfern von 
Menschenhandel

3

Gegenstand dieses Kapitels sind die Verfahren, die für 
die Erst- und formale Identifizierung und den Schutz 
von Opfern von Menschenhandel in Deutschland an-
gewandt werden. Die Bekämpfung des Menschen-
handels bildete einen Schwerpunkt des nationalen 
Aktionsplans Menschenrechte der Bundesregierung 
in der 19. Legislaturperiode (Deutscher Bundestag 
2020a: 18–19). Auch in der 20. Legislaturperiode bleibt 
die Bekämpfung des Menschenhandels eine wichtige 
Priorität (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 85, 
91, 116).

Aufdeckung und Verfolgung von Menschenhandel 
nach den §§ 180a, 182a, 232 bis 233a StGB fällt in den 
Zuständigkeitsbereich der Strafverfolgungsbehörden 
der Bundesländer. Seit 2019 ist für Delikte zur Aus-
beutung der Arbeitskraft die Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (FKS) des Zolls zuständig, sodass auch diese 
mit der Identifizierung von Opfern von Menschen-
handel konfrontiert sein kann. Eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Bekämpfung des Menschenhandels 
zum Zwecke der Arbeitsausbeutung“ hat eine Service-
stelle eingerichtet, um Kooperationen zur Bekämpfung 
von Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Menschen-
handel zu erweitern und zu vertiefen.

Aufgrund seines grenzüberschreitenden Wesens be-
schäftigten sich Sicherheits- und Migrationsbehörden 
mit den Varianten von Menschenhandel. Zur Gefah-
renabwehr und der Bekämpfung grenzüberschreiten-
der organisierter Kriminalität haben Sicherheitsbe-
hörden Menschenhandel eine Priorität eingeräumt. 
Menschenhandel kann sich zu einer Gefahr für die 
öffentliche Ordnung entwickeln, wenn die meist in 
Verbindung dazu auftretende Einschleusung nicht 
unterbunden wird und die Täter- bzw. Ausbeutungs-
strukturen, die den Menschenhandel stützen und för-
dern, unentdeckt bleiben. Auf Ebene des Bundes be-
fassen sich mit diesem Thema z. B. die Bundespolizei, 
das Bundeskriminalamt oder das BAMF. Auf Ebene der 
Bundesländer sind neben den Strafverfolgungsbehör-
den der Länder auch die kommunalen Ausländerbe-
hörden beteiligt, wenn ausländerrechtliche Fragestel-
lungen im Zusammenhang mit der Identifizierung und 

dem Schutz von Opfern von Menschenhandel bearbei-
tet werden.

Menschenhandel hat asyl- bzw. ausländerrechtlich 
erhebliche Relevanz, da er zugleich Ursache und Folge 
von Flucht bzw. Migration sein kann. Ursächlich für 
Flucht und Migration ist Menschenhandel, wenn Men-
schen internationalen Schutz in Deutschland suchen, 
weil sie Menschenhandel zum Opfer fielen oder sich 
diesem durch die Flucht zu entziehen versuchen. Eine 
Konsequenz aus Flucht und Migration ist Menschen-
handel dann, wenn Menschen auf dem Fluchtweg oder 
im Zielland angekommen durch Betrug, Täuschung 
oder andere Tatmittel von Dritten dem Verbrechen 
zum Opfer fallen.

Dieser Aspekt hat in Bezug auf den russischen Über-
fall auf die Ukraine im Frühjahr 2022 erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Ukrainische Frauen und Kin-
der, die sich vor dem Krieg in Sicherheit bringen wol-
len und in der EU Schutz erhalten sollen, werden in 
diesem Zusammenhang als besonders gefährdet und 
deshalb vulnerabel angesehen (European Commission 
2022b: 6; Europol 2022; Freier/Fuchs 2022). Nicht zu-
letzt unter diesem Eindruck kommt die EU-Kommis-
sion zu dem Schluss, dass die Implementierung einer 
spezifischen Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt einer einfachen 
Erweiterung bestehender Rechtsakte wie z. B. der 
Menschenhandelsrichtlinie (RL 2011/36/EU) vorzuzie-
hen ist, weil der bestehende acquis Opfern von Gewalt 
gegen Frauen sowie von häuslicher Gewalt die garan-
tierten Rechte nur sehr selektiv einräumt (European 
Commission 2022c: 12).

Die Identifizierung und der asylrechtliche Schutz von 
Opfern von Menschenhandel sind Teil der Aufgaben 
des BAMF im Asylverfahren. Als Reaktion auf die ge-
wachsene Bedeutung dieser Menschenrechtsverlet-
zung als asylerhebliche Tatsache ist 2012 die Funktion 
der Sonderbeauftragten für Opfer von Menschen-
handel eingerichtet worden, die europaweit ihresglei-
chen sucht. Die Sonderbeauftragten werden aufgrund 
fachlicher und persönlicher Eignung, Befähigung 
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und Erfahrung für ihre Aufgabe ausgewählt. Nach 
ihrer Ausbildung besitzen sie umfassendes Wissen 
über Bedingungsfaktoren und Vulnerabilitätsprofile 
im Zusammenhang mit Menschenhandel. Sie wirken 
nach innen als Vermittler von Erkenntnissen, welche 
in Netzwerktreffen mit Nichtregierungsorganisationen 
und anderen Behörden, die mit Menschenhandel in 
Berührung kommen, gewonnen und ausgetauscht 
werden. Sie fördern unter den Mitarbeitenden das 
Bewusstsein für die Erkennung von Menschenhandel 
in Asylverfahren und beraten andere Entscheiderinnen 
und Entscheider bei der Aufklärung des asylerhebli-
chen Sachverhaltes. Nach außen pflegen sie Kontakte 
zu anderen Behörden und Akteuren, die in der Präven-
tions- und Fürsorgearbeit tätig sind. Sie erläutern die 
Menschenhandelsarbeit des BAMF auf Fachtagungen 
und Konferenzen und wirken daran mit, Erkenntnisse 
und Erfahrungen zusammenzuführen.

Auf allen Ebenen und in allen Phasen der Identifizie-
rung und des Schutzes sind in Deutschland auch zivil
gesellschaftliche Fachberatungsstellen wichtig. Mit 
ihrer aufsuchenden und beratenden Arbeit verschaf-
fen sie den Behörden Erkenntnisse und Einsichten, die 
diesen aus unterschiedlichen Gründen nicht zugäng-
lich werden. Dazu finden Schulungen und Informa-
tionsveranstaltungen statt, in denen Fachberatungs-
stellen und Behörden einander sensibilisieren und ihre 
Zusammenarbeit verstetigen. Der Bundesweite Koor-
dinierungskreis gegen Menschenhandel z. B. zählt zu 
den wichtigsten Akteuren auf diesem Gebiet und wird 
als sachverständige Stimme in parlamentarischen Pro-
zessen gehört. Der restliche Teil des Kapitels behan-
delt zunächst Vorgehensweisen der Erst- und formalen 
Identifizierung von möglichen Opfern von Menschen-
handel und verbindet diese mit der konkreten Schutz-
möglichkeit, die aus dem Prozess der Feststellung der 
Opfereigenschaft resultiert.

3.1	 Erstidentifizierung

Unter Identifizierung ist vorliegend eine förmliche 
Bestätigung zu verstehen, laut der eine sich in einem 
behördlichen Verfahren befindliche Person Opfer von 
Menschenhandel geworden ist. Dieses Verfahren kann 
unterschiedlich ausgestaltet sein und umfasst meh-
rere ineinandergreifende Schritte, die nicht standardi-
siert sein müssen. Je nach beteiligter Stelle kann der 
Prozess, der zur förmlichen Bestätigung führt, Eigen-
heiten und abweichende Schwerpunktsetzungen be-

inhalten (vgl. European Commission 2018: 197).28 Die 
Bestätigung kann einem Opfer von Menschenhandel 
unterschiedliche Möglichkeiten eröffnen: Führen straf-
rechtliche Ermittlungen zur Feststellung der Opferei-
genschaft, kann das Opfer in unterschiedlichen Rollen 
in Hauptsacheverfahren beteiligt werden. Denkbar ist 
die Beteiligung als Zeugin bzw. Zeuge der Anklage, um 
mit den Opferaussagen Verurteilungen der Täterinnen 
bzw. Täter zu ermöglichen. Weiterhin haben Opfer von 
Menschenhandel die Möglichkeit, als Nebenklägerin-
nen bzw. -kläger aufzutreten und Opferentschädigun-
gen zu erreichen.

Die europarechtliche Definition des Menschenhandels 
unterscheidet zwischen Erkennen („detection”) und 
Identifizierung.29 Erkennen und Identifizieren können 
ineinander übergehen, wenn anhand von Indikatoren 
Konstellationen, die auf Menschenhandel hinweisen, 
eingehender geprüft werden. Das kann beispielsweise 
im Rahmen von Grenzkontrollen, im Zusammenhang 
von Arbeitsschutzkontrollen oder Selbstanzeigen bei 
den Behörden der Fall sein.

3.1.1	 Sensibilisierung und 
Informationskampagnen

Sensibilisierung und Information können unter-
schiedlich ausfallen. Kirchen und zivilgesellschaftli-
che Stellen im Allgemeinen sowie Gewerkschaften 
im Besonderen haben kein standardisiertes Vorgehen 
entwickelt, um Selbstidentifikation und Aussagebe-
reitschaft von Opfern von Menschenhandel zu för-
dern. In der Praxis sind Kirchen oder kirchliche Dienste 
häufig als Kooperationspartner von Gewerkschaften 
oder zivilgesellschaftlichen Fachberatungsstellen in 
Netzwerken vertreten, die sich der Bekämpfung des 
Menschenhandels in unterschiedlichen Ausprägungen 
zeigen. Die je nach Akteurin bzw. Akteur unterschied-
lich akzentuierte Informationsstrategie und Aufklä-
rungsarbeit verhalten sich komplementär zueinander. 
Ein erster Blick auf die Ausprägung Menschenhandel 
zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft unter-
streicht, wie dies praktisch aussehen kann. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), das 
Bundesministerium für Finanzen (BMF) und der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB) schlossen 2021 eine 
Rahmenvereinbarung ab, um Menschenhandel im 
Zusammenhang mit der Ausbeutung der Arbeitskraft 

28	 Vgl. Definition im Glossar des EMN, beruhend auf Varandas/
Martins (2007).

29	 Art. 11 Abs. 2, 5 sowie Art. 12 Abs. 2, 3 RL 2011/36/EU.
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(Zwangsarbeit und illegale Beschäftigung) zu bekämp-
fen. Konkret besteht das Ziel darin, Kooperationen und 
Austausch von Erkenntnissen zwischen Zollverwal-
tung, Beratungsstellen wie „Faire Integration“, „Faire 
Mobilität“, der Servicestelle gegen Arbeitsausbeutung, 
Zwangsarbeit und Menschenhandel, die vom BMAS 
gefördert werden, und dem DGB sowie den von ihm 
geförderten Einrichtungen und Netzwerken zu stärken. 
Die Vereinbarung enthält einen verbindlichen Rahmen 
für die konkrete Umsetzung vor Ort. Vorgesehen sind 
Austauschformate, um den Zustand und die Perspek-
tive der Netzwerke zu evaluieren, und Leitlinien für die 
konkrete Fallgestaltung, die Verstöße gegen arbeits- 
und sozialversicherungsrechtliche Regelungen auch 
im Zusammenhang mit Menschenhandel einschlie-
ßen (BMAS 2021; Deutscher Bundestag 2021a: 2). Der 
Ansatz von „Faire Mobilität“ z. B. kombiniert Sensibi-
lisierung, Aufklärung und Hilfe zur Selbsthilfe: Be-
ratung und Unterstützung werden in der jeweiligen 
Herkunftssprache durchgeführt, gerade die Vermitt-
lung der komplexen Rechtsfragen gelingt nach der 
Erfahrung der Einrichtungen der hier tätigen Stellen 
unter dem Dach des DGB besser. Zugleich fördert die 
Beratung der Herkunftssprache die Entstehung von 
Vertrauen. Ähnlich verhält es sich in puncto Infor-
mationsvermittlung und der Aufklärung über Rechte. 
Fachberatungsstellen im Bereich Arbeitsausbeutung 
legen einen Schwerpunkt darauf, die Ratsuchenden 
zur aktiven Verbesserung ihrer Situation anzuleiten. Sie 
sollen dazu befähigt werden, in vergleichbaren Situa-
tionen in der Zukunft sich selbst zu helfen. Inhaltlich 
unterscheiden diese Fachberatungsstellen zwischen 
Kern- und Randthemen. Unter den Kernthemen wer-
den Lohn und Bezahlung, Unterkunft vom Arbeitgeber 
oder die vertragliche Situation behandelt. Diese Fel-
der können auf erste Indikatoren für Menschenhan-
del verweisen. Das Beratungsprofil von „Faire Mobi-
lität“ trägt dieser Querverbindung Rechnung und hat 
ein Netzwerk etabliert, das aus Wohlfahrtsverbänden 
in Berlin, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfa-
len, Kirche oder kirchlichen Einrichtungen vor Ort und 
Fachberatungsstellen für Opfer von Menschenhandel 
besteht.30 Ein anderes Beispiel für einen kirchlich ge-
prägten Ansatz stellen die apostolischen Verlautbarun-
gen der katholischen Kirche dar. 2019 rief der Papst 
die Gesellschaft dazu auf, Opfer von Menschenhan-
del von Traumata, Stigmatisierung und gesellschaft-
licher Isolation zu befreien. Rolle und Funktion der 
Ortskirchen, Ordensgemeinschaften und der katho-

30	 Vgl. DGB-Projekt „Faire Mobilität“, Standards und Profil  
der Beratungsstellen des Projekts „Faire Mobilität“. Online:  
faire-mobilitaet.de/ueber-uns/++co++aad7ecc8-efae-11e1-
8a24-00188b4dc422. Abgerufen 14.06.2022.

lisch inspirierten Organisationen handelt er in seiner 
dem Menschenhandel gewidmeten Verlautbarung je-
doch erst nach dem Staat und dem von ihm gesetzten 
Rahmen ab. Er ermuntert diese, ihre Bemühungen zu 
verstärken und zu professionalisieren, besser zu ko-
ordinieren und gleichzeitig andere an ihre Verantwor-
tung zu erinnern (Deutsche Bischofskonferenz 2019: 
43, 46). Exemplarisch zeigt sich das anhand der „Ar-
beitsgruppe Menschenhandel“, die 2014 auf Anregung 
der Migrationskommission der Deutschen Bischofs-
konferenz (DBK) eingerichtet wurde. Neben der DBK 
sind daran SoLidarity with Women in Distress (Solida-
rität mit Frauen in Not, SOLWODI) und das BKA be-
teiligt. Diese Arbeitsgruppe hat ihren Aktionsradius 
inzwischen erweitert und 2022 eine erste europaweite 
Tagung gegen Menschenhandel veranstaltet. Sie hat 
sich ausdrücklich zum gemeinsamen Ansatz von Poli-
zei, Kirche und anderen Akteuren in der Bekämpfung 
des Menschenhandels bekannt (Deutsche Bischofs-
konferenz 2022).

Auch wenn es inzwischen eine Vielzahl an Initiativen 
und Netzwerken gibt, die sich jedoch nicht zu einer 
Gesamtstrategie zur Bekämpfung des Menschenhan-
dels verdichtet haben, bleibt das Ziel unverändert: den 
Betroffenen dabei zu helfen, die eigene Situation zu 
prüfen, und das Bewusstsein für die Gefahr, Opfer von 
Menschenhandel zu werden, zu schaffen. Dieses Zu-
sammenwirken von Staat und Gesellschaft in solchen 
Initiativen soll dazu führen, Opfern die Angst vor der 
Zusammenarbeit mit Behörden zu nehmen und die 
Gesellschaft fortlaufend zu sensibilisieren. In Asyl-
verfahren beim BAMF werden die sachbearbeiten-
den Entscheiderinnen und Entscheider im Rahmen 
ihrer Grundausbildung, aber auch danach durch die 
Sonderbeauftragten dafür sensibilisiert, möglichen 
Anzeichen von Menschenhandel auf den Grund zu 
gehen.31 Kommt es im Laufe der persönlichen Anhö-
rung nach § 25 AsylG dazu, dass Antragstellerinnen 
oder Antragsteller von sich aus geltend machen, Opfer 
von Menschenhandel geworden zu sein, oder ergibt 
die Sachverhaltsermittlung Hinweise auf durchlittenen 
Menschenhandel, dann übernehmen die Sonderbe-
auftragten entweder in eigener Zuständigkeit die wei-
tere Aufklärung des Menschenhandels oder beraten 
die Sachbearbeiterin oder den Sachbearbeiter, die oder 
der das Verfahren betreut, zum weiteren Vorgehen. Ob 
Menschenhandel tatsächlich anzunehmen ist, liegt in 
der Entscheidung der oder des Sonderbeauftragten für 
Opfer von Menschenhandel.

31	 Dieser Absatz beruht auf den inhaltlichen Zulieferungen der 
Fachbereiche des BAMF.
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Die Selbstidentifikation wird im Rahmen von polizei-
lichen Vernehmungen durch die Hinzuziehung von 
Dolmetschenden und Kulturmittelnden sowie Fach-
beratungsstellen (FBS) für Menschenhandel gefördert. 
Insgesamt achten die FBS darauf, einen niedrigschwel-
ligen Zugang für die Betroffenen zu gewährleisten, 
um auch die Möglichkeit der Selbstidentifikation zu 
schaffen. Die FBS versuchen im Interesse der Betroffe-
nen zu handeln: Nichts wird ohne das Einverständnis 
der Betroffenen unternommen. Dies ist ein wichtiger 
Punkt zum Thema Selbstidentifikation, da die Be-
troffenen dann darauf vertrauen können, bspw. nicht 
gedrängt zu werden, sich zu offenbaren (Europarat 
2018: 37).

Mit der Einführung einer verpflichtenden vertraulichen 
Gesundheitsberatung und eines Informations- und Be-
ratungsgesprächs im Rahmen des Anmeldeverfahrens 
für Prostituierte durch das Prostituiertenschutzgesetz 
wurden weitere Rahmenbedingungen geschaffen, in 
denen Opfer sexueller Ausbeutung Gelegenheit gebo-
ten wird, eine bestehende Zwangslage zu offenbaren 
und Unterstützung zu erlangen (Deutscher Bundestag 
2019c: 10).

Erkenntnisse des Bundeskriminalamtes im Untersu-
chungszeitraum belegen, dass durchschnittlich zwi-
schen 40 und 50 Prozent der Ermittlungsverfahren 
aufgrund der Kontaktaufnahme der Opfer eingeleitet 
worden sind. Die Bedeutung der Fachberatungsstellen 
für die Verfahrensinitiierung hat seit 2016 kontinuier-
lich zugenommen. Waren Fachberatungsstellen 2016 
in vier Verfahren beteiligt, sind es bis 2019 bereits 61 
Verfahren gewesen (BKA 2020: 8). Auch wenn ihre Be-
teiligung 2020 gegenüber 2019 deutlich zurückgegan-
gen ist, ändert dies nichts an der wichtigen Rolle, die 
Fachberatungsstellen für die Identifizierung der Opfer 
haben (BKA 2021: 7). In einigen Fällen wurde die Ver-
fahrensinitiierung durch Opfer herbeigeführt, die den 
Kontakt zur Polizei zusammen mit anderen Prostitu-
ierten oder Freiern gesucht haben (2016 9 Verfahren, 
2017 41 Verfahren, 2018 61 Verfahren, 2019 61 Ver-
fahren und 2020 37 Verfahren). Eine Evaluation der 
§§ 232 bis 233a StGB hat gezeigt, dass aufgrund der 
Mitwirkung von Freiern in ca. 7 Prozent der Fälle Er-
mittlungsverfahren eingeleitet worden sind (Bartsch 
et al. 2021: 106). Die Autoren der Evaluation sind al-
lerdings zurückhaltend hinsichtlich eines Zusammen-
hangs zwischen Einführung der Freierstrafbarkeit und 
des Strafaufhebungsgrundes nach § 232a Abs. 6 S. 2 
StGB einerseits und der Anzeigebereitschaft anderer-
seits. Weitere Forschungen müssten ihrer Einschät-
zung zufolge erst noch den Nachweis erbringen, dass 

der Zusammenhang tatsächlich besteht (Bartsch et al. 
2021: 107).

Einen weiteren Baustein der Selbstidentifizierung 
könnte das 2013 eingerichtete Hilfetelefon „Gewalt 
gegen Frauen“ sein. Denn dieses ist 24 Stunden täglich 
kostenfrei erreichbar und bietet vertrauliche Hilfe bei 
allen Formen von Gewalt gegen Frauen. Das Hilfete-
lefon ist nach § 1 HilfetelefonG beim Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) 
eingerichtet und untersteht der Fachaufsicht des 
BMFSFJ. Das BAFzA hat nach den §§ 6 und 7 Hilfete-
lefonG für die Bekanntheit des Hilfetelefons zu sorgen 
und soll jährlich einen Sachstandsbericht erstellen, 
mit dem die Wirksamkeit seiner Maßnahmen evalu-
iert wird. Neben den bereits genannten Hilfen bei allen 
Formen der Gewalt gegen Frauen besteht gemäß § 2 
HilfetelefonG eine zusätzliche Aufgabe darin, Perso-
nen, die sich an das Hilfetelefon wenden, im Bedarfs-
falle an andere Einrichtungen und Dienste in ihrer Re-
gion zu vermitteln, die ihrerseits wiederum Beratungs-, 
Unterstützungs- und Interventionsdienste anbieten. 
Hierfür wurde auch eine Datenbank mit Kontaktda-
ten und Erreichbarkeiten dieser Einrichtungen einge-
richtet, die das Hilfetelefon auf dem aktuellen Stand 
halten muss. In § 3 HilfetelefonG wird der Adressa-
tenkreis definiert. Neben direkt von Gewalt betroffe-
nen Frauen werden auch Personen angesprochen, die 
sich im Umfeld von Frauen befinden, die Opfer dieser 
Gewalt sind bzw. waren, sowie Personen, die aufgrund 
ihrer ehrenamtlichen oder hauptberuflichen Tätigkeit 
Frauen beraten oder unterstützen, die Opfer von Ge-
walt geworden sind. § 4 HilfetelefonG bestimmt, dass 
qualifizierte weibliche Fachkräfte für Erstberatung, In-
formation und Vermittlung zuständig sind (§ 4 Abs. 1 
HilfetelefonG). Die Kontaktaufnahme ist nicht durch 
Einzelverbindungsnachweise rekonstruierbar, sie er-
folgt anonym und unter Beachtung datenschutzrecht-
licher Maßgaben (§ 4 Abs. 2 HilfetelefonG). § 4 Abs. 3 
HilfetelefonG legt außerdem fest, dass personenbe-
zogene Daten nur mit Einwilligung erhoben und ge-
speichert werden dürfen und zu löschen sind, sobald 
der Zweck der Erhebung und Speicherung weggefal-
len ist. In § 4 Abs. 4 HilfetelefonG werden schließlich 
Barrierefreiheit und Mehrsprachigkeit der Angebote 
bestimmt. Ergänzend hierzu schreibt § 5 HilfetelefonG 
vor, dass das Hilfetelefon auch auf anderen elektroni-
schen Wegen erreichbar und diese Erreichbarkeit ohne 
unzumutbare Wartezeiten gewährleistet sein müsse.

Die §§ 4 und 5 HilfetelefonG tragen der besonde-
ren Situation Rechnung, in der sich mögliche Opfer 
von Menschenhandel befinden können. Häufig unter
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stehen sie umfassender sozialer und psychischer Kon-
trolle und haben wenig Möglichkeiten, sich frei zu be-
wegen oder zu kommunizieren. Meist bleibt ihnen nur 
ein flüchtiger Moment, in dem sie Informationen auf-
nehmen oder Kontakt suchen können. Umso wichti-
ger ist es, dass diese Hilfe nicht an Bedingungen oder 
Voraussetzungen geknüpft wird.

2020 hat es laut Jahresbericht 80.400 Kontakte zum 
Hilfetelefon gegeben. Daraus sind 51.400 Beratungen 
entstanden. Gegenüber 2019 hat die Zahl der Bera-
tungen um 15 Prozent zugenommen. Das Hilfetelefon 
verzeichnet damit den höchsten Anstieg der Beratun-
gen seit fünf Jahren. Allerdings schränkt der Jahresbe-
richt ein, dass diese Zahl nicht eine Zunahme der Ge-
walt gegen Frauen bedeuten muss, sondern lediglich 
den Beratungsbedarf wiedergibt. Das höhere Aufkom-
men dürfte mit der COVID-19-Pandemie zusammen-
hängen, in deren Verlauf die Kontaktmöglichkeiten des 
Telefons stärker in der Öffentlichkeit präsent waren 
(BMFSFJ/BAFzA 2021: 7).

Allgemein habe 2020 die Beratung in Notsituationen 
und als Krisenintervention zugenommen. Konferenz
schaltungen mit Polizei und anderen Einrichtungen 
sind häufiger als in den Vorjahren aufgetreten. Das 
Hilfetelefon bietet Beratung in 17 Sprachen an, im 
Jahr 2020 beobachtete das BAFzA eine Zunahme 
der fremdsprachlichen Beratung um 25 Prozent. Die 
Gründe dafür seien vielschichtig: Wegen der COVID-
19-Pandemie hätten Frauen mit Migrationshinter-
grund möglicherweise weniger Kontakte zur Verfü-
gung gestanden. Es sei denkbar, dass Kontakte zu 
Frauen, die die Muttersprache der Betroffenen spre-
chen, weniger oder gar nicht mehr erreichbar gewesen 
seien und deshalb das Hilfetelefon genutzt worden 
sei. Bei der Bewältigung und Schilderung von Gewalt
erfahrungen fallen Angehörige aus, die ansonsten für 
die Frauen übersetzen könnten. Darin könne auch ein 
Grund für die verstärkte Nutzung des Hilfetelefons lie-
gen (BMFSFJ/BAFzA 2021: 11). Opfer von Menschen-
handel wurden bei der Einrichtung des Hilfetelefons 
als wesentliche Zielgruppe seiner Arbeit festgelegt 
(BMFSFJ 2020b: 44). Insoweit hat die institutionelle 
Evaluation einen Schwerpunkt in der Betroffenenbe-
ratung bestätigt. Das Hilfetelefon ist auch in einschlä-
gigen Netzwerken im Umfeld von häuslicher und ge-
schlechtsspezifischer Gewalt etabliert (BMFSFJ 2020b: 
21, 29). Empirisch ist das Bild zur tatsächlichen Er-
reichbarkeit des Hilfetelefons jedoch durchwachsen: 
Die quantitative Vorgangsdokumentation zu Bera-
tungskontakten für den Zeitraum 2017–2018 konnte 
einen geringen Anteil menschenhandelsbezogener 

Kontakte zum Hilfetelefon zeigen. In 0,3 Prozent oder 
159 Fällen aller dokumentierten Beratungen ließ sich 
eine Verbindung zu Menschenhandel entwickeln. Am 
häufigsten erfolgte die Beratung zu Fällen häuslicher 
Gewalt (ca. 60 Prozent bzw. ca. 36.000 Beratungen) 
(BMFSFJ 2020b: 162).

Qualitative Daten bestätigen diesen Befund und ver-
weisen auf Erklärungsansätze. Unter Fachkräften aus 
örtlichen Hilfe- und Unterstützungsstrukturen ergibt 
sich keine klare Einschätzung zur Erreichbarkeit des 
Hilfetelefons. Diejenigen, die eine solche Erreichbar-
keit als gegeben erachten, und jene, die dies vernein-
ten, bilden ungefähr gleichgroße Gruppen (BMFSFJ 
2020b: 168f.). Die Fachberaterinnen des Hilfetelefons 
selbst führen sogar an, das Hilfetelefon erreiche Opfer 
von Menschenhandel an sich nur in seltenen Fällen 
(BMFSFJ 2020b: 123). Verantwortlich dafür ist auch 
die Logik des Menschenhandels: Auf seine Opfer wer-
den beträchtliche soziale Kontrolle und Druck aus-
geübt (BMFSFJ 2020b: 124). Sich zu offenbaren oder 
zumindest Informationen über die eigene Lebens- und 
Arbeitssituation einzuholen kann ein großes Risiko 
bedeuten.

3.1.2	 Aufsuchende Arbeit

In zivilgesellschaftlichen Netzwerken wie dem 
Bundesweiten Koordinierungskreis gegen Menschen-
handel e. V. (KOK) sind ca. 50 Fachberatungsstellen 
organisiert, die ganzheitlich Betroffene beraten und 
unterstützen. Für die Bekämpfung des Menschenhan-
dels leisten solche Netzwerke einen wichtigen Beitrag. 
Durch ihr Wirken ist es möglich gewesen, eine Struk-
tur zu schaffen, die Betroffenen von Menschenhandel 
in Deutschland Hilfe bietet. Das Ziel ihrer Beratungs-
arbeit ist es, Betroffenen Hilfe zur Selbsthilfe zu bie-
ten, deren Lebenssituation zu verbessern, aber auch 
der Entstehung des Phänomens Menschenhandel ent-
gegenzuwirken (KOK 2020b: 42f.). Das spezialisierte 
Wissen und die daraus entstandene Fachkompetenz 
der Mitarbeiterinnen der Fachberatungsstellen haben 
sich dabei als wertvolle Erkenntnisquellen für die Ar-
beit der Behörden entwickelt (vgl. Limoncelli 2018).

Betroffene von Menschenhandel haben in nicht sel-
tenen Fällen aus unterschiedlichen Gründen Angst 
vor Behörden oder begegnen ihnen mit Argwohn. Die 
Täuschung als wesentlicher Bestandteil für die Durch-
führung des Menschenhandels spielt hier eine Rolle. 
Opfer stellen z. B. nicht infrage, dass die Täterinnen 
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bzw. Täter ihnen auftragen, mit Behörden keinesfalls 
zu kooperieren. Das hat einerseits damit zu tun, dass 
sie aus eigener Erfahrung mit korrupten Behörden wis-
sen, möglicherweise ohne Hilfe zurückzubleiben, wenn 
sie sich offenbaren (UNODC 2022: 11). Andererseits 
ist es ihnen im Verlauf der Anwerbung, der Beförde-
rung und der Übergabe offen oder verdeckt selbst wi-
derfahren, wenn sie am Flughafen oder im Rahmen 
aufsuchender Kontrollen vor Ort nicht geprüft wer-
den. Täter sorgen dann dafür, dass ein Auge zuge-
drückt wird (UNODC 2011: 12). Schon 2011 haben die 
Vereinten Nationen in einem Ad-hoc-Bericht einen 
Zusammenhang zwischen dysfunktionalem Rechts-
system und Zugang zu Justiz und Strafverfolgung auf 
der einen und Aussage- bzw. Anzeigebereitschaft von 
Menschenhandel auf der anderen Seite herausgear-
beitet (UNODC 2011: 13). Umso wesentlicher für die 
Bekämpfung des Menschenhandels ist es, behördliche 
Maßnahmen und Zuständigkeiten durch die Vertrau-
ensbildung von Fachberatungsstellen zu flankieren, 
die sich an der konkreten Lebenssituation eines Opfers 
von Menschenhandel ausrichtet.

Wesentlich beeinflusst wird diese Vertrauensbildung 
auch durch die sogenannte „Aufsuchende Arbeit“. Hin-
sichtlich der Variante Menschenhandel zum Zwecke 
der sexuellen Ausbeutung können darunter Maßnah-
men subsumiert werden, die Mitarbeitende an milieu-
typischen Orten wie Bar- oder Amüsiervierteln zu un-
terschiedlichen Tages- und Nachtzeiten durchführen 
und sich dort als Vertretende der Fachberatungsstel-
len zu erkennen geben. Verlässlichkeit und Konstanz 
haben sich dabei als entscheidende Randbedingungen 
erwiesen. Die Fachberatungsstellen, die an der Entste-
hung dieser Studie mitgewirkt haben, machen allge-
mein geltend, dass diese Maßnahmen nachhaltig und 
verlässlich gestaltet werden müssen, um zu einem 
nennenswerten Erfolg zu führen. Ihren Erfahrungen 
zufolge reicht es nicht aus, typische Orte einmalig auf-
zusuchen. Besuche sollten regelmäßig und nach Mög-
lichkeit in derselben personellen Zusammensetzung 
erfolgen, denn mögliche Opfer von Menschenhan-
del werden vulnerablen Personengruppen zugerech-
net. Es dürfte ihnen helfen, regelmäßig mit denselben 
Personen zu sprechen, um durchlittene Traumata zu 
überwinden. Sie stehen unter sozialer Kontrolle durch 
Dritte und wägen ab, welches Risiko ihnen entsteht, 
wenn sie Kontakte zu Personen außerhalb ihres sozia-
len Nahbereichs haben. Täterinnen bzw. Täter könnten 
ihnen diesbezüglich auch Fallen stellen. Ist das Ver-
trauen zu Fachberatungsstellen gefestigt, kommt es 
vor, dass aus dem Kreis der Betroffenen heraus Kon-
takte zu den Mitarbeitenden gesucht werden. Fach-
beratungsstellen berichten aber auch von Fällen, in 

denen Betreiberinnen bzw. Betreiber der einschlägi-
gen Clubs den Kontakt zu ihnen herstellen. Auffällig 
ist die Erfahrung von Fachberatungsstellen, dass 
Prostitutionskunden betroffenen Frauen und Mädchen 
dabei behilflich sein sollen, aus der Zwangssituation zu 
entkommen, und den Kontakt zu Fachberatungsstel-
len aufbauen (Hitzke 2020: 95). Denn Freier setzen sich 
einem erheblichen Entdeckungsrisiko aus, wenn sie 
sich derart verhalten. Zwar verfügt Deutschland über 
ein verhältnismäßig liberales Prostitutionsrecht,32 den-
noch ist Zwangsprostitution nach § 232a Abs. 6 StGB 
strafbewehrt. Es ist zu vermuten, dass eine Konstella-
tion, in der eine Freierin bzw. ein Freier zuerst Nutz-
nießende bzw. Nutznießer des Menschenhandels ist 
und anschließend Hilfestellung für die Befreiung gibt, 
eher die Ausnahme als die Regel bildet.

3.2	 Formale Identifizierung

Von der Erstidentifizierung zu unterscheiden ist die 
formale Identifizierung. Eine Standard- oder Legal-
definition für dieses Verfahren existiert nicht. Die-
ser Begriff verweist allgemein auf ein strukturier-
tes Vorgehen zur Feststellung der Opfereigenschaft 
von einer rechtlich zuständigen öffentlichen Stelle. In 
erster Linie und unabhängig vom Asylverfahren sind 
hier Polizei, Staatsanwaltschaften und Ausländerbe-
hörden zu nennen, denen im Rahmen von einschlä-
gigen strafrechtlichen Ermittlungsverfahren Opfer 
von Menschenhandel bekannt werden können. Dies 
schließt nicht aus, dass ein Opfer von Menschenhandel 
zu einem späteren Zeitpunkt auch noch einen Asyl
antrag stellt.

Um die Aussage- und Kooperationsbereitschaft von 
Opfern von Menschenhandel zu fördern, ist es grund-
sätzlich möglich, ihnen die Bedenk- und Stabilisie-
rungsfrist nach § 59 Abs. 7 AufenthG einzuräumen. 
Nach dieser Vorschrift müssen konkrete Anhalts-
punkte für die Annahme vorliegen, die Auslände-
rin oder der Ausländer könnte Opfer einer Straftat 
geworden sein, die in § 25 Abs. 4a S. 1 AsylG oder 

32	 Vgl. eine Kurzdokumentation der Wissenschaftlichen Dienste 
des Deutschen Bundestags (2019), auch wenn die Betrachtung 
der Rechtslage in Deutschland nicht im Vordergrund der Doku-
mentation steht. Zur Diskussion in der allgemeinen Öffentlich-
keit siehe Klein (2021). Welche Auswirkungen das Gesetz auf die 
Prostitution in Deutschland hat, wird mit der am 01.07.2022 be-
gonnenen Evaluation untersucht, die das federführende BMFSFJ 
dem Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) 
übertragen hat (vgl. BMFSFJ 2022).
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§ 25 Abs. 4b S. 1 AsylG genannt wird.33 Dafür ist „die 
plausible Aussage“ der Person, sie sei Opfer von 
Menschenhandel, „grundsätzlich ausreichend“.34 Sind 
diese Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt, gewährt 
die örtlich zuständige Ausländerbehörde nach § 59 
Abs. 7 Satz 2 AufenthG eine verlängerte Ausreisefrist 
von mindestens drei Monaten. Es kommt dabei nicht 
darauf an, wie die Straftat im Detail begangen worden 
ist. Außerdem spielt es keine Rolle, ob die Straftat im 
Versuchsstadium stehen geblieben ist oder Täterschaft 
und Teilnahme abgegrenzt werden müssen. Leitend 
ist hier die Lagebeurteilung der zuständigen Staats-
anwaltschaft, die aufgrund zureichender tatsächlicher 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Straftat Ermitt-
lungen aufnimmt, die auf konkreten Tatsachen beru-
hen (Anfangsverdacht gem. § 152 Abs. 2 StPO). Inso-
weit ist die zuständige Ausländerbehörde ebenfalls in 
die formale Identifizierung der Strafverfolgungsbehör-
den eingebunden und erhält damit die Möglichkeit, in 
eigener Zuständigkeit Schutzmaßnahmen zu prüfen, 
die sich an den Schritt der formalen Identifizierung 
anschließen.

Die an der Erstellung der Studie mitwirkenden Behör-
den der Bundesländer haben entweder regelmäßige 
Austauschformate gebildet, um einander über Ent-
wicklungen und Trends in Bezug auf Menschenhandel 
auf dem Laufenden zu halten, oder treten anlassbe-
zogen in konkreten Ermittlungsverfahren miteinan-
der in Kontakt und tauschen Erkenntnisse aus. Das 
Wissen von Ausländerbehörden und Fachberatungs-
stellen, aber auch des Zolls werden in diesem Rahmen 
zusammengeführt und mit den individuellen Angaben 
eines Vormundes oder einer Beiständin bzw. eines Bei-
stands ergänzt. Mit den Aussagen der Betroffenen flie-
ßen diese Anhaltspunkte in eine Prüfung der Bedenk- 
und Stabilisierungsfrist nach § 59 Abs. 7 AufenthG ein. 
Manche der Bundesländer stellen auf einen „exekuti-
ven Vorbehalt“ ab, der einer Gewährung der Stabilisie-
rungsfrist im Hinblick auf die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach den §§ 25 Abs. 4a, b AufenthG im 
Zweifel entgegensteht.

Im Ergebnis, so die Kritik von Fachberatungsstel-
len, schließen sich die Ausländerbehörden zumeist 
den Schlussfolgerungen der Staatsanwaltschaften an. 
Weiter stellen sie infrage, dass die Ausländerbehörden 
von sich aus Sachkunde für die Entscheidung über die 
Gewährung der Bedenkfrist entwickeln, wenn schon 
bei der Polizei keine Anhaltspunkte für Menschen
handel vorliegen (Hödl 2020: 77).

33	 Siehe AufenthG-AVwV Nr. 50.2.a.1ff.

34	 Siehe AufenthG-AVwV Nr. 50.2.a.1ff.

In der Verwaltungspraxis ist umstritten, ob sich § 59 
Abs. 7 AufenthG anwenden lässt, wenn es um Ab-
schiebungsanordnungen nach § 34 AsylG geht, also 
die Durchsetzung von Unzulässigkeitsentscheidungen 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG. Stellungnahmen zufolge 
erlaubt der Normzweck eine Anwendbarkeit in solchen 
Konstellationen. Kritikerinnen und Kritiker führen hier 
an, wenn in den Aufnahmestaaten bzw. den für die 
Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Mit-
gliedstaaten die Rechtslage der Opferschutzrichtlinie 
nicht entspreche und sich die Zwecke der Bedenk- und 
Stabilisierungsfrist nicht erfüllen ließen, dann sei von 
der Abschiebungsanordnung nach § 34 AsylG abzu
sehen (vgl. Graser/Lindner 2020: 14).

Es ist bereits ausgeführt worden, dass Menschen-
handel sowohl Ursache als auch Folge von Flucht 
und Migration sein kann.35 Das Delikt Menschenhan-
del hat deshalb für die operative Praxis des BAMF im 
Rahmen der Durchführung der Anerkennungsverfah-
ren eine herausgehobene Bedeutung. Menschenhan-
del zu erkennen und seine Opfer zu schützen, sie vor 
der Gefahr der Re- und wiederholten Viktimisierung 
zu bewahren stellt hohe Anforderungen an die asyl
erhebliche Sachverhaltsaufklärung und damit an das 
zuständige Personal im BAMF. Dabei gehört es zu den 
Zuständigkeiten einer bzw. eines Sonderbeauftragten 
für Opfer von Menschenhandel, Menschenhandelsop-
fer formal zu identifizieren. Das schließt nicht aus, dass 
z. B. bereits im Verlauf der Äußerung des Asylgesuchs 
bei der Bundespolizei oder bei der förmlichen Antrag-
stellung Indizien für eine diesbezügliche Annahme 
gegeben sein können.

Das BAMF räumt der Bekämpfung des Menschenhan-
dels eine hohe Priorität ein. Ausdruck dieser Schwer-
punktsetzung ist die Funktion der Sonderbeauftrag-
ten für Opfer von Menschenhandel, die aufgrund 
ihrer fachlichen Kenntnisse, langjährigen Erfahrung 
und persönlicher Eignung besonders auf die Begeg-
nung mit Opfern von Menschenhandel vorbereitet und 
geschult sind. Entscheiderinnen und Entscheider, die 
für diese Funktion qualifiziert werden, sollen sich und 
die aus Asylverfahren gewonnenen Erkenntnisse zu 
Risikoprofilen, Vulnerabilitäten und häufigen Sach-
vorträgen im Austausch mit anderen Behörden und 
zivilgesellschaftlichen Einrichtungen einbringen. Son-
derbeauftragte sind Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeiter in Anerkennungsverfahren, ohne zwingend 
auch weisungsbefugt zu sein. Sie beraten Kollegin-
nen und Kollegen, die mit Opfern von Menschenhan-
del in Berührung kommen können, und geben Hilfe-

35	 Vgl. unter 3.
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stellung für die weitere Ermittlung des Sachverhaltes. 
Da grundsätzlich jede Asylsachbearbeiterin und jeder 
Asylsachbearbeiter mit Opfern von Menschenhandel 
in Berührung kommen kann, ist die kontinuierliche 
Informationsweitergabe von demografischen und 
phänomenbezogenen Trends an die Leitenden der 
Organisationseinheiten und das Kollegium grundle-
gend. Diese Information gewinnen sie auf Fachtagun-
gen, Netzwerktreffen und im Austausch mit Fach-
personal aus anderen Behörden und den mit dem 
Phänomen befassten zivilgesellschaftlichen Einrich-
tungen. Die aus der übergeordneten Arbeit resultieren-
den Kenntnisse fließen fortwährend in den Prozess der 
formalen Identifizierung ein, halten diesen auf dem 
aktuellen Stand und beugen damit möglicher Revikti-
misierung von Opfern von Menschenhandel vor, da 
Mitarbeitende des BAMF hinsichtlich des Vorliegens 
von Indikatoren sensibilisiert werden. Das schließt 
auch die Asylverfahrensberatung ein, die das BAMF 
in den zurückliegenden Jahren kontinuierlich ausge-
baut hat. Dort festgestellte Beobachtungen sollen 
an die Sonderbeauftragten für Opfer von Menschen-
handel weitergereicht werden, um die Erkennung 
von Opfern nicht dem Zufall zu überlassen. Je früher 
im verwaltungsrechtlichen Verfahren der Erkennung 
von Opfern der Weg bereitet wird, umso hilfreicher 
für das anschließende Schutzverfahren. Dennoch er-
setzt diese vorausschauende, präventive Vorgehens-
weise nicht die zwingend vorzunehmende Beteiligung 
der Sonderbeauftragten für Opfer von Menschenhan-
del, wenn sich ernst zu nehmende Anhaltspunkte für 
Menschenhandel im Verlauf der Antragsprüfung erge-
ben. Kommt eine Sachbearbeiterin oder ein Sachbear-
beiter aufgrund eigener Zuständigkeit im Verlauf der 
Durchführung des Asylverfahrens zu dem Zwischen-
ergebnis, ein Opfer von Menschenhandel identifiziert 
zu haben, informiert sie oder er eine bzw. einen der 
in ihrer oder seiner Organisationseinheit wirkenden 
Sonderbeauftragten. Diese nehmen eigene Risikoana-
lysen vor und teilen das Resultat dieser Abwägungen 
der bzw. dem originär für den Asylantrag zuständigen 
Entscheidenden schriftlich mit. Diese den Sachverhalt 
zusammenfassende Stellungnahme, die Ausführungen 
zur Glaubhaftmachung und zur Gefahr der bzw. des 
Antragstellenden mit Blick auf Reviktimisierung und 
Rückkehr in das Herkunftsland bzw. den Ersteinreise-
staat im Dublin-Verfahren enthält, geht in die Verfah-
rensakte ein. Darüber hinaus stellt die bzw. der Son-
derbeauftragte fest und dokumentiert dies schriftlich, 
ob es sich nach dem vorliegenden Sachverhalt um ein 
Opfer von Menschenhandel handelt oder nicht. Die 
Stellungnahme der oder des Sonderbeauftragten ist 
von der bzw. dem Sachbearbeitenden bei ihrer bzw. 
seiner Entscheidung zu berücksichtigen.

Dabei sind im Wesentlichen zwei Konstellationen zu 
unterscheiden:

a)	 Hat die Anhörung nach § 25 AsylG bereits statt-
gefunden, muss eine ergänzende Anhörung 
angesetzt werden, wenn die bzw. der Sonder
beauftragte für Opfer von Menschenhandel 
zu der Auffassung gelangt, dass die bereits 
vorliegenden Anhaltspunkte dieses Vorgehen 
rechtfertigen.

b)	 Steht die Anhörung demgegenüber noch bevor 
oder wird sie aktuell durchgeführt, nimmt die 
bzw. der Sachbearbeitende Kontakt zu den in 
der Dienststelle eingesetzten Sonderbeauftrag-
ten auf und stimmt das weitere Vorgehen zur 
Aufklärung des Sachverhaltes ab. In der Regel 
übernimmt folgend eine Sonderbeauftragte 
bzw. ein Sonderbeauftragter in diesen Fällen 
die Anhörung.

Gemeinsam ist beiden Konstellationen, dass die Son-
derbeauftragten Hinweise geben, die sich auf zu erfra-
gende Sachverhalte, Gesprächstechniken, eigene Ver-
haltensweisen gegenüber der antragstellenden Person, 
aber auch deren Verhalten und ggf. Auffälligkeiten 
beziehen. Diese Maßnahmen haben das Ziel, einer Re-
viktimisierung möglicher Opfer von Menschenhandel 
vorzubeugen, ihre Vulnerabilitäten zu erkennen und 
das weitere Vorgehen wie Kontaktaufnahme zu Polizei 
oder Fachberatungsstellen daraufhin auszurichten.

3.3	 Schutz von Opfern von 
Menschenhandel

Die Opferschutzmaßnahmen für Personen, die Men-
schenhandel zum Opfer gefallen sind, können unter-
schiedlich ausgestaltet sein und sich auf verschiedene 
Zuständigkeiten beziehen.

3.3.1	 Asylverfahren

Aus der Perspektive des Asylverfahrens ist zunächst 
die Möglichkeit anzusprechen, auf Antrag der Antrag-
stellerinnen und Antragsteller weitere Personen zuzu-
lassen. Das kann eine bevollmächtigte Person sein, die 
die antragstellende Person vertritt. Dies erfolgt durch 
Vollmachterteilung nach § 14 Abs. 1 VwVfG oder auf-
grund von Bestimmungen des BGB, z. B. weil es sich 
möglicherweise um ein minderjähriges Opfer handeln 
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könnte und ein Vormund bestallt worden ist. Die Ver-
fahrenshandlungen dieser Personen wirken so, als ob 
sie selbst von der antragstellenden Person geäußert 
worden wären (§§ 164 Abs. 1, 1792ff. BGB). Die ausge-
stellte Vollmacht bestimmt, zu welchen Handlungen 
die rechtliche Vertretung berechtigt ist (§ 14 Abs. 1 S. 2 
VwVfG).

Davon abzugrenzen ist die Beiständin bzw. der Bei-
stand. Das ist eine Person, die das Vertrauen der an-
tragstellenden Person genießt und zur Unterstützung 
in der Anhörung mitgebracht wird (§ 14 Abs. 4 S. 1 
VwVfG). Diese Unterstützung kann rechtlicher Natur 
sein, muss aber nicht eine Bevollmächtigung mit der 
Vornahme von Verfahrenshandlungen im vorstehen-
den Sinne bedeuten. Die Unterstützung kann vor allem 
moralisch oder psychisch notwendig sein. Die Bei-
ständin bzw. der Beistand spricht dennoch im Namen 
der antragstellenden Person, sollte diese deren bzw. 
dessen Ausführungen nicht kommentieren oder ihnen 
nicht widersprechen (§ 14 Abs. 4 S. 2 VwVfG). Das ist 
im Vorfeld der Anhörung klarzustellen. Aus der Per-
spektive des Opferschutzes betrachtet ist das nicht 
unerheblich, weil insbesondere in den Fällen einer Be-
gleitung durch qualifizierte Fachberatungsstellen dies-
bezügliche Einlassungen zur Tathandlung („action“) 
oder zum Zweck („purpose“) zugleich notwendig sind 
und hinreichend Angaben zum schutzerheblichen 
Sachverhalt ermöglichen und weitere für das Opfer 
belastende Ausforschungen des Sachverhaltes ab
kürzen können.

Unabhängig von der konkreten Anhörungssituation 
können mögliche Opfer von Menschenhandel schon 
im Rahmen der Unterbringung unmittelbar geschützt 
werden. Die Frage der Unterbringung in Aufnahmeein-
richtungen regelt § 47 AsylG. Grundsätzlich verpflich-
tet § 47 Abs. 1 Satz 1 AsylG Antragstellende dazu, bis 
zur Entscheidung über den Antrag auf internationalen 
Schutz und im Falle der Ablehnung des Asylantrags bis 
zur Ausreise oder bis zum Vollzug der Abschiebungs-
androhung oder -anordnung in der für die Aufnahme 
zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Ergeben sich im Vorfeld der weiteren Verfahrens-
schritte, z. B. der persönlichen Anhörung nach § 25 
AsylG Hinweise, dass eine Person möglicherweise 
Opfer von Menschenhandel geworden sein könnte, 
ist eine Aufhebung der Wohnpflicht nach § 47 AsylG 
in Betracht zu ziehen. Damit kann das Opfer dem 
Zugriff der Täterinnen bzw. Täter entzogen werden, 
wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass diese 
sich als schutzsuchend getarnt haben könnten oder 
möglicherweise nahe Angehörige Kontakte zu den 

Täterinnen- bzw. Tätergruppen unterhalten. In einem 
solchen Fall kommt es infrage, die Person in einer 
Schutzwohnung oder im Frauenhaus unterzubringen. 
An dieser Stelle können auch medizinische oder the-
rapeutische Maßnahmen angestoßen werden, wenn 
diese nach Aktenlage oder aufgrund anderer Erkennt-
nisse, die das BAMF gewonnen hat, angezeigt sind.

Dafür ist die bereits angesprochene Netzwerkarbeit 
der Fachberatungsstellen wichtig, aber auch die Aus-
länderbehörden sollten hier einbezogen werden. Die 
Sonderbeauftragten händigen Betroffenen in der An-
hörung oder danach Informationsmaterial der Fach-
beratungsstellen aus und stellen direkt den Kontakt 
zu Beratenden her, wenn Betroffene ihr Einverständ-
nis dazu erteilen. An dieser Stelle zeigt sich die Bedeu-
tung der Netzwerkarbeit zwischen BAMF und Fachbe-
ratung. Sie ermöglicht eine gezielte Information, wenn 
die inhaltlichen Schwerpunkte der Fachberatungsstelle 
beim BAMF bekannt sind. Bei den Fachberatungsstel-
len ist spezialisiertes Fachwissen für den Umgang mit 
Behörden und der Bewältigung der Ausbeutungssitua-
tion vorhanden. Ergänzend hierzu ist eine Kontaktauf-
nahme mit der Polizei bzw. Strafverfolgungsbehörden 
aus einer konkreten Anhörungssituation heraus ange-
zeigt, wenn sich konkrete Gefährdungen für die be-
troffenen Antragstellenden zeigen. Dann können aus 
der Anhörung heraus unmittelbar Schutzmaßnahmen 
eingeleitet werden.

Allgemein zeichnet im verwaltungsrechtlichen Zustän-
digkeitsbestimmungsverfahren nach der Dublin-III-
Verordnung und dem ggf. später folgenden nationalen 
Anerkennungsverfahren das BAMF für die asylrechtli-
che Schutzgewährung verantwortlich: Neben der Ein-
haltung der Verfahrensgarantien nach den Art. 4 Abs. 
2, Art. 5 Abs. 4, Art. 26 Abs. 3 und Art. 27 Abs. 5, Abs. 6 
Dublin-III-Verordnung prüft das BAMF durch die je-
weils eingesetzten Sonderbeauftragten für Opfer von 
Menschenhandel das Vorliegen der Opfereigenschaft.

Ergibt diese Prüfung, dass Opfereigenschaft und Re-
viktimisierungsgefahr im zuständigen Mitgliedstaat zu 
bejahen sind, kommt im Zuständigkeitsbestimmungs-
verfahren innerhalb des Dublin-Verfahrens die Aus-
übung des Selbsteintrittsrechts in Betracht. Selbstein-
tritt stellt eine Ermessensentscheidung des BAMF dar, 
die Modalitäten unterliegen der gerichtlichen Kont-
rolle. Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-Verordnung verpflichtet 
das BAMF, von der Überstellung in den an sich zustän-
digen Mitgliedstaat abzusehen, wenn individuelle, in 
der Person der Antragstellerin bzw. des Antragstellers 
liegende Gründe dies zulassen und zugleich europa-
rechtlich etablierte Prinzipien der normativen Verge-
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wisserung bzw. des gegenseitigen Vertrauens nicht 
gegeben sind. Der Selbsteintritt folgt aus der formalen 
Feststellung der Sonderbeauftragten, die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller sei ein Opfer von Menschen-
handel geworden oder könnte es nach Überstellung in 
den eigentlich zuständigen Mitgliedstaat erneut wer-
den. In diesem verwaltungsverfahrensrechtlichen Sta-
dium greift ein erster Schutzmechanismus, der aber 
noch keine Aussage über den Schutzstatus enthält. Im 
Rahmen des Erlasses der Überstellungsentscheidung 
hat das BAMF als zuständige Behörde zu prüfen, ob 
ein Selbsteintritt im Sinne des Art. 17 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013 erklärt wird. Im Dublin-
Verfahren prüft das BAMF im Rahmen des Vorliegens 
einer individuellen Härte sorgfältig unter anderem, ob 
die Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat eine 
individuelle Härte darstellt. Hierbei stellt die Revikti-
misierungsgefahr ein zu berücksichtigendes Kriterium 
dar. Ebenso erfolgt nach den Vorgaben der Verord-
nung (EU) Nr. 604/2013 keine Überstellung in einen 
Mitgliedstaat, in dem systemische Mängel herrschen, 
auch hinsichtlich der besonderen Schutz-, Behand-
lungs- und Unterstützungsregelungen bei Opfern von 
Menschenhandel.

Wird das Selbsteintrittsrecht ausgeübt, tritt das BAMF 
in eigener Zuständigkeit im nationalen Anerkennungs-
verfahren in die inhaltliche materielle Prüfung auf in-
ternationalen Schutz ein. Die Prüfung kann ergeben, 
dass aufgrund der Eigenschaft, Opfer von Menschen-
handel geworden zu sein, die Flüchtlingseigenschaft 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG zuzuerkennen ist. Sind die 
rechtlichen und tatsächlichen Tatbestandsvorausset-
zungen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG nicht erfüllt, kann 
die Gewährung subsidiären Schutzes nach § 4 Abs. 1 
AsylG in Betracht kommen, wenn das Opfer von Men-
schenhandel bei Rückkehr ins Herkunftsland Gefahr 
liefe, einen ernsthaften Schaden im Sinne der vorste-
hend genannten Vorschrift zu erleiden. Werden auch 
diese Tatbestandsvoraussetzungen rechtlich und tat-
sächlich nicht erfüllt, prüft das BAMF zunächst die Zu-
lässigkeit der Abschiebung (§ 60 Abs. 5 AufenthG) und 
ob in dem Zielstaat für die Antragstellerin bzw. den 
Antragsteller eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, 
Leben und Freiheit besteht (§ 60 Abs. 7 AufenthG). Die 
erhebliche konkrete Gefahr für die Gesundheit nach 
§ 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG ergibt sich nur im Falle 
von schwerwiegenden lebensbedrohlichen Erkrankun-
gen, die sich infolge der Abschiebung noch verschlech-
tern würden.

Gemäß Art. 32 Dublin-III-Verordnung und Art. 8 Abs. 
3 Durchführungsverordnung ist vorgesehen, dass der 

betreffende Mitgliedstaat vor der Überstellung ange-
fragt wird, ob die medizinische Behandlung entspre-
chend der Bedürfnisse der antragstellenden Person 
ermöglicht werden könne. Zur Prüfung dieser An-
frage werden dem Mitgliedstaat alle dafür geeigneten 
Daten über eine erforderliche medizinische Behand-
lung übermittelt, damit dort über die Gewährung von 
vorgesehenen Schutzansprüchen entschieden werden 
kann.

Stellt das BAMF fest, dass aufgrund der Opfereigen-
schaft die Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
AsylG zuzuerkennen ist, ergeben sich für die betrof-
fene Person weitreichende Konsequenzen. Aufent-
haltsrechtlich wird zunächst ein Aufenthalt nach § 25 
Abs. 2 i. V. m. § 26 Abs. 1 S. 2 AufenthG gewährt, der in 
der Regel auf drei Jahre befristet wird. Darin enthal-
ten ist bereits die Aussicht auf einen Daueraufenthalt 
nach § 26 Abs. 3 AufenthG nach drei bzw. fünf Jahren. 
Das eröffnet dem Opfer eine Perspektive für die Ge-
staltung des eigenen Lebens nach der Abkehr von den 
Täterstrukturen und der Bewältigung der erlittenen 
Ausbeutung.

Die Gewährung subsidiären Schutzes nach § 4 Abs. 1 
AsylG hat wie die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG aufenthalts- und 
sozialrechtliche Konsequenzen. Im Unterschied zur 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 AsylG ist die regelmäßige Dauer des ersten 
Aufenthaltstitels nach § 26 Abs. 3 AufentG auf ein Jahr 
befristet, § 26 Abs. 1 Satz 3 sieht grundsätzlich eine 
Verlängerung auf zwei weitere Jahre vor.

Selbst wenn die Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 3 
und 4 AsylG in Bezug auf Menschenhandel nicht er-
füllt werden, kann Schutz durch die Feststellung eines 
nationalen Abschiebungsverbotes gewährt werden. In 
den Fällen des § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG soll eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 26 
Abs. 1 S. 4 AufenthG für mindestens ein Jahr erteilt 
werden.

Nach Ablauf der drei Jahre kann die Ausländerin bzw. 
der Ausländer eine Niederlassungserlaubnis bean-
tragen, wenn das BAMF feststellt, dass die Voraus-
setzungen für Widerruf oder Rücknahme nach den 
§§ 73 Abs. 1 Satz 1 und 73b Abs. 1 AsylG der Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft nicht erfüllt werden 
(z. B. indem die Kontakte zu Menschenhändlern aus 
eigenem Antrieb wieder gesucht und aufgebaut wer-
den). Eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt EU ergibt 
sich nach diesem Zeitraum nicht (§ 9a Abs. 3 Nr. 1 
AufenthG).
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Opfer von Menschenhandel definiert das BAMF als 
besonders schutzwürdige Personengruppe. Sonderbe-
auftragte für andere besonders schutzwürdige Per-
sonengruppen wie unbegleitete Minderjährige, Opfer 
von geschlechtsspezifischer Verfolgung sowie von 
Folter und Trauma sind im BAMF schon deutlich län-
ger etablierte Praxis. Mit den 2012 geschaffenen Son-
derbeauftragten für Opfer von Menschenhandel wird 
diese Gruppe nicht bloß fortgeschrieben, sondern 
es werden auch die Tatbestandsvoraussetzungen im 
Anschluss an die europarechtlichen Entwicklungen 
stärker systematisiert aufgegriffen (mit den Tatmit-
teln („means“), den Tathandlungen („action“) und dem 
Zweck („purpose“)). In diesem Sinne kann ein Hinweis 
auf geschlechtsspezifische Verfolgung eine Verbin-
dung zu Menschenhandel darstellen oder die Feststel-
lung eines Traumas als Resultat eines durchlittenen 
Menschenhandels folgen (vgl. Schaab/Maragkos 2010). 
In einem konkreten Beispiel wäre es denkbar, dass ge-
schlechtsspezifische Verfolgung als Verfolgungsgrund 
unter die Bestimmungen des § 3b Abs. 1 Nr. 4 AsylG 
fällt. Diese könnte an sich schon für die Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG 
ausreichend sein. Aber die Herausforderung besteht 
darin, in der Sachverhaltsermittlung auch schon Tat-
mittel und Tathandlungen herauszuarbeiten. Hier sind 
möglicherweise Codes zu dechiffrieren, die die wahren 
Umstände verschleiern sollen und überdecken, dass 
das Opfer möglicherweise noch unter dem Einfluss 
der Täterinnen bzw. Täter steht. Maßgeblich ist hier, 
die Sonderbeauftragtenrolle nicht isoliert zu betrach-
ten, sondern Erkenntnisse und Methodik der angren-
zenden Fachgebiete/Rollen in die Arbeit des bzw. der 
Sonderbeauftragten für Opfer von Menschenhandel 
einfließen zu lassen. Nicht selten werden im BAMF 
Sonderbeauftragte in mehreren Vulnerabilitätsprofilen 
eingesetzt.

Je nach möglicher Vulnerabilität können Vorsichts-
maßnahmen ergriffen werden: Unbegleitete Minder-
jährige, die zur Durchführung ihrer Anhörung in die 
Außenstelle des BAMF kommen, können in einem 
eigenen Wartebereich untergebracht werden. Im 
Übrigen räumt das BAMF nach Art. 31 Abs. 7 lit. b der 
Verfahrensrichtlinie Verfahren von unbegleiteten Min-
derjährigen Vorrang ein. Eine Abweichung von dieser 
Vorrangprüfung kann gerechtfertigt sein, wenn die 
Stabilisierung der oder des Minderjährigen dies erfor-
derlich macht. Bei der Vorbereitung der eigentlichen 
Anhörung wird eine Abstimmung mit der Vormundin 
bzw. dem Vormund oder der bzw. dem Bevollmächtig-
ten vorgenommen, um längeren Anfahrtswegen vorzu-
beugen. Zusätzlich kann bei der Planung berücksich-
tigt werden, für Sachbearbeitung und Sprachmittlung 

Personal gleichen Geschlechts einzusetzen oder 
dieses36 vorzuhalten, falls sich diese Bitte aus dem  
Verlauf der Anhörung ergeben sollte. Nicht zuletzt 
deshalb, vor allem aber auch um der Verfahrensfähig-
keit der Minderjährigen Rechnung zu tragen, ist mehr 
Zeit für die Durchführung der Anhörung der bzw. 
des Minderjährigen einzukalkulieren. Die Durchfüh-
rung der Anhörung und grundsätzlich auch die An-
fertigung der Entscheidung befinden sich in der Zu-
ständigkeit der Sonderbeauftragten für unbegleitete 
Minderjährige.37

Sonderbeauftragte für Opfer von Menschenhandel 
und für unbegleitete Minderjährige können grund-
sätzlich in bestimmten Fallkonstellationen zusam-
menwirken, wenn der Sachverhalt dies erforderlich 
macht (z. B. für die Aufklärung der Tathandlung, wenn 
Familienangehörige Kontakt zu den späteren Täte-
rinnen oder Tätern hergestellt haben oder selbst als 
Täterinnen bzw. Täter anzusehen sind). Sind minder-
jährige Antragsteller nach dem Recht des jeweiligen 
Herkunftslandes verheiratet, erfolgt die Anhörung der 
Antragsteller grundsätzlich getrennt, d. h., es wird für 
beide jeweils eine Anhörung durchgeführt. Unter Um-
ständen kann in Betracht gezogen werden, gem. § 25 
Abs. 6 AsylG bzw. in Übereinstimmung mit Art. 15 Ver-
fahrensrichtlinie eine Begleitperson zuzulassen. In der 
Anhörung steht im Vordergrund, das Kindeswohl vor-
rangig zu berücksichtigen. Gemäß Erwägungsgrund 
33 bedeutet dies insbesondere, das Wohlbefinden des 
Kindes sowie dessen soziale Entwicklung einschließ-
lich des Hintergrunds der bzw. des Minderjährigen zu 
berücksichtigen. Für die Anhörung ergibt sich dar-
aus, die Anhörung so zu gestalten, dass sie dem Alter 
der bzw. des antragstellenden Minderjährigen gerecht 
wird und dazu auch ihrem bzw. seinem Ausbildungs- 
und Entwicklungsstand Rechnung trägt. Wesentlich 
ist eine aufgeschlossene und einfühlsame Haltung der 
Sachbearbeitung, die sich auch darin ausdrückt, in der 
konkreten Anhörungsgestaltung Raum für mehr Fra-
gen und Erläuterungen als in einer Anhörung einer 
bzw. eines Erwachsenen zu lassen. Die Ermittlung des 
schutzrelevanten Sachverhaltes sollte dann auch durch 
kind- und altersgerechte Fragetechniken erfolgen 
(Art. 15 Abs. 3 lit. e Verfahrensrichtlinie). Es empfiehlt 
sich ferner, ergänzende Hilfsmittel zur Kommunika-
tion einzusetzen. Mithilfe von Stift und Papier können 

36	 Diese Möglichkeit haben auch erwachsene Opfer von 
Menschenhandel.

37	 In Ausnahmefällen kann eine Sonderbeauftragte bzw. ein Son-
derbeauftragter für unbegleitete Minderjährige nach der Durch-
führung der Anhörung zur Vorbereitung der Entscheidung und 
Verfahrensbeschleunigung ein Votum abgeben, von dem nicht 
abgewichen werden darf.
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durchlebte oder Schlüsselereignisse rekonstruiert wer-
den, aber auch Figuren können helfen, einen Sachver-
halt anschaulicher zu machen.

Im Falle einer vermuteten Zwangsheirat oder bei Ver-
dacht auf Menschenhandel dürfen Vorhalte jeweils 
nicht eingesetzt werden. Der Hintergrund dafür ist, 
dass Kinder oder Heranwachsende anders als Erwach-
sene Erlebnisse nicht rückblickend darstellen und lo-
gische Brüche in der Darstellung des Erlebten nicht 
zu ihren Lasten gehen dürfen. In Bezug auf den Men-
schenhandel kommt hinzu, dass im Falle von Minder-
jährigen Tathandlung („action“) und Zweck („purpose“) 
ausreichen und sie die unterschiedlichen Tatmittel 
(„means“) wie z. B. Betrug oder Täuschung nicht not-
wendigerweise abgrenzen könnten, um selbst auch 
zu erkennen, Opfer von Menschenhandel geworden 
zu sein. Das kann z. B. aufgrund eines Vertrauens-
verhältnisses zu einer Täterin bzw. einem Täter der 
Fall sein. Im Nachgang der Anhörung ist in Anwen-
dung von Art. 17 Abs. 3 Verfahrensrichtlinie besondere 
Rücksicht zu nehmen, d. h., sollten die Antragstellen-
den Bedarf sehen, sich ergänzend zur bereits durch-
geführten Anhörung schriftlich einzulassen, ist dies 
kind- und altersgerecht zu berücksichtigen. Im Nach-
gang der Entscheidung werden unentgeltlich rechts- 
und verfahrenstechnische Auskünfte für ein Verfahren 
zur Aufhebung des internationalen Schutzes (Art. 25 
Abs. 4, 19 Verfahrensrichtlinie) erteilt.

Je besser soziale und wirtschaftliche Integration von 
möglichen Opfern von Menschenhandel erfolgen, 
umso höher ist die Wahrscheinlichkeit, der Re- und 
wiederholten Viktimisierung vorbeugen zu können. 
Personen, die sich im Dublin-Verfahren befinden und 
bei denen eine Entscheidung im Zuständigkeitsbe-
stimmungsverfahren noch bevorsteht, erhalten eine 
Aufenthaltsgestattung nach § 55 Abs. 1 S. 1 AsylG. 
Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit unterliegt der 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 4 
Abs. 2 AufenthG. Hinsichtlich sozialer Leistungen sind 
Personen mit Aufenthaltsgestattung nach § 55 Abs. 1 
S. 1 AsylG anderen Ausländern gleichgestellt, die einen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 1 AufenthG erhalten 
haben. Der Zugang zu sozialrechtlichen Leistungen ist 
von der Zustimmung der jeweils örtlich zuständigen 
Agentur für Arbeit abhängig (§ 8 Abs. 2 SGB II, § 10 
AsylbLG). Die örtlich zuständigen Agenturen für Arbeit 
zeichnen hier für die weitere Integration eines Opfers 
von Menschenhandel in die örtliche Versorgung ver-
antwortlich. Der Zugang zu therapeutischer Betreu-
ung ist damit auch davon abhängig, wie die Sozial- und 
Leistungsbehörden gegenüber Opfern von Menschen-
handel sensibilisiert wurden. 

3.3.2	 Auf Ebene der Bundesländer

Für die Bundesländer gilt überwiegend, dass die Ver-
sorgung zumeist nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG) gewährleistet wird. Schutz und Versor-
gung erfolgen zusätzlich nach den Bestimmungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Bayern, Bremen 
und Niedersachsen haben eigene Schutzkonzepte ent-
wickelt und umgesetzt, um sämtlichen Formen der 
Gewaltausübung entgegenzutreten bzw. frühzeitig 
deren Gefahren vorzubeugen. Sie haben die Situatio-
nen von Frauen im Blick, richten ihre Schutzmaßnah-
men aber auch auf andere schutzbedürftige Gruppen 
aus. Dies kann Asylsuchende einschließen, bleibt je-
doch nicht nur auf diese Gruppe beschränkt. Bayern 
hat z. B. unterkunftsspezifische Schutzkonzepte erar-
beitet. Bremen geht einen Schritt weiter und richtet 
sich nicht nur an Frauen, sondern auch an Kinder, die 
von traumatischen und/oder Gewalterlebnissen be-
troffen sind. Es liegt auf der Hand, dass sich dies auch 
auf Opfer von Menschenhandel beziehen kann; denn 
ohne das Mittel der Gewalt oder wenigstens ihrer An-
drohung sind einige Formen von Menschenhandel nur 
schwer durchzuhalten. Wie bereits ausgeführt worden 
ist, besteht für Betroffene ein hohes Risiko, infolge des 
erlittenen Menschenhandels traumatisiert zu werden. 
Bremen hat eine Beratungsstelle für Betroffene von 
Menschenhandel und Zwangsprostitution (BBMeZ) 
eingerichtet. In Niedersachsen erfolgt in Einzelfällen 
und nach Rücksprache mit der Fachberatungsstelle 
für Menschenhandel eine Unterbringung in einer 
Schutzwohnung.

Bremen z. B. händigt ein in 29 Sprachen vorhande-
nes Opfermerkblatt aus und hat Opferschutzmulti
plikatoren eingesetzt, die verpflichtende Fortbildungs
veranstaltungen durchlaufen. Es besteht auch ein 
Hilfesystem, das präventiv durch ein Gefährdungsma-
nagement unterfüttert wird. Niedersachsen beispiels-
weise hat ein Gewaltschutzkonzept entwickelt.

3.3.3	 Fachberatungsstellen

Betroffene können sich an Opferberatungsstellen 
wenden, die wiederum abhängig von ihrer personel-
len und materiellen Ausstattung ein Unterstützungs-
angebot unterbreiten können. Diese Unterstützungs-
leistungen, die je nach Bundesland variieren, weil die 
öffentliche Hand diese Einrichtungen unterschiedlich 
fördert und finanziell unterstützt, werden durch Aus-
länder- und Strafverfolgungsbehörden ergänzt. Verall-
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gemeinernd lässt sich festhalten, dass die Auslastung 
der Fachberatungsstellen bei der psychologischen 
Unterstützung für die Vermittlung von Stabilisierungs
sprechstunden oder Fachambulanzen variiert. In 
manchen Bundesländern sind die Wartezeiten für 
Beratungen länger als in anderen und das Betreuungs
verhältnis für Betroffene ungünstiger. In anderen 
Bundesländern wie Baden-Württemberg bestehen 
dagegen keine Probleme mit der Bewältigung des Be-
ratungsbedarfs. Fachberatungsstellen unterstützen bei 
Behördengängen und unterstützen Opfer bei deren 
Suche nach unabhängiger rechtlicher Beratung oder 
einem Beistand (VERA, SOLWODI, Jadwiga, Caritas, 
Mitternachtsmission, KOOFRA e. V.).

Darüber hinaus „können auch Anhaltspunkte berück-
sichtigt werden, die durch eine Fachberatungsstelle 
für Opfer von Menschenhandel benannt werden.“38 
Die Fachberatungsstellen kritisieren indes, die Rechts
praxis der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Aufenthaltsrecht (AufenthG-AVwV) werde ihrer Exper-
tise nicht gerecht (Hödl 2020). Sie führten weiterhin 
an, es sei ihnen lediglich möglich, für die Durchfüh-
rung der Anhörung nach § 25 AsylG eine Sonderbeauf-
tragte bzw. einen Sonderbeauftragten für Opfer von 
Menschenhandel einzusetzen. Ferner kritisieren die 
Fachberatungsstellen, weitere eigene Einschätzungen 
seien für die Sachverhaltsermittlung und -würdigung 
unbeachtlich geblieben. Lediglich die Wahrung 
der Opferinteressen sei durch die Einbindung von 
Fachanwältinnen und -anwälten, die mit den Fachbe-
ratungsstellen kooperierten, gewahrt worden (Hödl 
2020: 77). In der Praxis berücksichtigt das BAMF diese 
Stellungnahmen sehr wohl und ist an der Expertise 
der Fachberatungsstellen interessiert. Expertinnen und 
Experten der Fachberatungsstellen treten in der Quali-
fizierung der Sonderbeauftragten und im Rahmen der 
Fachtagungen des BAMF auch als Referentinnen bzw. 
Referenten auf. In diesem Rahmen werden auch ty-
pische Fallkonstellationen ohne Rückschlüsse auf in-
dividuelle Verfahren erörtert, sodass das gegenseitige 
Verständnis für die Arbeitsweise von BAMF und Fach-
beratungsstellen gefördert wird (Hinz 2020: 240, 242).

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass bei der Vergabe von 
Aufenthaltstiteln keine Berücksichtigung von Voten 
erfolge, die Fachberatungsstellen abgegeben haben, 
da sie auch keine Bevollmächtigten der Betroffenen 
sind. Darüber hinaus beanstanden Fachberatungsstel-
len die Vorgehensweise der Strafverfolgungs- bzw. 
Anklagebehörden, die Bestimmungen des § 25 Abs. 4 
AufenthG häufig zulasten der Betroffenen umkehrten: 

38	 AufenthG-AVwV Nr. 50.2.a.1ff.

Bevor es zur Erteilung eines Aufenthaltstitels komme, 
hätten Betroffene bereits als Opferzeuginnen bzw. 
Opferzeugen Aussagen machen sollen. In der Praxis 
würden z. B. Verfahren in diesem Deliktsbereich ein-
gestellt und die Betroffenen als Zeugin oder Zeuge 
unnötig, was aus der Sicht der Fachberatungsstellen 
„sehr besorgniserregend“ sei.39

Aus verfahrensrechtlicher Sicht sind diese Einwände 
zwar nachvollziehbar, weil die Fachberatungsstellen 
sich vorbehaltlos an die Seite der Klientinnen und 
Klienten stellen und dafür sorgen möchten, dass deren 
Interessen gewahrt werden, dennoch sind ihre Be-
denken und Kritiken aus Sicht der Behörden häufig 
gegenstandslos. Alle mit Menschenhandel befassten 
Behörden auf Bundes- und Landesebene haben ein 
starkes Interesse daran, Menschenhandel zurückzu-
drängen, Opfer zu schützen und Täterinnen bzw. Täter 
strafrechtlich zu verfolgen. Fachberatungsstellen ge-
nießen unter Betroffenen eine hohe Glaubwürdigkeit 
und sind aufgrund ihres anderen Zugangs zu Opfern, 
der ja auf Augenhöhe erfolgen muss, für die Behörden 
überaus wichtige Erkenntnisquellen. Ihre Stellungnah-
men und Einordnungen werden in der Sachverhaltser-
mittlung als wichtige Beweismittel betrachtet und für 
die Schutzgewährung beigezogen. Es ist somit nicht 
erkennbar, dass Fachberatungsstellen und deren Ex-
pertise für die Aufklärung von Menschenhandel mar-
ginalisiert werden. Das BAMF und andere Behörden 
beziehen sie kontinuierlich in die Weiterentwicklung 
der Abwehrstrategien von Menschenhandel ein, das 
unterstreichen auch die fortlaufend gemeinsam durch-
geführten Fortbildungsmaßnahmen im Bereich der 
formalen Identifizierung.

39	 Fachberatungsstelle 1 (2021).
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umfassend Analyse- und Informationsmaterial zur 
Verfügung, um eine harmonisierte Datengrundlage zu 
schaffen. Zur besseren Identifizierung kann zusätz-
lich auf ein Tool zurückgegriffen werden, das anhand 
von zahlreichen Indikatoren personenbezogen, aber 
auch strukturell zur Reise und den Reiseumständen 
Hilfestellungen für die Identifizierung von möglichen 
Opfern gibt.

Die Kooperationen sind mit den Qualifizierungsmaß-
nahmen im Bereich Asyl und Migration nicht abge-
schlossen. In der Durchführung des Zuständigkeitsbe-
stimmungsverfahrens und auf Ebene der Bundesländer 
und Fachberatungsstellen sind unterschiedliche For-
men der Zusammenarbeit innerhalb der EU und mit 
Drittstaaten umgesetzt worden. Diese werden in den 
folgenden Abschnitten behandelt.

4.1	 Kooperation im Rahmen 
der Dublin-III-Verordnung

Besteht bereits zum Zeitpunkt der Erstbefragung bzw. 
Anhörung zur Zulässigkeit nach § 29 Abs. 1 Nr. 1a 
AsylG ein Verdacht auf Menschenhandel, ist zu prüfen, 
ob die betroffene Person in dem für die nach der 
Dublin-III-Verordnung für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständigen Mitgliedstaat oder im Bundes-
gebiet aller Voraussicht nach vor weiteren kriminellen 
Handlungen sicherer ist. Eine Ausübung des Selbstein-
trittsrechts nach Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-Verordnung 
kommt in Betracht, wenn die betroffene Person im 
Bundesgebiet sicherer als im zuständigen Mitglied-
staat ist.

Soweit Schutzsuchende vortragen, Opfer von 
Menschenhandel geworden zu sein, ist im Rahmen 
der Überprüfung des Selbsteintrittsrechts sorgfältig 
zu prüfen, ob die Überstellung in den zuständigen 
Mitgliedstaat eine individuelle Härte darstellte. In 
diesem Zusammenhang werden folgende Kriterien 
berücksichtigt:

Zusammenarbeit innerhalb der EU 
und mit Drittstaaten

4

Wie in Kapitel 1 skizziert, handelt es sich bei Men-
schenhandel um eine Begleiterscheinung der Glo-
balisierung, die auch im integrierten Markt der EU 
Aufmerksamkeit der politischen Entscheidungsträ-
ger erfährt. Die wachsende Zahl der dokumentierten 
Opfer in der EU zeigt, wie entscheidend koordinie-
rende und gemeinschaftliche Maßnahmen der Be-
kämpfung des Verbrechens sind. Für die asylrechtliche 
Betrachtung des Phänomens ist dabei die Rolle der 
European Union Agency for Asylum (EUAA, Nachfol-
gerin von EASO) ausschlaggebend. Im gemeinsamen 
europäischen Ausbildungslehrplan werden Opfer von 
Menschenhandel in mehreren Modulen adressiert: 
Grundsätzlicher Natur ist dabei die Vermittlung von 
Methoden, die für Gespräche mit vulnerablen Perso-
nen besonders geeignet sind. Sie decken die allge-
meine Gestaltung der Gesprächssituation, die Struktu-
rierung des Gesprächs und den Einsatz von geeigneten 
und zweckmäßigen Fragetechniken ab. Für Opfer von 
Menschenhandel hat der Vorgänger der EUAA ein ei-
genständiges Qualifizierungsmodul entwickelt und 
umgesetzt, das sich speziell den Verfahren der Iden-
tifizierung und des Schutzes von Opfern widmet. 
Inhaltlich ist dieses Qualifizierungsprogramm nicht 
isoliert von anderen einschlägigen Qualifizierungs-
maßnahmen zu betrachten, da Vulnerabilitäten kom-
biniert in unterschiedlichen Ausprägungen auftreten 
können: Ein Menschenhandelssachverhalt kann auch 
geschlechtsspezifische Verfolgung aufweisen. Komple-
xer wird der Sachverhalt, wenn die bzw. der Betroffene 
minderjährig ist oder sein könnte. Jedoch muss, wer 
in Asylverfahren als Sonderbeauftragte bzw. Sonder-
beauftragter für Opfer von Menschenhandel einge-
setzt werden soll, dieses Modul erfolgreich durchlau-
fen haben. Gegenstand dieser Fortbildung sind neben 
den rechtlichen Grundlagen und der Vermittlung der 
Kenntnisse zu Tatmittel, Tathandlung und Tatzwecken 
typische Fallgestaltungen. Das Ziel besteht aber vor 
allem darin, das Bewusstsein für den verdeckten Cha-
rakter des Menschenhandels zu schaffen. Strafrecht-
lich gilt Menschenhandel als Kontrolldelikt und auch 
im Asylzusammenhang ist das Phänomen durch ge-
zieltes und strukturiertes Vorgehen zu ermitteln, 
wenngleich keine Zwangsmaßnahmen wie im Rah-
men polizeilicher Ermittlungen zum Einsatz kommen. 
Darüber hinaus stellt die EUAA den Mitgliedsländern 
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	� Bestätigung oder Verwerfung des Menschenhan-
delsverdachts durch die bzw. den Sonderbeauf-
tragten für Opfer von Menschenhandel

	� Einschätzung der bzw. des Sonderbeauftragten 
für Opfer von Menschenhandel, in welchem für 
die Durchführung des Asylverfahrens in Betracht 
kommenden Mitgliedstaat die betroffene Person 
vor weiteren kriminellen Handlungen sicherer ist 
(Reviktimisierungsgefahr)

	� Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden

Über die Ausübung des Selbsteintrittsrechts oder die 
Durchführung eines Dublin-Verfahrens entscheidet 
ausschließlich das für die Durchführung des Verfah-
rens zuständige Dublin-Referat im BAMF. In Fällen, 
in denen Schutzsuchende in einem laufenden Ermitt-
lungs- oder Strafverfahren als Zeugin bzw. Zeuge be-
nannt wurden, ist das Selbsteintrittsrecht auszuüben, 
es sei denn, die Person ist in Deutschland Opfer von 
Menschenhandel geworden und im Ermittlungs- oder 
Strafverfahren schon vernommen wurden, sodass die 
Person in einen anderen sicheren Mitgliedstaat über-
stellt werden kann.

Fristwahrend und verwaltungspraktisch kann ein 
Übernahmeersuchen gestellt werden, auch wenn im 
diesbezüglichen Zeitpunkt die Frage der Ausübung des 
Selbsteintrittsrechts noch nicht abschließend beant-
wortet werden kann.

4.2	 Kooperationen der 
Bundesländer und 
Fachberatungsstellen inner- 
und außerhalb der EU

Auf Ebene der Länder ist die Kooperationspraxis un-
terschiedlich ausgeprägt. Bremen und Hamburg stüt-
zen sich auf anlass- und fallbezogene Formen der 
Zusammenarbeit, ohne hier regelmäßige Strukturen 
etabliert zu haben. Bayern und Bremen verweisen 
auf das Instrument der polizeilichen und justiziel-
len Rechtshilfe, um Informationen zu vervollständi-
gen, die Durchführung von Ermittlungen/Maßnah-
men vorzubereiten, oder allgemein aus Gründen der 
Gefahrenabwehr, sofern dies zweck- und verhältnis-
mäßig ist. Verhältnismäßig strukturiert ist eine Zu-
sammenarbeit Berlins mit Bulgarien und Rumänien, 
2016 wurde eine gemeinsame Ermittlungsgruppe ein-
gerichtet. Berlin ist weiterhin Teil des EU-Projektes 
„THB LIBERI 2018–2021“, das sich die Bekämpfung 

von Menschenhandel und der Ausbeutung zum Nach-
teil von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden 
in Deutschland und Europa zum Ziel gesetzt hat. Das 
Projekt ermöglicht es unterschiedlichen Akteuren aus 
der Justiz, der Zivilgesellschaft und anderen Bereichen, 
Wissen auszutauschen und Präventionsmaßnahmen 
zu entwickeln.

Auf Ebene der Fachberatungsstellen bestehen inner
halb der EU keine systematisierten Formen der 
Zusammenarbeit. Sofern Kontakte zwischen Fach-
beratungsstellen bestehen, beschränken sie sich 
hauptsächlich auf Fragen der Unterbringung im Mit-
gliedstaat. Außerhalb der EU ziehen hiesige Fachbera-
tungsstellen Kooperationen mit Fachberatungsstellen 
vor Ort in Betracht. Jedoch sind keine konkret der Ab-
wehr von Menschenhandel gewidmete Kooperationen 
eingesetzt, nur in einzelnen Fällen (z. B. der Mitter-
nachtsmission aus Dortmund mit Serbien hinsichtlich 
der Rückkehr von Frauen) kommt es zu Absprachen. 
Gelegentlich konnten Fachberatungsstellen Koopera
tionen mit der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) etablieren.

4.3	 Weitere Kooperationen

Auf Bundesebene vertritt das BKA die Bundesrepub-
lik Deutschland bei den Joint-Action-Days zum Thema 
„Menschenhandel“ im Rahmen der European Multidis-
plinary Platform Against Criminal Threats. Ziel dieses 
Formats ist es, Opfer von Menschenhandel zu identi-
fizieren. Diese Treffen werden europaweit im gleichen 
Zeitraum abgehalten. In der Regel werden sie entlang 
von Schwerpunktthemen gebildet. Kontrolltage wer-
den durch Fachdienststellen durchgeführt, die auch 
unter möglichen „illegalen Einwanderern“ potenzielle 
Opfer von Menschenhandel erkennen.
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Berücksichtigung der COVID-19-
Pandemie

5

Europa- und nationalrechtlich sind in den zurücklie-
genden Jahren einige Anstrengungen unternommen 
worden, um Opfer von Menschenhandel zu schützen 
und sie ihren Bedürfnissen entsprechend zu behan-
deln. Dies stellt hohe Anforderungen an die Behörden, 
die mit Opfern und ihren Vertreterinnen und Vertre-
tern in Kontakt kommen. Aber auch die spezialisierten 
Fachberatungsstellen stehen vor der Aufgabe, gesam-
meltes Wissen über Ausprägungen von Menschen-
handel fortlaufend zu aktualisieren und Hilfeleistun-
gen für Betroffene anzupassen. Die Beratungsstelle 
Nachtfalter z. B. betont, der regelmäßige Austausch 
mit Behörden wie der Kriminalpolizei trage zur Sensi-
bilisierung im Phänomenbereich Menschenhandel bei. 
Andere wie die Mitternachtsmission Heilbronn arbei-
ten eng mit Regierungspräsidium und Ausländerbe-
hörden zusammen, um gegenseitiges Verständnis der 
Arbeitsweisen und -techniken zu fördern.

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie im Frühjahr 
2020 hat alle wesentlichen Akteurinnen und Akteure 
im Bereich der Bekämpfung des Menschenhandels 
betroffen und eine Überarbeitung ihrer Arbeitsmetho-
den, Arbeitsprozesse und Arbeitsstrukturen in vielen 
Fällen erzwungen. Erst- und formale Identifizierung 
sowie Schutzgewährung mussten unter dem Eindruck 
der Maßnahmen erfolgen, die der Eindämmung der 
COVID-19-Pandemie dienten. Die COVID-19-Pande-
mie hat die Verletzlichkeit der Opfer deutlich unter-
strichen und gezeigt, wie stark die Pandemie den Zwe-
cken der Täterinnen und Täter entgegenkommen kann. 
Besonders deutlich wird dies hinsichtlich der Kontak-
treduzierungen in vielen Bereichen des öffentlichen 
Lebens, was Tathandlungen („actions“) wie Isolation 
und Ausüben von sozialer Kontrolle erleichtert hat.

Mit Erst- und formaler Identifizierung betraute Stel-
len, vor allem aber Behörden wie BAMF und Ermitt-
lungsbehörden bzw. Strafverfolgende, haben ihre 
Anstrengungen verstärkt und den Anforderungen der 
COVID-19-Pandemie angepasst, um Opfer von Men-
schenhandel zu erkennen und zu schützen. Beispiels-
weise wurden die erforderlichen persönlichen Befra-
gungen nicht länger unmittelbar, sondern häufig auch 
unter Zuhilfenahme von Videokonferenztechnik oder 
schriftlich durchgeführt. Aufsuchende und persönli-
che Arbeit außerhalb von Asylverfahren in einschlä-
gigen Milieus ist allerdings weiterhin notwendig und 
erfordert weiterhin ein hohes Maß an Verlässlichkeit 
und Vertraulichkeit. Infolge der COVID-19-Pandemie 
gerieten Tat- bzw. Ausbeutungsorte aus dem Blick der 
Öffentlichkeit, ohne deshalb insgesamt zu verschwin-
den. Vor Ausbruch der Pandemie fielen dem Internet 
und seinen Kommunikationsmethoden für sämtliche 
Phasen des Menschenhandels (Tatmittel – „means“, 
Tathandlungen – „actions“ und Tatzwecke „purpose“) 
ergänzende Funktionen zu. Seither hat sich der Stel-
lenwert des Internets für diese Phasen grundlegend 
verändert, seine Nutzung ist inzwischen die Regel und 
weniger eine Ausnahme. Eine weitere Verlagerung 
des Phänomenbereichs Menschenhandel in digitale 
Räume, die sich dem behördlichen Zugriff entziehen, 
z. B. das Darknet oder Räume kryptobasierter Tech-
nik, wird nach Überwindung der COVID-19-Pandemie 
sowohl für Behörden als auch für Opferschutzeinrich-
tungen eine Herausforderung bleiben. Für Opfer war 
es wiederum schwieriger, Kontakt zu Behörden und 
Fachberatungsstellen zu suchen, weil infolge von Kon-
taktbeschränkungen persönliche Erreichbarkeiten  
reduziert worden sind.

Die Aussagebereitschaft und -fähigkeit eines mög-
lichen Opfers sind von unterschiedlichen Variablen 
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beeinflusst. Opfer haben sich womöglich aus dem 
Täterinnen- bzw. Täterumfeld noch nicht vollends ge-
löst und begegnen rechtsstaatlichen Verfahren auf-
grund andauernder Einflussnahme mit Vorbehalten. 
Dies kann auf eigene schlechte Erfahrungen mit Be-
hörden im Herkunftsland zurückzuführen sein. Zu-
gleich ist es möglich, dass die Persönlichkeit eines 
Opfers und die empfundene Scham aufgrund des 
Erlittenen die Aussagebereitschaft und -fähigkeit be-
einträchtigen. Behörden der Bundesländer, die an der 
Entstehung dieser Studie mitgewirkt haben, räum-
ten ein, dass ihre Ausbildungsinhalte in nicht selte-
nen Fällen noch nicht die gewachsene Relevanz des 
Phänomenbereichs Menschenhandel widerspiegeln 
oder gegenüber schon länger etablierten Kriminali-
tätsfeldern zurücktreten.40 Gleichwohl seien formale 
Identifizierung und damit Sachbearbeitung im Bereich 
Menschenhandel ein wesentlicher Bestandteil der 
Weiterqualifikation des zuständigen Personals.41

Das Kapitel ist wie folgt aufgebaut. Die folgenden bei-
den Abschnitte behandeln Herausforderungen und 
bewährte Verfahren in Bezug auf Erst- und formale 
Identifizierung jeweils aus der Perspektive der jeweils 
zuständigen Behörden und eingebundenen Fach-
beratungsstellen. Daran schließt sich ein Abschnitt 
über Anpassungen in Verfahren aufgrund der COVID-
19-Pandemie an.

5.1	 Fachberatungsstellen

5.1.1	 Herausforderungen

Fachberatungsstellen treten als Interessenvertreter 
der Klientinnen in Erscheinung. Deshalb betrachten sie 
als wesentliche Herausforderungen für die Bekämp-
fung des Menschenhandels, die Opfer- oder Überle-
bendenposition zu stärken. In struktureller Hinsicht 
stützen sich Fachberatungsstellen auf Bestimmun-
gen der Menschenhandelsrichtlinie (2011/36/EU). 
Diese schreibt den Behörden vor, den Opfern von 
Menschenhandel vor, während und für einen ange-
messenen Zeitraum nach einem Strafverfahren Unter-
stützung und Betreuung einzuräumen, um ihre Rechte 
in Anspruch zu nehmen. Wie die Fachberatungsstellen 
aus ihrer eigenen Beratungspraxis beobachtet haben, 
seien Sprachbarrieren häufig ein Hindernis dafür, dass 

40	 Bremen Inneres HB (2021).

41	 Bremen Inneres HB (2021).

psychosoziale Prozessbegleiter oder andere Organi-
sationen ihre Opfer gut betreuen können. Die an die-
ser Studie beteiligten Fachberatungsstellen führen 
zudem aus, aufgrund einer Regelungslücke in Art. 11 
der Menschenhandelsrichtlinie müsste die Prozessbe-
gleitung oder die jeweils betreuende Opferschutzorga-
nisation für die Sprachmittlung aufkommen. Weiter-
hin identifizieren Fachberatungsstellen im Rahmen der 
Schutzgewährung das Instrument des Zeugenschutzes 
als zentrale Herausforderung. Ihrer Auffassung zufolge 
solle der Zeugenschutz stärker dazu genutzt wer-
den, Opfer von Menschenhandel in Strafverfahren vor 
dem Zugriff der Täterinnen- bzw. Täternetzwerke zu 
bewahren und sich auch auf Angehörige in den Her-
kunftsländern erstrecken. Besonders Überlebende mit 
Kindern seien Fachberatungsstellen zufolge in einer 
verletzlichen Lage, da diese als Druckmittel eingesetzt 
werden könnten, um Opfer von einer Kooperation mit 
Behörden abzubringen. Das ist Fachberatungsstellen 
auch deshalb wichtig, weil Kooperationen mit Behör-
den zur Folge haben, dass andere Kontakte im sozialen 
Nahbereich wegfallen, die meistens auch im Umfeld 
des Menschenhandels gelegen haben. Ein möglicher 
Stabilisierungsfaktor im Sinne von § 59 Abs. 7 S. 1 
AufenthG kann hier somit nicht zur Geltung kommen. 
Die Fachberatungsstellen sehen daher in der vertief-
ten internationalen Zusammenarbeit eine Möglichkeit, 
dieses Ziel zu erreichen.

Sämtliche an der Studie mitwirkende Fachberatungs-
stellen betonen ferner die Notwendigkeit, Unter-
bringungsmöglichkeiten zu schaffen, die sich nach 
den Bedürfnissen der jeweiligen Opfergruppe rich-
ten und auch deren Verletzlichkeit Rechnung tragen 
und sich nicht allein auf die akute Gefährdung bezie-
hen. Bisweilen nehmen z. B. Fachberatungsstelle 1 und 
KOOFRA e. V. im Asylbereich eine fehlende Sensibili-
sierung mit Blick auf die Erstidentifizierung in den zu-
ständigen zentralen Erstaufnahmeeinrichtungen der 
Länder wahr.42 Sie identifizieren dies als beachtliche 
Herausforderung, da sie selbst personell wie auch fi-
nanziell häufig nur über begrenzten Spielraum verfü-
gen. Fachberatungsstellen halten Sammelunterkünfte 
für nicht geeignet für Opfer von Menschenhandel, weil 
mit ihnen ein höheres Entdeckungsrisiko durch Täte-
rinnen oder Täter nicht ausgeschlossen, sondern eher 
verstärkt werde. Sie kritisieren, in solchen Einrichtun-
gen weniger Zugang zu Betroffenen zu erhalten, und 
dass deshalb kaum Optionen bestehen, einer mögli-
chen Retraumatisierung infolge des erlittenen Men-
schenhandels entgegenzuwirken.

42	 Fachberatungsstelle 1 (2021).
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Eine weitere Herausforderung aus der Sicht der Fach-
beratungsstellen ist, dass offene Prostitution wie auf 
dem sog. Straßenstrich oder in bekannten Bordellen 
aktuell weniger frequentiert wird als vor der COVID-
19-Pandemie und stattdessen deutlich häufiger im 
Dunkelfeld stattfindet. Prostituierte nutzen vermehrt 
Internetportale oder Social Media. Polizeiliche Kont-
rollen sind daher nur mit erheblichem Aufwand mög-
lich. Häufig sind Daten von Betreibern von entspre-
chenden Internetseiten anzufordern und in der Regel 
auch die Mobiltelefone der Beschuldigten und Ge-
schädigten umfangreich auszuwerten. Aufgrund von 
Personalengpässen bei den Ermittlungsbehörden dau-
ern solche Auswertungen auch in Haftsachen häu-
fig Monate. Ferner bereitet auch die der Auswertung 
vorgelagerte Entsperrung der Geräte mitunter große 
Probleme.43

Die Fachberatungsstellen gehen einerseits von einer 
unablässigen Zunahme von Betroffenen aus, weil in-
folge der COVID-19-Pandemie die Zahl der Kontrollen 
bzw. Razzien zurückgegangen ist und sich die Situa-
tion von Betroffenen im Schatten der Pandemie ver-
schlechtert haben dürfte. Als größte Herausforderung 
gilt dabei die Sprachmittlung in den Beratungsstellen, 
die regional unterschiedlich ausgebaut ist. Während in 
manchen Einrichtungen Sprachmittlung in bis zu 15 
Sprachen möglich ist, können andere Beratungsstellen 
dieses Angebot nicht aufrechterhalten.44

Andererseits erwarten Fachberatungsstellen mehr Ver-
änderungen infolge der Digitalisierung, die ihnen zu-
gleich nutzen und schaden können. Von Vorteil dürfte 
dies im Bereich der eigenen Verwaltung sein, z. B. im 
Bereich der Klientelbetreuung und Sprachmittlung. Ein 
Risiko ist Digitalisierung insoweit, als sich damit den 
Täterinnen- und Täternetzwerken neue und weitere 
Möglichkeiten der Kontrolle über die Opfer eröffnen.45

Zudem fürchten die Fachberatungsstellen, Täterinnen 
oder Täter könnten versuchen, durch die Opfer Wis-
sen über das Asylverfahren zu erlangen, um es ggf. für 
ihre Zwecke auszunutzen. Zur Verdeckung des eigent-
lichen Menschenhandels wäre es denkbar, Täterin-
nen bzw. Täter, Anwerberinnen bzw. Anwerber oder 
Helferinnen bzw. Helfer dem Asylverfahren zuzufüh-
ren und dadurch einen möglicherweise unerlaubten 
Aufenthalt mit staatlicher Unterkunft und Verpfle-
gung zu legitimieren. Das BAMF als für die Durchfüh-
rung der Asylverfahren zuständige Behörde begegnet 

43	 Hamburg Arbeit HH (2021).

44	 Fachberatungsstelle 1 (2021).

45	 Fachberatungsstelle 2 (2021).

dieser Herausforderung auf vielfältige Weise. Zugleich 
eröffnet dies Opfern erst die Möglichkeit, sich den Be-
hörden zu offenbaren. Demgegenüber betonen Fach-
beratungs- und Opferschutzeinrichtungen, dass die 
Bereitschaft von Überlebenden nicht ausschließlich 
auf Misstrauen oder nicht vorhandener guter Erfah-
rung mit effektiven rechtsstaatlichen Verwaltungsver-
fahren beruht, sondern individuelle Bedingungsfakto-
ren Kooperationsprobleme zu erklären vermögen. Sie 
führen hier erlittene Traumatisierungen an, nennen 
psychische und/oder physische Verletzungen oder ver-
weisen auf dissoziative Verhaltensweisen, die auch in 
versuchten oder vollendeten Suiziden münden könn-
ten.46 Die Fachberatungsstellen haben beobachtet, 
dass die Opfer, die deren Beratung aufsuchen, das Er-
littene bruchstückhaft vortragen und dieser Vortrag 
unschlüssig und unsubstanziiert wirkt. Widersprüche 
bleiben unaufgelöst, was ihrer Ansicht nach jedoch 
nicht die Glaubhaftmachung beeinträchtigt. Sie ver-
binden dieses unsubstanziierte Vorbringen mit fehlen-
der Bildung und kulturellen bzw. religiösen Dispositi-
onen, was zusammengenommen die Aussagefähigkeit 
der Betroffenen einschränkt. Fachberatungsstellen wie 
SOLWODI erkennen hier einen Fortbildungsbedarf für 
medizinisches Personal: Demnach sollte medizinisches 
Personal in fachlichen Lehrgängen auf das Erkennen 
von Anzeichen für Menschenhandel geschult werden. 
Auf diese Weise, so die Annahme, sei das Risiko einer 
wiederholten Traumatisierung infolge nicht erkann-
ter Betroffenheit von Menschenhandel verringert. Je 
besser medizinisches Fachpersonal auf diese Möglich-
keit vorbereitet werde, umso höher ist die Chance auf 
Vertrauensbildung. Fachberatungsstellen gehen häu-
fig davon aus, die Gefahr einer Retraumatisierung sei 
schon gegeben, wenn das Erlittene wiederholt vorge-
tragen werden soll. Dabei gilt aber zu beachten, dass 
im Asylverfahren beim BAMF die Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter in Gesprächs- bzw. Anhörungs-
techniken geschult sind und sich auf Erfahrungen und 
Anregungen der jeweils eingesetzten Sonderbeauf-
tragten stützen, die für Opfer von Menschenhandel, 
geschlechtsspezifische Verfolgung, Trauma und Folter 
und unbegleitete Minderjährige, d. h. unterschiedliche 
Gruppen vulnerabler Personen, eingerichtet worden 
sind. In der Anhörung müssen wesentliche Aspekte 
der Verfolgung nachvollzogen werden können, um da-
rauf aufbauend die Gefahr der Reviktimisierung beur-
teilen zu können. Das BAMF hat weder die Fach- noch 
die Sachkunde, ein Trauma zu hinterfragen, wohl aber 
besteht die Aufgabe des BAMF darin, zu untersuchen, 
unter welchen Umständen es dazu kam und welche 
Folgen das Erlittene auf die Bewältigung des Alltags 

46	 MI NI (2021), Mitternachtsmission Dortmund (2021).
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hat und wie sich die aktuelle Lebenssituation von jener 
unterscheidet, die vor dem Trauma lag.

An dieser Stelle sind die Erkenntnisse von Fachbera-
tungsstellen und Ermittlungsbehörden durchaus ähn-
lich lautend.47 Insgesamt bleibt festzuhalten, dass im 
Bereich des Opferschutzes Fachberatungsstellen in der 
Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung beachtliche 
Fortschritte verzeichnen konnten. Andere Betroffenen-
gruppen erregen in der Präventions- und Aufklärungs-
arbeit dieser Einrichtungen jedoch weniger Aufmerk-
samkeit, sodass eine Herausforderung darin besteht, 
Ressourcen auszuweiten (vgl. Limoncelli 2016).

5.1.2	 Bewährte Verfahren

Im Stadium der Erstidentifizierung verfolgen Fachbe-
ratungsstellen einen offenen und öffentlichen Ansatz 
in ihrer Beratungsarbeit. Während manche wie die 
Mitternachtsmission in Heilbronn allgemein angeben, 
mit unterschiedlichen Schnittstellenpartnern Schu-
lungen durchzuführen und dadurch in Kontakt mit 
vielen Betroffenen zu kommen, verweisen andere wie 
SOLWODI auf das direkte Ansprechen der Betroffe-
nen. Dies habe vertrauensbildenden Charakter, weil 
diese Form der Kontaktaufnahme nichtstaatlich ge-
prägt ist. Im Falle von z. B. Nachtfalter reicht diese 
Vertrauensbildung noch etwas weiter, die eigene Ar-
beit wird im Milieu mit Verlässlichkeit und Nachhal-
tigkeit in Verbindung gebracht. Die Beratungsstelle 
und die Mitarbeiterinnen sind persönlich bekannt. 
Nachtfalter hat mit diesem Ansatz gute Erfahrungen 
gemacht: So komme es eher zu Beratungsgesprä-
chen, wenn betroffene Frauen selbst von der Existenz 
Nachtfalters Kenntnis erlangt haben oder aufgrund 
persönlicher Kontakte der Verweis auf Nachtfalter 
(„Mundpropaganda“) erfolgt. Der öffentliche Ansatz 
wird auch in der Unterhaltung von Gesprächskanä-
len zu einschlägig zuständigen Ämtern und Behörden 
deutlich. Niedersachsen z. B. lässt in Aufnahmeein-
richtungen standardisierte Erstgespräche zur Identifi-
zierung von vulnerablen Gruppen durchführen. Hieran 
werden weitere Maßnahmen wie Gesprächsangebote 
geknüpft und eine weitere Verweisberatung an Fach-
beratungsstellen wie Nachtfalter kommt zustande.

Am anderen Ende des Spektrums bewegt sich Fachbe-
ratungsstelle 1. Sie führt aus, verdeckt zu agieren und 
ohne öffentliche Präsenzsprechstunde zu arbeiten. 
Aufgrund dieser beträchtlichen Barriere sei eine gute 

47	 Vgl. unten.

Vernetzung mit anderen Akteurinnen und Akteuren, 
die potenzielle Betroffene identifizieren könnten, un-
verzichtbar. Dazu zählten Beratungsstellen, die Polizei, 
Geflüchtetenunterkünfte und selbst organisierte Netz-
werke. SOLWODI Berlin betrachtet die Kontaktauf-
nahme in Geflüchtetenunterkünften als besonders 
wichtig, weil es hier möglich ist, schon in diesem frü-
hen Stadium die Betroffenen über die Rechtsstellung 
im Asylverfahren und die daraus resultierenden Folgen 
zu informieren. Dies ist nicht unwichtig für die Rolle 
von SOLWODI als Begleitung in der Anhörung gemäß 
§ 25 Abs. 1 AsylG.

Ergänzend hierzu sieht Fachberatungsstelle 2 in der 
Sensibilisierung von anderen relevanten Stellen wie 
der Migrationsberatung oder Jugendhilfeeinrichtun-
gen, bei denen die Erstidentifizierung wahrscheinlich 
ist, das größte Fortkommen. Diese Sensibilisierung 
macht es möglich, dass Fachberatungsstelle 2 über-
haupt erst im Falle eines einschlägigen Verdachts auf 
den Plan treten kann. Methodisch werden die struktu-
rierten Interviews infolge des Erstkontakts als Vorteil 
gesehen. Damit werde es möglich, relevante Informa-
tionen für die spätere formale Identifizierung zu ge-
winnen. Hinsichtlich der formalen Identifizierung von 
Opfern von Menschenhandel bietet Fachberatungs-
stelle 1 eine kostenlose straf- und/oder asylrechtli-
che anwaltliche Erstberatung an. Diese ist für die Be-
antwortung der Frage, ob die Betroffenen auch aus 
Sicht der Strafverfolger als solche gelten können, ein 
wichtiger Gradmesser. Fachberatungsstelle 2 rückt 
die Bedeutung der leistungsrechtlichen Stellen in den 
Vordergrund. Der persönliche Kontakt zu Einrichtun-
gen wie Jobcenter oder Sozialamt hilft dabei, Betrof-
fene über die aufenthaltsrechtliche Situation sowie 
die damit verbundenen Zugänge zu den Leistungen 
aufzuklären.

5.2	 Bundes- und 
Länderbehörden

5.2.1	 Herausforderungen

Der vorherige Abschnitt konnte zeigen, dass Fach-
beratungsstellen im Bereich der Erstaufnahme eine 
fehlende Sensibilisierung der zuständigen Behörden 
hinsichtlich möglicher Opfer von Menschenhandel 
wahrnehmen. Demgegenüber stehen die behörden-
übergreifend verstärkten Sensibilisierungsmaßnah-
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men im Rahmen interner Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen. Die Weiterbildung der Mitarbeitenden 
der Polizeifachdienststellen in vielfältiger Art bei der 
formalen Identifizierung und damit bei der Sachbear-
beitung im Bereich des Menschenhandels bleibt ein 
dauerhafter Anspruch und Ziel der Aufgabenzuwei-
sung zur Erkennung und Bekämpfung des Menschen-
handels.48 Länder wie Bremen und Hamburg fügen 
hinzu, dass innerhalb der Polizei grundsätzlich die Ver-
besserung von Information und Aufklärung als Ein-
führung zum Thema Menschenhandel auch im Aus-
bildungs- und Studienplan des Polizeieinsatzdienstes 
ein vorrangiges Ziel darstellt. Schließlich erfolgt im 
Einsatzdienst zumeist auch die Erstidentifizierung im 
Rahmen von Ermittlungsmaßnahmen.

Ein wesentlicher Faktor für die Kooperation von Op-
fern des Menschenhandels und Behörden ist die Ge-
währung der Bedenkens- und Stabilisierungsfrist nach 
§ 59 Abs. 7 S. 1 AufenthG, die aus Art. 6 Abs. 1 der sog. 
Opferschutzrichtlinie (2004/81/EG) folgt. Ziel dieser 
Bestimmung ist es, den Opfern eine Zeit einzuräu-
men, um sich der eigenen Lage und der zustehenden 
Rechte bewusst zu werden, Beratung zu suchen und 
abzuwägen, ob sie mit den Strafverfolgungsbehörden 
zusammenarbeiten oder nicht. Für Behörden besteht 
die Herausforderung darin, den Prüfungsmaßstab 
unter Berücksichtigung des Strafverfolgungsinteresses 
einerseits und des Interesses am Opferschutz ande-
rerseits zu definieren. Die unionsrechtlichen Vorga-
ben der Opferschutzrichtlinie wollen hier schon die 
Bedenkens- und Stabilisierungsfrist gewähren, wenn 
die bloße Möglichkeit der Betroffenheit zu bejahen 
wäre. Aus dem § 59 Abs. 7 S. 1 AufenthG folgt jedoch 
die behördliche Pflicht, „konkrete Anhaltspunkte“ für 
eine nach § 25 Abs. 4a oder § 25 Abs. 4b S. 1 AufenthG 
begangene Straftat zusammenzutragen, um von der 
Abschiebung im Sinne des § 59 Abs. 1 S. 1 AufenthG 
abzusehen. Im juristischen Schrifttum findet sich die 
Empfehlung an die Behörden, den ansonsten üblichen 
verfahrensrechtlichen Prüfungsmaßstab zu überden-
ken und bereits die bloße Möglichkeit für die Opfer-
eigenschaft als ausreichend für die Gewährung der 
Stabilisierungsfrist gelten zu lassen. Aus der Opfer-
schutzperspektive ist eine solche Sichtweise vorteil-
haft, weil sie den Kreis der Betroffenen grundsätz-
lich erweitert und eine präventive Wirkung entfaltet. 
Aber aus verfahrensrechtlicher Sicht hätte dies zur 
Folge, dass die Zahl möglicher Betroffener unüber-
sehbar wird und eine Vielzahl an Überprüfungen auf-
kommt, um die rechtlich und tatsächlich dem Verbre-
chen zum Opfer Gefallenen zu identifizieren. Für die 

48	 Bremen Inneres HB (2021), Hamburg Arbeit HH (2021).

Strafverfolgung kommt es darauf an, konkret die Tat-
bestandsmerkmale zu ermitteln und auf dieser Grund-
lage die weiteren Ermittlungsmaßnahmen zu planen. 
Die bloße Möglichkeit, dass ein Arbeitsverhältnis unter 
die europa- und internationalrechtliche Definition von 
Menschenhandel fallen könnte und keine Regelbei-
spiele vorzusehen, dehnt den Kreis der Begünstigten 
unzulässigerweise aus und wirft die Frage auf, wie die 
dahinterstehende Potenzialanalyse hinsichtlich der 
individuellen persönlichen und strukturellen (d. h. der 
Branche und der Anwerbung/Rekrutierung) Voraus-
setzungen erfolgen sollte und wer dafür verantwort-
lich zeichnet. Im Ergebnis wäre die Gewährung der 
Stabilisierungs- und Bedenkensfrist nach § 59 Abs. 7 
S. 1 AufenthG von subjektiven Erwägungen beeinflusst 
und unterläge der Auslegung der jeweils zuständigen 
Ausländerbehörde, die darüber zu entscheiden hätte.

Welcher Aufwand den Ermittlungsbehörden entstehen 
kann, wird verständlicher, wenn man sich vor Augen 
führt, welche Angebote Ermittlungs- und Strafver-
folgungsbehörden auswerten, um im Phänomenbe-
reich Menschenhandel straf- und später auch auslän-
derrechtlich relevante Sachverhalte zu ermitteln. Das 
Angebot von Dienstleistungen im Umfeld von Pros-
titution und Sexarbeit wächst kontinuierlich. Die Be-
hörden stehen vor der Aufgabe, die dahinterstehenden 
Geschäftsmodelle zu durchdringen. Eine Begleit-
erscheinung der COVID-19-Pandemie ist, dass das 
Spektrum möglicher und tatsächlicher Tatörtlichkeiten 
größer geworden ist und unverdächtige bzw. unauffäl-
lige Orte, an denen Menschenhandel stattfindet, hin-
zukommen. In jüngerer Zeit berichteten die Behörden 
über öffentliche Plätze und Straßen, an denen Tat-
handlungen („action“) wie Über- oder Weitergabe von 
Personen vorbereitet werden, um sie Ausbeutungs
situationen zuzuführen. Die Herausforderung der po-
lizeilichen Prävention besteht darin, eine scheinbar 
wartende Person als mögliches Opfer zu identifizieren, 
wenn ansonsten kein Anlass dafür besteht, eine be-
hördliche Feststellungsmaßnahme durchzuführen.

An der Studie beteiligte Ermittlungsbehörden der 
Länder haben ausgeführt, Aussagen von möglichen 
Opfern von internationaler Zwangsprostitution eröff-
neten häufig keine konkreten Ermittlungsansätze. In 
den Verfahren, in denen die Anzeige zunächst im Rah-
men des Asylverfahrens oder des aufenthaltsrechtli-
chen Verfahrens erstattet wird, sind die Beschuldig-
ten nur sehr selten zu identifizieren. Die Angaben der 
potenziellen Opfer zu Personaldaten (Name, Adresse, 
Telefonnummern) bleiben in den meisten Fällen vage. 
Auch die Orte der Prostitutionsausübung können an-
hand der Angaben der potenziellen Opfer in der Regel 
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nicht genau identifiziert werden. Ein Großteil dieser 
Verfahren muss daher eingestellt werden.49

Entgegen den Befürchtungen der Fachberatungs-
stellen konnten die an dieser Untersuchung beteilig-
ten Länder zumeist keinen Zusammenhang zwischen 
Straffälligkeit und Asylantragstellung zur Aufenthalts-
verlängerung beobachten. In Hamburg haben die Be-
hörden diesbezüglich allenfalls punktuell Auffälligkei-
ten festgestellt. Jedoch ergaben die Ermittlungen in 
diesem Milieu keine Hinweise auf bestehende Täter-
strukturen und Tatverdächtige.50 Im Weiteren berich-
tete Bayern allgemein über Erkenntnisse, laut denen 
Frauen aus Drittstaaten nach Deutschland geschleust 
worden seien, um hier ein Asylverfahren zu betreiben. 
Allerdings seien diese dann der Prostitution zugeführt 
worden. Konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen 
von Menschenhandel im Zusammenhang mit Asylan-
tragstellung seien den Behörden indes nicht bekannt 
geworden.51

Auf die Kritik der Fachberatungsstellen, Sammelunter
künfte würden Opfer daran hindern, sich nachhaltig 
aus den Täterstrukturen zu lösen, antworteten die 
Bundesländer unterschiedlich. Niedersachsen z. B. 
hat ausgeführt: Sollten Abhängigkeiten zwischen Tä-
terin bzw. Täter und Opfer bestehen und dissoziative 
Verhaltensweisen bei den Opfern festgestellt wer-
den, könnte eine Rückkehr ins Milieu wahrscheinlich 
werden. Hamburg dagegen macht gerade das oft-
mals fehlende Zutrauen in die Funktionsfähigkeit des 
Rechtsstaates als wesentliche Ursache für die zu ver-
bessernde Kooperation zwischen Betroffenen und 
Behörden aus.

Aus asylrechtlicher Sicht ist die Identifizierung von 
Vulnerabilitäten, auch den nicht sichtbaren, eine we-
sentliche Herausforderung. Dies erfordert neben Sen-
sibilität und Einfühlungsvermögen gegenüber den be-
troffenen Personen ein Mindestmaß an Zeit, um ein 
Vertrauensverhältnis zum Opfer zu entwickeln. Hierfür 
ist schon durch soziale Dienste eine eingehende Befra-
gung im Rahmen der Sozialanamnese durchzuführen. 
Darüber hinaus ist der Einsatz von vertrauenswürdiger 
Sprachmittlung wichtig, um polizeiliche und allgemei-
ner behördliche Funktionsweisen und Zuständigkei-
ten sowie Verhaltensregeln zu erläutern. Wie schon 
ausgeführt worden ist, müssen nicht nur sprachliche 
Barrieren überwunden, sondern auch normative und 
kulturelle Erfahrungen und Prägungen berücksichtigt 

49	 Hamburg Arbeit HH (2021).

50	 Hamburg Arbeit HH (2021).

51	 Bayern StMI (2021).

werden, die auf eine Zusammenarbeit mit Betroffe-
nen einwirken. Grundlegende Akzeptanz behördlicher 
Befugnisse und Vertrauen in die Funktionsweise sind 
nicht automatisch vorauszusetzen. Das belegt exemp-
larisch die Anhörung nach § 25 AsylG, wenngleich sich 
dies in gewissen Grenzen auch auf andere Kontakte 
von Behörden und Überlebenden anwenden lässt. Die 
Kommunikation zwischen Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern erfolgt in der Regel nicht direkt, son-
dern über Sprachmittlerinnen und Sprachmittler. Hier 
bleibt ungeachtet intensivierter Sensibilisierungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen der beim BAMF eingesetz-
ten Sprachmittlerinnen und Sprachmittler ein Rest 
an Unsicherheit darüber, welche Inhalte einer Beleh-
rung über Rechte und Pflichten im Verwaltungsverfah-
ren und der Aussprache der Opfer über den erlittenen 
Menschenhandel sie übersetzen. Die Praxis hat ge-
zeigt, dass vielfältige Kompetenzen vonnöten sind, um 
in einer Asylanhörung adäquate Sprachmittlung zu be-
treiben. Es kommt nicht allein darauf an, die deutsche 
Sprache zu beherrschen; vielmehr sind zusätzlich fort-
geschrittene Kenntnisse der Fachsprache erforderlich. 
Diese müssen mit einer professionellen und insbe-
sondere nicht schematischen Arbeitsweise einherge-
hen. Vor diesem Hintergrund hat das BAMF die sys-
tematische Qualitätssicherung der Sprachmittlung in 
den zurückliegenden Jahren stark intensiviert und die 
Anforderungen für eine Tätigkeit erhöht. Weil Sprach-
mittlerinnen und Sprachmittler keine Beschäftigten 
des BAMF sind, von ihrer Tätigkeit jedoch in erheb-
licher Weise Qualität und Überprüfbarkeit der asyl-
rechtlichen Entscheidungen beeinflusst werden, bleibt 
dies auch in Zukunft wichtig. Denn die Anwesen-
heit einer dritten Person lässt das Risiko steigen, dass 
Antragstellerinnen und Antragsteller weniger Bereit-
schaft zeigen, ihr Schutzbedürfnis zu äußern und zu 
begründen. Sachbearbeitenden im Asylverfahren stellt 
sich die zusätzliche Aufgabe, die Interaktion zwischen 
Sprachmittlung und Antragstellern aufmerksam zu be-
obachten und ggf. zu reagieren, um die Sachverhalts-
ermittlung nicht zu beeinträchtigen. Diese Maßnahme 
kann dann gerechtfertigt sein, wenn zwischen Sprach-
mittelnden und Betroffenen aufgrund von Merkmalen 
wie Herkunft, Ethnie oder Religion Hemmungen ent-
stehen, frei vorzutragen. Aus demselben Herkunftsland 
oder Kulturraum stammende Sprachmittelnde können 
dazu führen, dass bei Antragstellerinnen und Antrag-
stellern Angst entsteht, das Berichtete könnte in der 
hiesigen Diaspora bekannt werden oder das Erlittene 
negativ aufgenommen werden. Gleichwohl ist eine So-
lidarisierung aufgrund gemeinsamer Herkunft und ge-
meinsam geteilter Werte eine denkbare Hoffnung auf 
Unterstützung in der Anhörungssituation, aber kein 
wünschenswertes Ergebnis.
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In der persönlichen Anhörung ermitteln Sachbe-
arbeitende bzw. Sonderbeauftragte für Opfer von 
Menschenhandel, ob Antragstellende in ihren Ausfüh-
rungen eine der bekannten Formen von Menschen-
handel substanziiert vortragen und glaubhaft ma-
chen können. Besonders anspruchsvoll wird diese 
Aufgabe, weil die Möglichkeit nicht auszuschließen 
ist, dass Täterinnen bzw. Täter sich als Opfer/Überle-
bende ausgeben und Asylverfahren betreiben. Das Ziel 
kann darin bestehen, mit dem Verfahren den eige-
nen Aufenthalt zu legalisieren. Diese Täter-Opfer-Um-
kehr aufzudecken gestaltet sich komplex, da in einer 
Asylanhörung ggf. Täterwissen von Opfererfahrungen 
unterschieden werden muss. Die Täterinnen bzw. Täter 
verfügen über wesentliche Kenntnisse der einzelnen 
Phasen des Menschenhandels (Anwerben, Befördern, 
Übergeben, Aufnehmen mit dem Zweck der Ausbeu-
tung und unter Androhung oder Ausübung von psy-
chischer oder physischer Tatmittel) und dürften im 
konkreten Fall in der Lage sein, die Opferperspektive 
vorzutäuschen.

Nach § 75 Abs. 11 AufenthG hat das BAMF die Auf-
gabe, Informationen an Sicherheitsbehörden zu über-
mitteln und deren Erkenntnisse, die zu Ausländern 
vorliegen, bei denen wegen Gefährdung der öffent-
lichen Sicherheit ausländer-, asyl- und staatsange-
hörigkeitsrechtliche Maßnahmen in Betracht kom-
men, auszuwerten. Zu diesem Zweck ist die Funktion 
der Sonderbeauftragten für Sicherheit im Asylverfah-
ren eingerichtet, die in diesem Punkt mit der Rolle 
der Sonderbeauftragten für Opfer von Menschenhan-
del überlappt. Sonderbeauftragte für Opfer von Men-
schenhandel erfüllen in erster Linie die Funktion, Be-
troffene formal zu identifizieren und den Kontakt zu 
den Fachberatungsstellen zu pflegen. Ergeben sich je-
doch konkrete Hinweise auf die erwähnte Täter-Opfer-
Umkehr, verändert sich die Methodik und die mit den 
Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern institutio-
nalisierte Zusammenarbeit ist auf die Gefahrenabwehr 
ausgerichtet. Um eine solche taktische Asylantragstel-
lung zu identifizieren und die Tätereigenschaft heraus-
zuarbeiten, ist erhebliches Wissen über die beschrie-
benen Phänotypen von Menschenhandel sowie über 
die Methoden der Anwerbung und die Tathandlungen 
unverzichtbar. Dieses Fachwissen muss sich notwen-
digerweise auf weitere Fähigkeiten und Kompeten-
zen wie eine spezifische Frage- und Gesprächsfüh-
rung erstrecken und die erforderliche Berufserfahrung 
einschließen. Sachbearbeitende, die jederzeit in einer 
Anhörung mit einer denkbaren Täter-Opfer-Umkehr 
der Täterinnen und Täter konfrontiert werden können, 
benötigen dafür auch dementsprechend Zeit, um den 
Sachverhalt zu ermitteln und den Tatbestand für die 

Entscheidung über den Asylantrag bzw. internationa-
len Schutz vorzubereiten. Es liegt auf der Hand, dass 
eine solche Anhörung sich über mehrere Tage erstre-
cken kann. Deshalb erfordert diese Aufgabe ein hohes 
Maß an Geduld, Beharrlichkeit und Professionalität, 
um die Anhörungssituation offen und konstruktiv zu 
gestalten. Wichtig ist, dass die nicht neutral agieren-
den, häufig das Interesse der Antragstellerinnen und 
Antragsteller im Blick habenden Beistände der Fach-
stellen stärker das Anhörungsgeschehen prägen und 
die Entscheidungsfindung beeinflussen. Überwiegend 
neigen die Fachberatungsstellen dazu, zentrale The-
men im Vorbringen der Antragstellerinnen und An-
tragsteller unkritisch zu übernehmen und als glaubhaft 
vorzutragen, während in den Anerkennungsverfahren 
im Rahmen der Sachverhaltsaufklärung sämtliche in 
die Sphäre der Antragstellerinnen und Antragsteller 
fallenden Tatsachen und Erlebnisse zu würdigen sind. 
Das Verhalten von Opferschutzeinrichtungen führt zu-
weilen zur Verfristung von Dublin-Verfahren. Dies liegt 
am notwendigerweise zugestandenen Beratungsbe-
darf, bewirkt aber nicht nachvollziehbare Terminverzö-
gerungen. Ebenfalls wird die Bedenkens- und Stabi-
lisierungsfrist nach § 59 Abs. 7 AufenthG eingesetzt, 
die von Behörden nicht geprüft ist. Voran kommt die 
Sachverhaltsermittlung jedenfalls dann, wenn Antrag-
stellerinnen und Antragsteller im Beisein von diesen 
Dritten entschlossener sind und die Unterstützung 
sie bestärkt. Sozialarbeitende können dann ein Vorteil 
sein, weil sie die Perspektive sowohl der verfahrens-
rechtlichen als auch des individuellen Schutzbedürf-
nisses miteinander vereinbaren können. Aber sie sind 
auch nicht davor geschützt, durch Akteure des Men-
schenhandels instrumentalisiert zu werden. Fehlende 
Neutralität der Fachberatungsstellen kann den Täte-
rinnen- und Täternetzwerken eher nutzen und dem 
Opferschutz entgegenstehen. Die damit verbundenen 
Ressourcen für die Sachverhaltsaufklärung können 
erheblich sein, will man dem Eindruck entgegenwir-
ken, die Verwaltungspraxis arbeite die Verfahren nach 
einem vorgegebenen Schema ab. Neben Ermittlung 
und Würdigung des asylerheblichen Sachverhaltes 
werden Antragstellerinnen und Antragsteller auch da-
hingehend belehrt, dass deren Angaben strafrechtliche 
Relevanz entfalten können und eine diesbezügliche 
Kooperation mit den Ermittlungsbehörden zielführend 
sein kann. Allerdings besteht die Gefahr eines Zielkon-
fliktes, wenn gründliche Sachverhaltsaufklärung und 
Interesse an wenigen anhängigen Verfahren miteinan-
der vereinbart werden müssen.

Fachberatungsstellen kritisierten bisweilen, dass wäh-
rend der COVID-19-Pandemie der Kontakt zum BAMF 
oder zu Ausländerbehörden deutlich reduziert wor-
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den sei oder zeitweise überhaupt nicht mehr mit per-
sönlichen Kontakten hätte erfolgen können. Dem ist 
entgegenzuhalten, dass Rücksprache mit Behörden 
telefonisch oder schriftlich stets möglich war. Die Aus-
länderbehörden standen persönlich eingeschränkt zur 
Verfügung. Dies hat die Möglichkeiten, Hinweise für 
die Erstidentifizierung von potenziellen Opfern von 
Menschenhandel zu erhalten, deutlich eingeschränkt. 
Deshalb gehen viele Länder davon aus, dass sich das 
Dunkelfeld von Menschenhandel erweitert hat. Bre-
men z. B. hat festgestellt, dass während der Kontakt-
beschränkungen zur Eindämmung des Infektions-
geschehens im Frühjahr 2020 die Anzahl der aktiven 
Prostituierten auf ca. 25 Prozent gesunken war.52 Das 
heißt zunächst nur, dass sicher noch eine von vier Pro-
stituierten gesichert im Milieu tätig war. Ob demge-
genüber auch wirklich drei von vier Prostituierten im 
Vergleich zur Situation vor der COVID-19-Pandemie 
ihre Tätigkeit ins Dunkelfeld verlagert oder tatsäch-
lich das Gewerbe verlassen haben, lässt sich mit dieser 
Feststellung nicht bestätigen.

5.2.2	 Bewährte Verfahren

Auf Ebene des Asylverfahrens, d. h. in der Aktenan-
lage, der Erstbefragung zur Klärung des für die Durch-
führung zuständigen Mitgliedstaates nach § 29 Abs. 1 
Nr. 1 AsylG, aber auch in der Vorbereitung der Anhö-
rung und ihrer Nachbereitung, findet nicht bloß ein 
Austausch zwischen Asylverfahrenssekretariat und den 
Sachbearbeitenden mit den Sonderbeauftragten für 
Opfer von Menschenhandel statt, sondern die Sonder-
beauftragten für Opfer von Menschenhandel unter-
richten die in der Aktenanlage, der Erstbefragung oder 
der Anhörung zuständigen Kolleginnen und Kollegen 
über aktuelle Trends, Erkenntnisse von anderen Behör-
den und sensibilisieren sie für eine mögliche Begeg-
nung mit Opfern von Menschenhandel, die ja nicht nur 
den Sonderbeauftragten selbst vorbehalten bleibt. Be-
währt hat sich die ausführliche Anhörung zur Bewer-
tung der Glaubhaftigkeit. Bereits in den der Anhörung 
vorgelagerten Schritten wird hierfür der Grundstein 
gelegt. Die Reisewegsbefragung kann erste Indikato-
ren für das Vorliegen von Menschenhandel ergeben, 
muss dies aber nicht. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des BAMF, die in der Reisewegsbefragung zum 
Einsatz kommen, leiten ihre Beobachtungen an die für 
die materielle Prüfung eines Asylantrags zuständigen 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter weiter.

52	 Bremen Inneres HB (2021).

Sonderbeauftragte für Opfer von Menschenhandel 
haben hinsichtlich der Erst- und formalen Identifi-
zierung sowie der späteren Schutzgewährung eine 
Schlüsselfunktion im Anerkennungsverfahren beim 
BAMF. Nach innen agieren sie als besonders geschulte 
und mit Expertenwissen ausgestattete Multiplikato-
ren und nach außen befinden sie sich im Austausch 
mit Fachberatungsstellen, der dafür sorgen kann, die 
unterschiedlichen Rechtspositionen auszutauschen 
und wechselseitig Verständnis zu fördern. Ein Bei-
spiel dafür ist das 2018 eingerichtete Netzwerktreffen, 
das Sonderbeauftragte des BAMF aus Außenstellen 
in Baden-Württemberg einerseits sowie Vertreterin-
nen und Vertreter örtlicher Fachberatungsstellen wie 
SOLWODI aus Ludwigshafen andererseits zusam-
menbringt. Neben der Förderung des persönlichen 
Kontakts besteht der Nutzen solcher Netzwerkiniti-
ative hauptsächlich darin, Erfahrungen zu teilen und 
damit die Qualität der Arbeit des BAMF zu fördern. 
Ein anderes Beispiel ist der als verlässlich empfun-
dene Austausch zwischen Außenstellen des BAMF in 
Nordrhein-Westfalen und dem Ableger der Mitter-
nachtsmission e. V. in Dortmund. Pandemiebedingt 
konnten ausgewählte Sonderbeauftragte des BAMF 
für Opfer von Menschenhandel nicht zu Netzwerk-
treffen reisen oder diese Netzwerktreffen wurden zur 
Eindämmung der COVID-19-Pandemie gar nicht erst 
abgehalten, was die angestrebte Verzahnung innerhalb 
des BAMF, aber auch zwischen Behörde und Organen 
der Zivilgesellschaft störte.

Die Wirkung solcher Erfahrungsaustauschformate 
besteht darin, dass Sonderbeauftragte für Opfer von 
Menschenhandel Erkenntnisse über etablierte Verfah-
ren an anderen Standorten in die Arbeit vor Ort ein-
fließen lassen können. Weiter zeigt sich, dass sie aus 
diesen Erfahrungsaustauschrunden gewonnene Er-
kenntnisse im Rahmen von Kurzpräsentationen in der 
Organisationseinheit vortragen und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus allen Arbeitsbereichen über Trends 
und Entwicklungen informieren. Für einen begrenzten 
Zeitraum hat das BAMF auch eine parallel zur Anhö-
rung verlaufende Qualitätssicherung erprobt, bei der 
Sonderbeauftragte für Opfer von Menschenhandel in 
Echtzeit den Fortgang einer Anhörung begleitet haben. 
Das Prinzip dieser Begleitung hat sich bewährt, denn 
sachbearbeitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
teilen den Sonderbeauftragten für Opfer von Men-
schenhandel Verfahren mit Auffälligkeiten hinsichtlich 
der Ausprägungen des Verbrechens und der Opferei-
genschaft mit – ob die Sachverhaltsermittlung in den 
konkreten Fällen ausreicht bzw. die Meldungen jeweils 
begründet waren oder ggf. eine ergänzende Anhö-
rung zu terminieren ist, regen die Sonderbeauftragten 
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nach Durchsicht der Akte gegenüber den Verantwort-
lichen in der Organisationseinheit des BAMF an. Dies 
kann Verfahren durchaus auf mehrere Termine auswei-
ten. Eine sorgfältige Prüfung des Antrags im Hinblick 
auf den Menschenhandel, die auch Empathie gegen-
über den Betroffenen zum Ausdruck bringt, sorgt für 
Rechtssicherheit und Vertrauen in die Arbeit der Be-
hörden im Allgemeinen und des BAMF im Besonderen.

Schließlich hat sich die Asylverfahrensberatung be-
währt, die mit dem Zweiten Gesetz zur besseren 
Durchsetzung der Rückkehrpflicht von 201953 in das 
Asylgesetz aufgenommen wurde. Der Normzweck 
des neu eingefügten § 12a AsylG besteht darin, dass 
das BAMF vor Einleitung des Asylverfahrens in Grup-
pengesprächen Antragstellerinnen und Antragstel-
lern Informationen zum Ablauf des Asylverfahrens und 
zu den Rückkehrmöglichkeiten bereitstellt. In einem 
zweiten Schritt kann beim BAMF in Einzelgesprächen 
eine individuelle Beratung erfolgen, die vor der An-
tragstellung ansetzt und sich bis zum Ablauf des Be-
hördenverfahrens erstreckt. Schon in diesem frühen 
Stadium der Vertrauensbildung wird den Bedürfnis-
sen der Betroffenen Rechnung getragen. Infolge der 
allgemeineren Skizzierung des Vorbringens lässt sich 
auf mögliche Indikatoren für das Vorliegen von Men-
schenhandel schließen.

5.3	 Anpassung von Verfahren aufgrund 
der COVID-19-Pandemie und 
Erwartung neuer Herausforderungen 
angesichts möglicher neuer Trends

Im Bereich der Asylantragsbearbeitung kam es auf-
grund der COVID-19-Pandemie zu Einschränkungen. 
Gleichwohl ist es gelungen, die Bemühungen zur Ein-
dämmung des Menschenhandels aufrechtzuerhalten. 
Eine erste Maßnahme bestand darin, die Asylanhörun-
gen unter Einhaltung der jeweils geltenden Hygiene-
vorschriften durchzuführen (Maskenpflicht bei den 
Beteiligten während der Anhörung; Umstrukturieren 
der Anhörungsräume, um ausreichend Hygieneabstand 
einhalten zu können; Einsatz von Messgeräten zur 
Bestimmung der Aerosolbelastung in den Anhörungs-
räumen; Lüftungsintervalle nach definierten Zeiträu-
men; Aufstellen von Spuckschutzwänden; Einsatz von 
Videokonferenzsystemen für die Sprachmittlung und 
die Entscheiderinnen und Entscheider oder im Rah-
men eines Drei-Raum-Konzeptes mit Zuschaltung 
aller Teilnehmenden über eine sichere bundesamts

53	 BGBl. 2019, Teil I, Nr. 31, 1294-1306.

eigene Verbindung; zudem fehlen die Schutzmaßnah-
men bei der Antragsannahme und der erkennungs-
dienstlichen Behandlung, Testnachweise, Reduktion 
der in den Warteräumen anwesenden Personen). Die 
damit einhergehenden Schwierigkeiten, Vertrauen zu 
schaffen und die Antragstellerinnen und Antragstel-
ler zu offenen und nachvollziehbaren Einlassungen 
zu motivieren, schlagen sich in der späteren individu-
ellen Würdigung im Sachverhalt nieder. Die aufgrund 
der COVID-19-Pandemie ergriffenen Anpassungen zur 
Durchführung von Anhörungen haben nicht ausdrück-
lich auf Anhörungen mit Bezug zu Menschenhandel 
abgezielt. Hier gilt das, was aufgrund der Pandemie für 
Anhörungen im Allgemeinen gilt.

Hinsichtlich der internen Fachfortbildung hat das 
BAMF hybride und dezentrale Schulungskonzepte er-
probt. Diese gingen von der Annahme aus, dass zur 
Eindämmung des anhaltenden Pandemiegeschehens 
Ausbilderinnen und Ausbilder die Lehrgänge von ihren 
Stammdienststellen aus koordinieren und vorberei-
ten, während die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
an ihren Dienststellen verblieben. Anders als vor dem 
Ausbruch der COVID-19-Pandemie fanden die Ver-
anstaltungen somit nicht zentral an einem Ort statt, 
sondern ortsunabhängig. Es ist denkbar, dass diese 
Ansätze hybrider Fortbildung künftig häufiger zum 
Einsatz kommen. Fraglich ist, wie stark sowohl Fach-
beratungsstellen als auch Ermittlungsbehörden ein-
gebunden werden können oder sollen. Große Vorteile 
von Präsenzveranstaltungen gehen im virtuellen For-
mat allerdings verloren, z. B. die Möglichkeit für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, sich untereinander 
zu vernetzen oder Fragen bilateral mit den Dozieren-
den zu klären. Außerdem erweisen sich die virtuellen 
Schulungsformate als technisch störanfällig.

Die Mehrheit der Länder verzichtete auf Anpassungen, 
die ausschließlich mit der COVID-19-Pandemie und 
ihren rechtlichen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
in Verbindung stehen.54 Hamburg z. B. hat zur Fort-
setzung eines entsprechenden runden Tisches unter 
Beteiligung der zuständigen Akteure gute Erfahrun-
gen mit digitalen Kommunikationsformaten gemacht. 
Sofern persönliche Vorsprachen beim Landeskrimi-
nalamt notwendig werden, ist dies uneingeschränkt 
mit Terminvereinbarung möglich gewesen. Um auf 
die Verlagerung der Tatörtlichkeiten in das Dunkel-
feld von Hotel- und privat angebotenen Unterkünf-
ten reagieren zu können, betrieben die Behörden zeit- 
und personalintensive Kontrollmaßnahmen, indem 
z. B. Hotelzimmer gemietet wurden, um Prostituierte 

54	 Sachsen-Anhalt MI ST (2021).
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und damit auch potenzielle Opfer von Menschenhan-
del erkennen zu können. Für die weiteren Ermittlun-
gen erhielten Zeugen und Beschuldigte Vorladungen 
in die jeweiligen Dienststellen unter Berücksichtigung 
der jeweils gültigen Schutzmaßnahmen zur Eindäm-
mung der COVID-19-Pandemie. Ähnlich wie in den 
Asylanerkennungsverfahren konnte durch die telefo-
nische Erreichbarkeit ein Abreißen der Kontakte auf-
gefangen werden. Doch dies ging sicherlich zulasten 
der Vertrauensbildung, weil die polizeilichen Erfahrun-
gen ebenfalls belegen, wie sehr die Kontakte zu den 
Ermittlungsbehörden und eine verfahrensrechtliche 
Verwertbarkeit einander bedingen.55

Die Fachberatungsstellen gingen dazu über, mit den 
Klientinnen verstärkt telefonisch und digital in Kon-
takt zu treten.56 In einzelnen Fällen fanden auch Um-
bauarbeiten statt, um Schutzmaßnahmen einhalten zu 
können.57 Andere führten sog. Beratungsspaziergänge 
im Freien ein,58 um so Abstandsregeln Rechnung zu 
tragen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeite-
ten abwechselnd von zu Hause aus. Die Sprechstun-
den mit Betroffenen fanden in Konferenzschaltung mit 
der Sprachmittlung statt. Dazu wurden mehrsprachige 
Aushänge mit Telefonnummern der Fachberatungs-
stellen in Erstaufnahmeeinrichtungen angebracht,59 
die auch über die geltenden Schutzmaßnahmen, die 
Möglichkeit der Impfung und Betreuung in Krisensi-
tuationen informierten. An Betroffene wurden bei Be-
ratungsterminen Masken ausgegeben.60 Wichtiger ist 
die Rolle von Messenger-Diensten geworden. Die dort 
angebotene Funktion der Sprachnachricht erlaubt eine 
niedrigschwellige Kontaktaufnahme für Personen, die 
womöglich keine oder kaum schulische Bildung er-
langt haben. Allerdings liegt hier auch ein Risiko für 
Betroffene, weiterhin ein Mobiltelefon benutzen zu 
müssen. Dieses könne nach Einschätzung der Fachbe-
ratungsstellen generell das Entdeckungsrisiko durch 
die Täter erhöhen.

Es liegt in der Natur der Sache, dass Täterinnen bzw. 
Täter eher restriktiver vorgehen, um die Geschäfte 
weniger störanfällig zu halten. Verfügt ein Opfer über 
eigene Telefone, die es auch in Abwesenheit eines Mit-
glieds der Täterinnen- und Tätergruppierung nutzt, 
steigt die Wahrscheinlichkeit, dass es mit Dritten Kon-

55	 Hamburg Arbeit HH (2021).

56	 Fachberatungsstelle KOOFRA e. V. in Hamburg;  
Fachberatungsstelle 2 (2021).

57	 Mitternachtsmission Heilbronn (2021).

58	 Mitternachtsmission Dortmund (2021).

59	 SOLWODI (2021).

60	 Mitternachtsmission Dortmund (2021).

takt aufnimmt und sich Hilfe sucht. Gelingt es Op-
fern dennoch, sich der möglicherweise engmaschigen 
Kontrolle zu entziehen, müssen Fachberatungsstellen 
schnell reagieren. In besonderen Fällen bestanden Ab-
sprachen zwischen den Geschäftsführungen der Fach-
beratungsstellen und den Behörden ungeachtet des 
zwischenzeitlich geltenden Beherbergungsverbots, Be-
troffene in Hotels unterzubringen und umgehend auf 
das COVID-19-Virus zu testen.61

Eine zusätzliche Herausforderung jenseits der COVID-
19-Pandemie ergibt sich für alle Beteiligten daraus, 
dass Menschenhandel selbst einem kontinuierlichen 
Wandel unterliegt. Es entstehen neue und modifi-
zierte Phänotypen, mit denen Behörden und Fachbe-
ratungsstellen Schritt halten müssen. Den Handel mit 
Kindern, vor allem deren Arbeitsausbeutung sowie 
das Ausnutzen strafbarer Handlungen bei unbeglei-
teten Minderjährigen, bleibt eine wesentliche Auf-
gabe im Rahmen der Bekämpfung von Menschen-
handel. Zugleich zeichnet sich ab, dass vermeintlich 
begleitete Minderjährige künftig als mögliche Opfer 
oder Überlebende von Menschenhandel identifiziert 
werden müssten. Täterinnen und Täter könnten sich 
die Schutzbedürftigkeit von Minderjährigen zunutze 
machen und über das Asylverfahren die tatsächliche 
Ausbeutung und den dazu ausgeübten Zwang zu ver-
schleiern versuchen. Die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie in weniger entwickelten Ländern wie 
steigende Arbeitslosigkeit und daraus folgende in-
nerstaatliche Verteilungskonflikte aufgrund von Ein-
schränkungen der sozialen Teilhabe könnten sich hier 
zu einem Push-Faktor verdichten. Sollte sich empirisch 
ein Zusammenhang zwischen begleiteten Minder-
jährigen und Menschenhandel beobachten lassen, ist 
das BAMF mit seinen unterschiedlichen Sonderbeauf-
tragten schon sehr gut auf diese Situation eingestellt. 
Derzeit gibt es keine solche Funktion für begleitete 
Minderjährige. Jedoch können und werden Erkennt-
nisse aus den Phänomenbereichen gebündelt, um im 
Einzelfall die Schutzbedürftigkeit erkennen zu kön-
nen. Im Rahmen des europaweit harmonisierten Aus-
bildungsplans werden solche Fallgruppen (begleitete 
und unbegleitete Minderjährige und/oder Opfer von 
Menschenhandel) gezielt behandelt. Die Identifizie-
rung dieser Opfer bleibt gleichwohl eine Aufgabe, die 
behutsam und sorgfältig erfolgen muss.

Eine aktuelle Herausforderung stellt der Angriffs-
krieg gegen die Ukraine seit Februar 2022 dar. 
Menschenhandelsopfer aus der Ukraine bildeten be-
reits in den Jahren zuvor eine signifikante Gruppe, vor 

61	 Nachtfalter (2021).
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allem im Bereich der Arbeitsausbeutung. Für den Zeit-
raum 2017–2020 hielten die Vereinten Nationen fest, 
dass mehr als 2.000 Opfer aus der Ukraine in 29 Län-
dern ermittelt werden konnten, mehr als die Hälfte 
von ihnen in der Russischen Föderation und ein Viertel 
davon in Polen (UNODC 2022a, 2022b: 3). 2021 stellte 
der Trafficking in Persons Report der USA mit Blick auf 
die Situation in der Ostukraine fest, dass fehlende hu-
manitäre Aktivität, Arbeitslosigkeit und Einschränkun-
gen der Bewegungsfreiheit durch von der Russischen 
Föderation eingerichtete Pseudobehörden einen Nähr-
boden für Menschenhandel bilden (US Department of 
State 2021: 575). Aufgrund der besonderen Situation 
im Land, d. h. dass Männer im Alter von 18 bis 60 Jah-
ren ohne gesundheitliche Einschränkungen zur Lan-
desverteidigung im Land verbleiben müssen, besteht 
das Risiko, dass nun vor allem Frauen und Kinder in 
den Fokus von Täterinnen- und Tätergruppierungen 
mit dem Ziel der sexuellen Ausbeutung geraten. So 
können Unkenntnis über Meldepflichten und behörd-
liche Zuständigkeiten, aber auch Kriegstraumatisierun-
gen eine Anfälligkeit für unredliche Hilfsangebote be-
günstigen. Eine zentrale Herausforderung besteht für 
Behörden deshalb darin, Anwerber in der EU im Blick 
zu haben, die sich die unübersichtlichen Fluchtum-
stände zunutze machen wollen. Dabei ist besonders 
auf weibliche Anwerber zu achten, die häufig dieselbe 
Sprache sprechen und damit rasch ein Vertrauensver-
hältnis zu geflohenen Kindern und Frauen begründen. 
Im Ergebnis können die Betroffenen schleichend und 
zunächst unbemerkt in die Strukturen des Menschen-
handels gelangen. Sowohl Behörden als auch Bera-
tungsstellen arbeiten mit Aufklärungs- und Informati-
onskampagnen in russischer und ukrainischer Sprache 
an Bahnhöfen und Busstationen und veröffentlichen 
Hinweise, die vor den Risiken von nicht zertifizierten 
Hilfsangeboten warnen.
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Die Bekämpfung des Menschenhandels bildet eine 
Priorität im nationalen Menschenrechtsplan der Bun-
desregierung und erzielte in den vergangenen Jahren 
deutliche Fortschritte. Zurückzuführen ist dies ins-
besondere auf das in Kapitel 3 entworfene komplexe 
und ineinandergreifende Frühwarnsystem der Behör-
den für Identifizierung und Schutzgewährung, das von 
präventiven Maßnahmen wie Sensibilisierungskam-
pagnen und aufsuchender Arbeit sowie nichtstaat-
lich betriebener Beratungs- und Unterstützungsleis-
tung wirkungsvoll ergänzt wird. Im Asylverfahren hat 
sich die Einrichtung der Sonderbeauftragen für Opfer 
von Menschenhandel im Jahr 2012 besonders bewährt. 
Ihre vielseitige Funktion liegt in der formalen Identifi-
zierung, der Sachverhaltsermittlung und Abschätzung 
der Folgen für identifizierte Opfer von Menschenhan-
del, wenn diese im Rahmen des Dublin-Verfahrens 
überstellt oder in das Herkunftsland zurückkehren, 
der Beratung von Kolleginnen und Kollegen sowie der 
Information der Führungskräfte innerhalb der Orga-
nisationseinheiten des BAMF. Sie ergänzen zudem die 
Funktion der übrigen Sonderbeauftragten, die bereits 
seit 1996 eingerichtet sind. Dies erscheint sinnvoll, da 
häufig Tatbestände wie geschlechtsspezifische Verfol-
gung und Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung zusammentreffen oder aufeinanderfolgen. 
Der Wissensaustausch zwischen Sonderbeauftragten 
für Opfer von Menschenhandel, Folter und Trauma, 
geschlechtsspezifischer Verfolgung, unbegleitete 
Minderjährige sowie Sicherheit bildet eine wichtige 
Grundlage für die Bekämpfung des Verbrechens im 
deutschen Modell. Die Sonderbeauftragten im BAMF 
antizipieren aufgrund ihrer intern und extern betrie-
benen Netzwerkarbeit Trends in den Phänomenberei-
chen und arbeiten auf diese Art und Weise daran mit, 
die formale Identifizierung und die Schutzgewährung 
weiterzuentwickeln.

Über das BAMF hinaus treten Sonderbeauftragte für 
Opfer von Menschenhandel in den Austausch mit 
Polizei, Ausländerbehörden und Fachberatungsstellen 
und agieren als Multiplikatoren, die die amtspoliti-
schen Leitlinien in Bezug auf Opfer von Menschenhan-
del im Dialog mit anderen gesellschaftlichen Akteuren 
erläutern. Andere Behörden des Bundes und der Län-
der richten sich an dieser Praxis des BAMF zumindest 
strukturell aus, indem sie Schwerpunktreferate oder 
-arbeitsgruppen bilden, die sich dem Phänomenbe-
reich und der fachlichen Weiterentwicklung widmen. 

Rück- und Ausblick6

Bekämpfung des Menschenhandels stellt einen sicher-
heitsrelevanten Sachverhalt dar. Deshalb ist der enge 
und nachhaltige Austausch von Erkenntnissen zu Hell- 
und Dunkelfeld des Phänomens und Risikoprofilen 
zwischen BAMF und Bundespolizei, Bundeskriminal-
amt sowie den Polizeien der Länder wichtig. Aber auch 
die Erkenntnisse von Fachberatungsstellen helfen wei-
ter. Die Behörden sind auf die Expertise dieser Stellen 
angewiesen und ziehen sie für die Ermittlungen und 
Sachverhaltsaufklärung in Betracht, ohne sich ihren 
Schlussfolgerungen vorbehaltlos anzuschließen. Die 
Position der Sonderbeauftragten hat auch für andere 
Mitgliedstaaten der EU eine Vorbildfunktion.

Ungeachtet der bislang erzielten Fortschritte bleibt die 
Bekämpfung von Menschenhandel eine andauernde 
Herausforderung, da Täterinnen- bzw. Tätergruppie-
rungen ihren Modus Operandi fortlaufend variieren. 
Die Möglichkeit, in z. B. Strafverfahren stärker auch 
Vermögenswerte einzuziehen, könnte in der weiteren 
Bekämpfung des Menschenhandels einen Ansatz bie-
ten (vgl. Körner/Völschow 2018).

Die Frage des Schutzes von Opfern von Menschen-
handel ist angesichts des Krieges, den die Russische 
Föderation gegen die Ukraine führt, noch dringlicher 
geworden. Täterinnen- bzw. Tätergruppierungen haben 
das Ziel, die Notlage der geflohenen Frauen und Kin-
der auszunutzen. Aus diesem Grund richten Behör-
den und Opferschutz ihr Augenmerk auf präventive 
und Informationsmaßnahmen, um schon die Phase 
des Anwerbens für Menschenhandel wirkungsvoll zu 
unterbinden.
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Anhang

Aufstellung der an der Studie mitwirkenden Bundesländer

Bundesland Zuständige Stelle Abkürzung

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales STMAS BY

Berlin Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Abteilung Frauen und 
Gleichstellung SenGPG BE

Bremen Der Senator für Inneres Referat Aufenthalt und Asylrecht Inneres HB

Hamburg Amt für Arbeit und Integration Arbeit HH

Niedersachsen Ministerium für Inneres und Sport MI NI

Sachsen Sächsisches Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, Europa und  
Gleichstellung SMJusDEG SN

Sachsen-Anhalt Ministerium für Inneres und Sport MI ST

Aufstellung der an der Studie mitwirkenden Fachberatungsstellen
(anonym teilnehmende Fachberatungsstellen sind nicht geführt)

Name ggf. Abkürzung

Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e. V. KOK e. V.

Dortmunder Mitternachtsmission e. V. -

Fach- und Beratungsstelle Nachtfalter,  
Einrichtung in Trägerschaft der Caritas-SkF-Essen gGmbH Nachtfalter

Diakonisches Werk Heilbronn Mitternachtsmission Mitternachtsmission Heilbronn

Koordinierungsstelle gegen Frauenhandel e. V. KOOFRA e. V.

Soldarity with Women in Distress (Solidarität mit Frauen in Not) SOLWODI

Solidarity with Women in Distress (Solidarität mit Frauen in Not) Berlin SOLWODI Berlin



58 Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz

Art. Artikel

AsylG Asylgesetz

AufenthG Aufenthaltsgesetz

BAFzA Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

BBMeZ Beratungsstelle für Betroffene von Menschenhandel und Zwangsprostitution

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BKA Bundeskriminalamt

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BPolG Bundespolizeigesetz

BVerfG Bundesverfassungsgericht

CDU Christlich Demokratische Union

d. h. das heißt

DBK Deutsche Bischofskonferenz

DGB Deutscher Gewerkschaftsbund

DIMR Deutsches Institut für Menschenrechte

e. V. eingetragener Verein

EASO Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen

EG Europäische Gemeinschaft

EMN Europäisches Migrationsnetzwerk

EU Europäische Union

EUAA European Union Agency for Asylum

EuGH Europäischer Gerichtshof

FBS Fachberatungsstelle

FDP Freie Demokratische Partei

FKS Finanzkontrolle Schwarzarbeit

GG Grundgesetz

i. d. F. v. in der Fassung vom

i. V. m. in Verbindung mit

IOM Internationale Organisation für Migration

KOK Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e. V.

KOM Europäische Kommission

lit. Litera (lateinisch: Buchstabe)

Ls. Leitsatz

Nr. Nummer

OLG Oberlandesgericht

PKS Polizeiliche Kriminalstatistik

Abkürzungsverzeichnis
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REG Return Expert Group

RL Richtlinie

Rn. Randnummer

s. o. siehe oben

SOLWODI Soldarity with Women in Distress (Solidarität mit Frauen in Not)

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

StPO Strafprozessordnung

u. a. unter anderem

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

z. B. zum Beispiel

ZPO Zivilprozessordnung

ZuVoJu Zuständigkeitsverordnung Justiz
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Publikationen des Forschungszentrums 
Migration, Integration und Asyl

Working Paper

WP 93	 Unerlaubter Aufenthalt in Deutschland:  
Perspektiven, Maßnahmen und Heraus
forderungen. Studie der deutschen nationalen 
Kontaktstelle für das Europäische Migrations-
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